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Nachdem nunmehr ein abgeschlossenes Halbjahr unserer Zeit- 
schrift vorliegt, bitten wir unsere Leser um eine Freundlich- 
keit, mit der sie möglicherweise auch einem Bekannten oder 
Freund einen Dienst erweisen können. 


Sie werden gewiß bei manchem der bisher erschienenen Bei- 
träge das Gefühl gehabt haben: es wäre schön, wenn ihn einer 
aus Ihrem Freundeskreise lesen könnte. 


Diesen Wunsch möchten wir erfüllen und damit gleichzeitig 
einen weiteren Kreis auf unsere Arbeit aufmerksam machen. 
Wie Sie schon bemerkt haben werden, ‚arbeitet der Verlag 
bewußt nicht mit viel Reklame, sondern verläßt sich auf die 
Wirksamkeit der Empfehlung. 

Bitte wenden Sie einige Minuten daran, sich der einzelnen 
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EUGEN LEMBERG 


Politische Psychologie der Flüchtlinge 


Flüchtlingsschicksal ist Teil einer weltweiten Umwälzung 


Das deutsche Vertriebenenproblem steht nicht allein in der Welt. Nicht nur, daß 
es unlöslich in einer Kette anderer Lebensfragen des deutschen Volkes steht; es 
stellt auch nur einen Teil des Problems dar, das viele Millionen Flüchtlinge, Ver- 
triebene, Umsiedler der ganzen Welt aufgeben. Versuche es zu lösen, wären im 
Ansatz falsch, wenn sie es nicht als Teilproblem eines weltgeschichtlichen Vor- 
gangs erfaßten. 
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Wanderungsbewegungen in Europa 1919—1939 


Abgesehen von den kaum jemals abreißenden Wanderungsbewegungen und Be- 
völkerungsverschiebungen in der Welt, der großen Auswanderung der europäischen 
und einiger asiatischer Bevölkerungsteile nach Amerika im 19. und 20. Jahrhun- 
dert, der durch die revolutionären Spannungen im zaristischen Rußland, durch die 
kommunistische Revolution, durch die Revolution in China usw. hervorgerufenen 
Emigrationen ist besonders Europa seit dem Beginn des Ersten Weltkrieges auf 
der Wanderschaft. Vor den Heeren der beiden Weltkriege sind immer wieder Be- 
völkerungsteile geflohen, hinter ihnen andere nachgerückt. Das Auf und Ab der 
Nationalitätenkämpfe im mittleren und östlichen Europa und auf dem Balkan hat 
Bevölkerungsverschiebungen bedingt. 
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Schon nach dem Ersten Weltkrieg sind Ausweisungen im großen Maßstabe durch- 
geführt worden, und ein Bevölkerungsaustausch wie der zwischen der Türkei und 
Griechenland (1923) hat ähnliche, nur noch weit katastrophalere Vorgänge nach 
dem Zweiten Weltkrieg vorgedeutet. 

Alles, was der Erste Weltkrieg in dieser Hinsicht mit sich brachte, ist aber durch 
den Zweiten weit in Schatten gestellt worden. Neue Wellen von Flüchtlingen sind 
ost- und westwärts geströmt und haben — wie die Polen 1939 zwischen den deut-. 
schen und sowjetischen Heeren — erlebt, daß es für sie kein Aufnahmeland gab 
und daß sie nur zwischen zwei fast gleich verhängnisvollen Übeln zu wählen hat- 
ten. Die deutschen Volksgruppen, die der Nationalsozialismus, sie zunächst vor dem 
Zugriff sowjetischer Entvolkungspolitik rettend, ins binnendeutsche Gebiet holte 


BORN | RN GE Pape RENTEN Venen A RE EN Tr re 


ey \--5, 


N „1-77“ Grenzen vor 1945 


Waniderungsbewegungen im Gefolge des Zweiten Weltkrieges’ 


‚Jt 
Geo-Politik KANN 


(Baltendeutsche, Wolhyniendeutsche, Bessarabiendeutsche und andere), sind da- 
mals, ohne es zu wollen und zu wissen, zu einer jahrzehntelangen Wanderung auf- 
gebrochen, die heute noch nicht abgeschlossen ist. 

All dies wird aber weit übertroffen von dem Schicksal der 15 Millionen Ost- 
deutschen, die durch den Einbruch der sowjetischen Heere und durch das Abkom- 
men von Potsdam aus ihrer Heimat gerissen und nach dem Westen in Wanderschaft 
gesetzt worden sind. Ihre Schicksalsgenossen sind nicht nur die Polen aus den 
Gebieten östlich der Curzon Line, die die verlassenen Gebiete östlich der Oder 
und Neiße bevölkern mußten, die Slowaken, Griechen, Zigeuner und Chinesen, die 


Unterlagen für die beiden Kartenski:’zen bot das Werk: Eugene ‚M. Kulischer: Euro pe on the Move 
War and Population Changes 1917-1947. Columbia University Press, New York 1947, (Karte I: S.85, Karte II: S 283) 


in Bere von Dar entblößte Gebiete kepröft wurden, sondern auch die An- 
gehörigen anderer Völker, die schon während des Zweiten Weltkrieges teils ge- 
zwungen, teils freiwillig zum Arbeitseinsatz ins Reich kamen, die vor den Sowjet- 
heeren flüchteten, von den kommunistischen Umbrüchen der Satellitenstaaten 
hinweggespült worden sind und nun als Displaced Persons oder in anderer Gestalt 
die westlichen Länder bevölkern, abgesehen von dem nicht abreißenden Strom der 
Flüchtlinge, die Menschenbild und Menschenbehandlung des Ostens von jen- 
seits des Eisernen Vorhangs in die westeuropäischen Länder treibt. An die 16 
Millionen Flüchtlinge verschiedener Volkszugehörigkeit leben so in den westeuro- 
päischen Ländern, davon 13!/2 Millionen Deutsche. Wer zählt die auf der Flucht 
und durch die Flucht Umgekommenen? In der übrigen Welt aber, in Indien oder 
in Ostasien, spielen sich Wanderungen, Flüchtlingsbewegungen und Umschichtun- 
gen noch größeren Ausmaßes ab. 


Schon dieser Überblick zeigt, daß das deutsche und gar das westdeutsche Ver- 
triebenenproblem nicht isoliert betrachtet werden kann. Es geht um eine Weltrevo- 
lution, die sich seit Jahrzehnten vollzieht und sich in der Änderung der gesell- 
schaftlichen Struktur, der Denkweise, in der Revolution der Technik, in der 
Emanzipation der Kolonialvölker ebenso äußert wie in den Fluchtbewegungen und 
Massenaustreibungen infolge kriegerischer Konflikte. Darum ist eine Lösung des 
Problems auch nur im Zusammenhang mit diesem großen Problem unserer Epoche 
zu finden. Hilfsmaßnahmen, mit denen von den verschiedenen Völkern der Welt 
Unglaubliches geleistet wurde, bedeuten doch nur ein Kurieren an Symptomen, 
während es um die Wurzel geht, um die Erneuerung und Vertiefung des Menschen- 


bildes und der letzten menschlichen Werte. 


Der Drang nach Westen 


Betrachtungen der europäischen Wanderungen zeigen, daß es sich in den letzten 
Jahrzehnten um eine große Ost-Westbewegung gehandelt hat. Schon die Auswan- 
derung nach Amerika verlief in dieser Richtung und erfaßte, im Westen Europas 
beginnend, stufenweise immer weiter östlich siedelnde Bevölkerungsteile, die sich 
nun nach dem Westen wandten. Wohin immer die beiden Kriege Bevölkerungsteile 


getrieben haben mögen: das Endergebnis ist eine große Westwanderung. Wenn 


man die Dinge nationalgeschichtlich betrachtet — es wäre freilich einseitig, sie nur 


von diesem Gesichtspunkt zu sehen — dann erhalten sie eine eigentümliche Fär- 
bung: Das nationale Erwachen der slawischen Völker im 19. Jahrhundert — an sich 
selbst Teil einer gesamteuropäischen geistesgeschichtlichen Bewegung — läßt mit 


der Errichtung zahlreicher slawischer Nationalstaaten und mit dem Erwachen eines 
russischen Nationalismus in der Sowjetunion, mit der gegenseitigen Steigerung von 
Nationalismus und Kommunismus bei den kleineren slawischen Völkern diese 
Westbewegung als Ausdruck eines slawischen Dranges nach dem Westen erscheinen, 
der nun dem vielberufenen Drang der Deutschen nach dem Osten geantwortet hat, 
nicht ohne dabei dessen siedlungsgeschichtliche und kulturelle Ergebnisse zum 


großen Teil zunichte zu machen. Die westliche Welt denkt immer noch — so lange 


halten sich eingewurzelte Vorstellungen im Leben der Völker — in den Kategorien 


27* 


408 Aufsätze N ! Heft 7 A 


einer „Deutschen Gefahr“, da diese längst, auch was die Geburtenzahlen betrifft, 
von einer slawischen abgelöst worden ist, die uns an die Seite des Westens treibt. 

Wenn der Westen jetzt die ganze nichtkommunistische Welt gegen die kommu- 
nistische „Aggression“ mobilisiert, so denkt er nur an der Oberfläche. Er hat sich 
lange der Täuschung hingegeben, eine Änderung der Gesinnung führender 


Persönlichkeiten oder ein Umsturz des Regimes könnte diese Dynamik grund-_ 


sätzlich verändern. Aber vielleicht sind sich einige der führenden westlichen 
Staatsmänner schon klar, daß sich heute der Vertrag von München wie ein Sieg 
der Westmächte ausnimmt gegenüber Potsdam, das diesen Erdrutsch nach dem 
Westen in Bewegung brachte. 

Trotzdem: Die Welt ist im Umbau von der nationalstaatlichen Struktur zu einer 
anderen, großräumigen Struktur begriffen. Mitten durch die Völker hindurch, die 
einander gestern noch leidenschaftlich bekämpften, geht eine neue Trennungs- 
linie: der Eiserne Vorhang. Fast jedes der mitteleuropäischen Völker ist durch 
ihn in zwei Teile gespalten. So leben auch slawische Volksgruppen in der westlichen 
Welt im Exil. Die Zeit ist vorbei, in der man diese Spannung auf den einfachen 
Nenner: hie Pangermanismus, hie Panslawismus, bringen konnte. 


Der Heimatbegriff in Osteuropa 


Es ist nicht nur ein Sieg slawischer Völker über die Völker anderer Sprach- 
familien. Neben diese Dynamik des Bevölkerungsdruckes nämlich tritt der Unter- 
schied der Denkweise, der geographischen und politischen Begriffe, des Menschen- 
bildes und der Menschenbehandlung. Ein Blick über die osteuropäische Geschichte 
lehrt, daß Bevölkerungsverschiebungen großen Ausmaßes in diesem Osten durch- 
aus zu den üblichen Mitteln der Politik gehören. Was bei mittel- und westeuro- 
päischen, hochempfindlichen und heimatverwurzelten Menschengruppen wie 
Massenmord wirkt, ist im Osten eine politische Methode unter anderen. 


Das ist nicht nur ein Ausfluß von Barbarei. Das beruht auf dem Fehlen des 
westlichen Heimatbegriffes. Der osteuropäische Mensch ist nicht an den Boden der 


‚engeren Heimat, sondern an die Menschen seiner Umgebung gebunden. Damit er- 


scheint ihm der Heimatbegriff der Gebirgsbewohner, der Küstenbewohner oder 
überhaupt der Menschen des mittleren und westlichen Europa unverständlich und 
sentimental. Selbst hochkultivierte und im westeuropäischen Geistesleben behei- 
matete Russen wie Fedor Stepun wollen in der Vertreibung der Ostdeutschen 
keinen Verlust der Heimat sehen, da nach ihren Auffassungen Breslau und Köln 
zur gleichen Heimat gehören. 

Auch in dieser Hinsicht gibt es also eine Ost-Westwanderung: Heimat- und Volksbe- 
griff, Denkkategorien, Menschenbild und Menschenbehandlung sind vom Osten nach 
dem Westen gewandert, wie ja schon Hitler, in manchen Dingen ein gelehriger Schüler 
des Bolschewismus, östliche Methoden der Menschenbehandlung in Mitteleuropa 
praktiziert hat. Was darin das Abendland durch Jahrhunderte der Persönlichkeits- 
entwicklung erreicht und gesichert zu haben glaubte, hat sich in vieler Hinsicht als 
Selbsttäuschung erwiesen. Es muß noch einmal durchgekämpft WErSEN., um sich im 
Zeitalter der Massen neu zu bewähren. 
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Zerschlagung der menschlichen Zusammenhänge 


Das deutsche Vertriebenenproblem hat einen Riß im deutschen Volk selbst offen- 
bart, dessen sich nur wenige bewußt waren. Der deutsche Westen hatte seit 1871 
allmählich verlernt, um was es im deutschen Osten eigentlich ging. So konnte es 
kommen, daß er die hereinströmenden ostdeutschen Flüchtlinge nicht viel anders 
betrachtete, als es die anderen westlichen Völker aus ihrer Kriegspsychose heraus 
taten: nämlich als die mit Recht bestraften Angehörigen einer Art Fünfter Ko- 
lonne des Nationalsozialismus. Daß es sich bei den Vertriebenen nicht um solche 
Deutschen handelte, die, aus den Eroberungen des nationalsozialistischen Regimes 
Nutzen ziehend, vor wenigen Jahren erst in die betreffenden Gebiete gelangt 
waren, sondern daß diese vertriebenen Deutschen schon Jahrhunderte da gewohnt 
hatten, wurde, wenigstens in Westdeutschland, bald klar. Trotzdem blieb der Vor- 
wurf eines leidenschaftlichen und sträflichen Nationalismus an ihnen haften. Selbst 
bedeutende Historiker, die es wissen konnten, wie Friedrich Meinecke, hatten keine 
Hemmung, diesen Vorwurf auszusprechen. Daß diese gefährliche Gesinnung der öst- 
lichen Deutschen nicht zusehr zur Geltungkäme und dasmühsam wieder zu erringende 
Verhältnis zu den übrigen Völkern vergifte, schien der Sorge von Politikern und Be- 
hörden würdig zu sein. So ging, dem Willen der Alliierten entsprechend, die durch 
die Potsdamer Deklaration eingeleitete Wanderungsbewegung nach einer den jahr- 
hundertelangen Erfahrungen kolonisatorischer Tätigkeit genau entgegengesetzten 
Methode vor sich. Alte, aufeinander eingespielte Gemeinschaften und Gruppen 
menschlicher, gesellschaftlicher, wirtschaftlicher Art wurden in alle Teile des rest- 
lichen Deutschland auseinandergesprengt, damit sie ja als Gruppen mit eigener 
Haltung und Prägung nicht gefährlich werden könnten. Nicht nur die Deutschen, 


' auch die Gruppen der sogenannten Displaced Persons wurden so auseinanderge- 


nommen, sinnlos, wie Uhrwerke von Kindern. Man war sich damals nicht bewußt, 
daß damit nicht Keime gepflanzt, sondern Trümmer ehemaliger Sozialgefüge in 
Westeuropa abgeladen wurden, was nicht nur die Lösung des Vertriebenenproblems, 
sondern auch den Aufbau einer lebensfähigen westdeutschen und europäischen 
Gesellschaft und Wirtschaft verhindern mußte. Der Fehler ist heute klar geworden 
und wird bitter bereut. Korrekturen in Form von neuerlichen Umsiedlungen wer- 
den versucht. Die Wiederherstellung alter Produktionsgemeinschaften wie der 
Gablonzer Schmuckindustrie hat gezeigt, wieviel auch ohne behördliche Planung 
und Lenkung möglich ist. Im ganzen aber ist dieses Gegenteil von Kolonisation 
nicht wieder gut zu machen. 

Wenn dieser Fehler eine gute Folge haben wird, dann wird das der tiefere Ein- 
blick in das Wesen menschlicher Gemeinschaftsformen, in die Bedeutung geglie- 
derter, arbeitsteiliger, geprägter Gemeinschaften sein, den er, wenn auch vielfach 


zu spät, gewährt. 


Volkstum als Gemeinschaftsordnung 


Solche geprägten Gemeinschaften waren das Anliegen der östlichen, insbesondere 
der jenseits der Grenzen des Bismarckschen Reiches wohnenden Deutschen. Sie 
hatten dafür vielfach keinen anderen Namen als „Volkstum“. Das ist begreiflich 
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aus der Tatsache, daß Eigenart und Prägung dieser Gemeinschaften nur so, an 
der Abgrenzung gegenüber anders gearteten und anders sprechenden Gemeinschaf- 
ten, bewußt wurde. So sieht etwas nach Nationalismus aus, was in Wirklichkeit die 
einzig mögliche Lebensform und Physiognomie des Menschen bedeutet. 


Denn nicht nur die deutschen, sondern alle übrigen Völker und Volksgruppen 
des großen Nationalitätengürtels von der Ostsee zur Ägäis sind sich auf diese 
Weise ihrer Humanität bewußt geworden. Die Geschichte des Erwachens der Völ- 
ker in diesem Raum, das sich zunächst unter dem belebenden Hauch der Herder- 
schen Philosophie vollzog, ist ein Beweis dafür. Denn dieses Erwachen bedeutete 
jedesmal nicht eine verengend reaktionäre Abschließung gegenüber den Bildungs- 
ideen und Strömungen des übrigen Europa, sondern im Gegenteil ein geistiges, 
kulturelles und wirtschaftliches Aufblühen, einen Fortschritt, einen neuen Antrieb 
aus einer gesamteuropäischen Bildungsbewegung. Auch die Deutschen in ihrer 
Gesamtheit haben ja das gleiche erlebt. Ihr nationales Erwachen vollzog sich durch 
den Anschluß an die europäische Aufklärung und hat zu der klassischen Blüte des 
philosophischen, musikalischen und literarischen Lebens um 1800 geführt. Aus dem 
gleichen Erlebnis haben die Völker und Volksgruppen jenes Nationalitätengürtels 
gegliederte und geprägte Gemeinschaften ‘als ihr Anliegen angesehen, deren 
integrierendes Prinzip eben die Nationalität oder das Volkstum war. Anders war 
Humanität nicht möglich. Darum ist aber der Kampf um die Erhaltung dieser ge- 
gliederten und geformten Gemeinschaften nicht einfach Nationalismus, sondern 
Kampf um die Bewahrung des Menschlichen, der Prägung und Form, in der es 
allein möglich ist, gegen das Amorphe, Ungegliederte, Ungeprägte, gegen die Masse. 

Darum leben heute die vertriebenen Ostdeutschen und Angehörigen anderer 
östlicher Völker in ihrem Exil, deklassiert und um den Sinn ihres Lebens gebracht, 
aber ein Wort immer wiederholend und eine Sendung predigend: das Volkstum, 
die organische Gemeinschaft, die von unten her aus sich selbst funktionierende, in 
viel tieferen Regionen als bloß in der staatsbürgerlichen Einsicht und im politischen 
Wollen begründete Gemeinschaft. Daß sie damit als Nationalisten und Kollektivisten 
mißverstanden werden, steigert nur noch ihre prophetische Leidenschaft. 


Volkstum und Staat 


In Wirklichkeit ist das Gemeinschaftsprinzip, das sie mit dem Namen Volkstum 
bezeichnen, das Gegenteil des Nationalismus, sein Korrektiv und seine Aufhebung. 

Wie ist dieses scheinbare Paradox möglich? 

Einfach schon dadurch, daß den östlichen Deutschen ein anderer Volksbegriff 
zugehört. Soweit sie nicht in den Nationalstaat von 1871 einbezogen waren, ist 
ihnen nationalstaatliches Denken im Grunde fremd geblieben. Im dynastischen 
Großreich oder im Nationalstaat eines fremden Volkes haben sie den Staat skep- 
tisch zu betrachten gelernt. Er war ihnen nicht wie den Westdeutschen der höhere 
Begriff. Viel höher als er galten ihnen die natürlich gewachsenen Gemeinschaften 
Familie, Stamm, Volk. Im sittlichen Konflikt zwischen den Anforderungen des 
Staates und denen des Volkes gaben sie den letzteren den Vorzug. Wie die reli- 
giösen Gruppen der Konfessionskriege lieber ihrem Gott gehorchten als dem König, 
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so glaubten diese Volksgruppen ihrer Sprache und sprachlichen Kultur mehr ver- 
- pflichtet zu sein als dem oft sehr zufälligen Staat, in dem sie ein Staatsvertrag 
oder Friedensschluß zurückgelassen hatte. 


Aber die deutschen Volksgruppen des Ostens hatten gegen den Nationalstaat 
noch mehr einzuwenden, als sie selber wußten. Sie waren Opfer der nationalstaat- 
lichen Struktur Europas. Denn die Einteilung Europas in lauter absolut souveräne, 
gottunmittelbare Nationalstaaten, in die sie als Grenz- und Inseldeutsche in den 
verzahnten und vielfach überschichteten Siedlungsverhältnissen Ostmitteleuropas 
nicht hineinpaßten, ließ keinen Raum für sie. Sie hat sie ausgeschieden, ins Elend 
gejagt, vernichtet. Wenn sie also von Volkstum sprechen, dann meinen sie — wo 
es sich nicht um trotzige Kompensation eines unwillig ertragenen Mangels handelt 
wie bei Leuten von der Art Schönerers — ein Prinzip, das dem Nationalstaat und 
seiner Machtentfaltung gerade entgegengesetzt ist. 


Freilich, dieses Prinzip ist von einem nationalen Imperialismus mißbraucht 
worden. Von ihm aus gesehen konnte jede Sprachinsel, jede von der romantischen 
Wissenschaft ausgegrabene Erinnerung an ehemalige Siedlungen oder Gerecht- 
same des eigenen Volkes als Stützpunkt machtstaatlicher Ansprüche proklamiert 
werden. Das hat der Imperialismus aller Völker getan, und er tut es — mit Aus- 
nahme des deutschen, der heute dazu nicht in der Lage ist — auch heute noch, 
gerade die östlichen Völker mit ungebrochener Naivität. Allein gerade dieser Miß- 
brauch ist das, was die deutschen Volksgruppen des Ostens am schwersten emp- 
funden haben. An der Überwindung der nationalstaatlichen Struktur Europas sind 
sie am stärksten interessiert. — So ist der Strukturgedanke, den die Vertriebenen 
des Ostens mitbringen, als ein heilendes Prinzip gegenüber dem Nationalismus und 
gegenüber der Vermassung zu erkennen. 


Leistungs- und Aufstiegswille 


Eine andere Heilkraft gegen die Ausbildung einer amorphen Masse steckt in 
dem unbändigen Willen der Vertriebenen zu persönlichem Aufstieg und zu indivi- 
dueller Leistung in dem jeweils vom einzelnen erlernten Beruf. Dieser Wille hat 
bewirkt und bewirkt immer noch weiter, daß sich die ursprünglich nivellierte 
Masse der Vertriebenen sehr rasch in verschiedene Schichten aufgegliedert hat und 
daß sehr viele einzelne in die Gesellschaft ihrer neuen Umwelt eingegliedert sind, 
nicht ohne selbst wieder Kristallisationskerne für ganze Gruppen von Vertriebenen, 
ja Impulse für die innere und äußere Wandlung auch jener Umwelt zu bedeuten. 


Ein weiteres wirkt in ähnlicher Richtung: der Verlust aller Voraussetzungen an 
Besitz und Beziehungen zwingt zu unerhörter Kraftentfaltung. So kommt es, daß 


nicht nur die vertriebenen Schulkinder trotz ungünstigerer Schulverhältnisse min- 


destens ebenso gute, wenn nicht bessere Leistungen als die einheimischen Kinder 
aufweisen, sondern daß auch der neu hereingekommene Flüchtlingsunternehmer 
oft Produktions- und Marktmöglichkeiten entdeckt, die der müde oder bequem ge- 
wordene Einheimische nicht für möglich hielt. Eine Reihe unerhörter Leistungen 
von der Gründung von Flüchtlingsbetrieben unter schwierigsten Verhältnissen bis 
zur Entwicklung ganzer Gemeinden und Industriezentren aus demontierten Trüm- 
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merfeldern zeugt dafür, daß die Lage vor dem Nichts weit höhere Antriebskräfte 


losspricht als die Verteidigung ererbten Besitzes. 

Diese Lage vor dem Nichts, die Befreiung aus allen Fesseln des Besitzes und der 
Tradition, der Sturz aus allen bisherigen Denkkategorien, bedeutet aber auch weit 
über Besitz- und Produktionsverhältnisse hinaus einen mächtigen Impuls. Nun ist 
alles in Frage gestellt, nun muß alles wieder ganz von vorn beginnen, alles neu 
durchdacht und neu entworfen werden. Darum sind aus ihren Wurzeln gerissene 
Bevölkerungsteile immer wieder die Träger von geistigen und politischen 
Revolutionen, von neuen Entwürfen der Gesellschaftsordnung, "von religiösen 
Bewegungen und Messianismen geworden: die Juden in der babylonischen Ge- 
fangenschaft, die Exulanten der Religionskriege, die Pilgerväter in Amerika 
und die deutschen Kolonisten in Südrußland, die Emigranten des 19. und 20. 
Jahrhunderts. Auch heute sind, da die Welt umgebaut wird, die Entwürfe und 


Konstruktionsgedanken für die Neuordnung der Völker und ihres Zusammen- 


lebens von den durch die gescheiterte Ordnung am tiefsten ins Leid gestürzten 
Gruppen zu erwarten, den Vertriebenen und den Unterlegenen. Darum sind Er- 
klärungen wie die Stuttgarter Charta der Vertriebenen und die Versuche der 
gegenseitigen Verständigung im Exil lebender Völker und Volksgruppen wie der 
Sudetendeutschen und der Tschechen ernster zu nehmen, als es den realen Macht- 
verhältnissen des Augenblicks entspricht. 


Die Problematik der Notgruppe 


Freilich, je heller das Licht, desto tiefer die Schatten. Das gleiche Schicksal, das 
göttliche Funken aus dem Stein hämmert, stampft in anderen alte Denkweisen fest. 
Die Gefahr der Vertriebenen, besonders ihrer älteren Generation ist es, bei völlig 
geänderten Verhältnissen in alten Kategorien und Methoden weiterzudenken. 

In der alten Heimat war es die Aufgabe der Besten, die Volksgruppe durch 
Ausbildung verschiedenartiger Gemeinschaftsformen zu einem Ganzen zu formen, 
ihr Gestalt und Gesicht zu geben, sie gegen die andersartige Umwelt abzugrenzen, 
‘da ihr dazu keine Staats- und Verwaltungsgrenzen zur Verfügung standen. Bei 
emigrierten Gruppen in fremder und fremdartiger Umwelt ist diese Aufgabe in 
noch stärkerem Maße gegeben. Ihre Assimilation an das Gastvolk würde nicht nur 
die Existenz der Gruppe aufheben, sondern für den einzelnen schwere Krisen und 


im ganzen Verlust an menschlicher Substanz bedeuten. In gewisser Hinsicht gilt ° 


das auch von den in das Gebiet ihres eigenen Volkes eingeströmten Vertriebenen 
und Flüchtlingen. Daher auch das natürliche Streben mancher ihrer geistigen und 
politischen Führer, mit den gleichen Mitteln und Methoden wie in der alten Hei- 
mat das Sonderdasein der Gruppe zu erhalten. 

Aber in dieses Streben mischt sich hier ein falscher Ton. Unvermerkt verschie- 
ben sich die Beweggründe. Der Führer und Gestalter einer solchen Volksgruppe 
im Exil ist zum Funktionär geworden, der von dieser Funktion lebt. Damit hat 
sich sehr plötzlich die gleiche Entwicklung vollzogen, die seit Jahrzehnten schon 
das Schicksal und die Tragik der parlamentarischen Demokratie ausmacht: Wäh- 
rend früher die politische Führungsschicht aus den Quellen persönlichen Eigentums 
lebte und die Politik ehrenamtlich betrieb (was der eigentliche Grund zu ihrer 


ns 
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' persönlichen Freiheit war), ist mit dem Aufstieg mittelloser Schichten in die poli- 
' tische Führung immer stärker der Funktionär in den Vordergrund getreten, der 
keine andere Einnahmequelle hat als eben die politische Betätigung im Auftrag 
einer bestimmten Partei oder Interessengruppe. So ist die geistige Unselbständig- 
keit, der Fraktionszwang, die Notwendigkeit, gegen besseres Wissen zu entschei- 
den, und die Verkümmerung der freien Persönlichkeit zum Kennzeichen einer 
Spätstufe jener parlamentarischen Demokratie geworden. 

Etwas Ähnliches hat sich, nur viel schneller und meist in einer Person, unter 
den Vertriebenen vollzogen. Die Erhaltung der Eigenart der betreffenden Gruppe 
in der Umwelt selbst des eigenen Volkes ist zur Rechtfertigung und Existenzgrund- 
lage des Funktionärs geworden. Wirkliche Hingabe und Aufopferung an die 
Landsleute, der Wunsch, ihrer Not zu steuern und ihnen alles zu sein, ist der 
eigentliche Antrieb vieler solcher Männer, die darum unserer Achtung gewiß sind. 
Aber wer will die Motive im einzelnen auseinanderhalten? Daher die erbitterten 
Führungskämpfe bisher noch in jeder Emigration. Daher auch das natürliche Stre- 
ben, die Notgruppe als solche zu konservieren. Sie wächst dann in die Rolle hinein, 
die die Amerikaner an den sogenannten Pressure Groups studiert haben. 

Nichts ist gefährlicher für den Umbau der Gesellschaft, der sich gegenwärtig, 
nicht zuletzt durch den Einstrom der Vertriebenen, vollzieht, als diese Ausbildung 
und Konservierung von Notgruppen. So notwendig die Pflege des Erbes, der Eigen- 
art und Physiognomie lebendiger Gruppen ist, so wesentliche Werte und Heilmittel 
gegen die Vermassung aus dieser Pflege kommen, so wichtig schließlich die Be- 
wahrung des Einheitsbewußtseins solcher landsmannschaftlicher Gruppen auch für 
die große deutsche und europäische Politik sein mag: die geistigen und politischen 
Führer der Vertriebenen müßten sich stets der Gefahr des Abgleitens in die Rolle 
einer Pressure Group bewußt sein. Die Versuchung ist groß und eigentlich kaum 
zu überwinden, solange einer keine Lebensgrundlage gefunden hat, von der aus 
er frei und sozusagen ehrenamtlich für seine Gruppe arbeiten kann. 

Für die Bundesrepublik ist ein Flüchtlingsgesetz geschaffen worden. Man hat 
dafür sehr sorgfältig den Personenkreis abgegrenzt, der die Schutzrechte des 
Flüchtlings oder Vertriebenen genießen soll. Das ist gut und notwendig. Aber 
dieses Gesetz müßte auch Bestimmungen enthalten, die das Aufhören des Flücht- 
lingsdaseins vorsehen und das Herauswachsen aus diesem Status des Flüchtlings 
nicht nur mit dem Verlust jener Schutzrechte bestrafen, sondern umgekehrt 
verlockend erscheinen lassen. Wohl hat der Ausspruch recht, der dem Flüchtling 
einen Charakter indelebilis zuspricht. Aber dieser bezieht sich doch wohl auf das 
kostbare Erbe, auf die Antriebskräfte, auf die Gnade und Sendung des Flüchtlings- 
daseins und nicht auf den Status des Deklassierten, des Ausgegrenzten, des For- 
dernden und des Almosenempfängers. 


Der Lastenausgleich und die Frage des Privateigentums 


Die plötzliche Deklassierung und Besitzlosigkeit weiter Schichten bewirkt nicht 
nur einen Strukturwandel der Gesellschaft, sondern auch eine Krise der Denkkate- 
gorien und Begriffe. Wie immer in ähnlichen Zeiten wird etwa das Privateigentum 
problematisch. Es ist unrichtig verteilt, in den Händen bestimmter Besitzergruppen 
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erstarrt und wird als ungerecht empfunden. „Eigentum ist Diebstahl,“ das ist die 
Formel für diese in ähnlicher Lage immer wiederkehrende Denkweise. 

Alte Vorstellungen der Volkssittlichkeit von der Bindung des Eigentums, die 
durch Jahrzehnte oder Jahrhunderte in die Grundschicht abgesunken waren, tau- 
chen wieder auf und gewinnen neue Überzeugungskraft. Früher einmal muß das 
Eigentum gemeinsam oder anders verteilt gewesen sein. Revolutionäre Programme 
mit neuer Eigentumsverteilung und Bindung des Privateigentums haben ihr Vor- 
bild in längst versunkenen Epochen. Sie wirken wie Rufe nach Erneuerung. 

In unserem Falle taucht die Frage auf, warum nur die einen den Krieg ver- 
loren hätten. So ist die Forderung nach dem Lastenausgleich wie ein Ruf nach 
Wiederherstellung einer durch eine Katastrophe verlorengegangenen Gerechtigkeit. 


Zwei Lösungen bieten sich grundsätzlich zur Wiederherstellung einer gerechten 
Eigentumsverteilung an: erstens die Expropriation der Expropriateure, die Lösung 
des Kommunistischen Manifestes; zweitens die Verbindlichkeit des Eigentums, das 
nur als Lehen erscheint und den Eigentümer verpflichtet, es richtig verteilen zu 
helfen. So will es die christliche Soziallehre, etwa die Enzyklika Rerum novarum. 


In diesem Auf und Ab drückt sich Eigenart und Funktion des Privateigentums 
aus. Daß es sich entwickelt und besteht, ist Voraussetzung für die Ausbildung der 
Persönlichkeit, der Kultur und höchster menschlicher Werte. Die ungleichmäßige 
Verteilung und die Erstarrung, zu der es neigt, wirkt dagegen wie ein tödlicher 
Panzer. Sie führt Situationen herauf, in denen eine Revolution fällig ist. 


Hinter der Forderung nach dem Lastenausgleich steht also ein durchaus berechtigtes sitt- 
liches Postulat und eine geradezu naturgesetzliche Selbsthilfe der Geschichte. In der Debatte 
um den Lastenausgleich stehen einander zwei Entwürfe gegenüber. Der soziale und der 
quotale Lastenausgleich. Wer den sozialen Lastenausgleich will, möchte sozusagen unter dem 
Geschehenen einen Strich machen, die Chancen des Weiterlebens und des Eigentumserwerbes 
neu verteilen. Darum neigen die Sozialisten ihm zu. In ihre Forderung mischt sich unvermerkt 
der Wunsch, den eigenen Kleinbesitz möglichst zu wahren. Im Hintergrund mag gelegentlich 
jene Auffassung der Vertriebenen als einer geschlagenen Fünften Kolonne Hitlers stehen, die 
nun mit einem gewissen Recht Strafe erlitten hat. Das sind alles sehr zweifelhafte Beweg- 
gründe. Der positive Zug dabei aber ist, daß diese Art des Lastenausgleichs am besten die 
Kräfte wirken läßt, die das schwere Schicksal den Betroffenen verleiht. 

Wer den quotalen Lastenausgleich fordert, sieht die ehemalige Eigentumsverteilung als 
gerecht, den Sturz daraus als ungerecht an. Er hat damit wenigstens subjektiv recht. Nur ein 
Denken in Kollektivschuld kann den Eigentümer für die Entwicklung und Verfestigung des 
Privateigentums verantwortlich machen, die sich unter seinen Vorfahren vollzogen hat. Diese 
Forderung nach dem quotalen Lastenausgleich ist nicht nur in die Vergangenheit gerichtet. 
Sie will ja die Chancen wiedergeben, die mit dem verlorenen Besitz verlorengegangen sind. 
Schließlich ist ehemaliger Besitz auch ein gewisses Kriterium für die Leistungsfähigkeit: wer 
einen großen Betrieb hatte, der wird wohl jetzt einen ähnlichen leiten können. Welche Syn- 
these immer zwischen sozialem und quotalem Lastenausgleich zu finden sein wird; der Lasten- 
ausgleich ist notwendig. Er darf sich nur nicht darauf beschränken, Pflaster oder Rente zu 
sein, ohne den Umbau der Gesellschaft und Wirtschaft anzubahnen, der fällig ist; ohne eine 
Erneuerung des Bewußtseins von der Verbindlichkeit des Eigentums zu bedeuten. 


Selten erkennt eine besitzende Gesellschaftsgruppe, daß eine solche Korrektur 
der Eigentumsverhältnisse notwendig ist. Sie läßt sich lieber in zähem Ringen 
Konzessionen abtrotzen oder von einer Revolution mitsamt ihrem Eigentum hin- 
wegfegen, als daß sie von sich aus die neue Verteilung vornähme, um das Ganze 
zu retten. Damit liefert sie der Revolution und einem planwirtschaftlichen System 
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die besten Argumente. Sie ahnt nicht, daß ein kräftiger Schnitt auch ihr selbst An- 
triebskräfte gäbe, die das Schicksal den Entrechteten und Enterbten gegeben hat. 
Eine Gefahr bedeutet der Kampf um den Lastenausgleich für die Vertriebenen: 
sie lernen dabei, auf die Hilfe der Öffentlichen Hand zu warten. Das beste Erbe 
gerade der östlichen Deutschen, die Schulung und der Instinkt zur Selbsthilfe, 
weicht einem Renten- und Entschädigungsdenken. Aus einem noch ursprünglicheren 
Gebiet sind sie durch die Austreibung in eine sozialtechnisch fortgeschrittenere 
Gesellschaft gelangt, in der der Staat alle Funktionen an sich gezogen hat, nicht 
ohne dabei den Einzelmenschen, die Familie, die Genossenschaft, die Kirche zu 
entmündigen. Das verdirbt bei ihnen den ursprünglichen Antrieb zur Selbsthilfe. 
Politiker und Erzieher der Vertriebenen werden sich daher bemühen müssen, die 
Hilfe des Staates zu erkämpfen, ohne dieses beste ostdeutsche Erbe preiszugeben. 


Die revolutionäre Lage 


Die Vertriebenen sind nicht die einzige Notgruppe in ihrem Volk und in Europa. 
An verborgenen Energien und Zukunftsbedeutung kann sich mit ihnen aber nur 
eine messen, ja sie übertrifft sie noch darin, die Jugend der Kriegs- und Nach- 
kriegsgeneration, die Zwanzig- bis Dreißigjährigen und ihre Leidensgenossen. 

Man kann sich doch nicht gut in der Vorstellung wiegen, diese Jugend würde das 
Werk der Restauration, das gegenwärtig unser politisches Leben kennzeichnet, 
unbesehen weiterführen. Was zur Zeit von ihr schon hervortritt und den Anschein 
einer nationalistischen Reaktion erweckt, ist das Ergebnis von Kurzschlüssen. Danach 
kann man diese junge Generation nicht beurteilen. Sie weiß, daß man Geschichte 
nicht wiederholen kann, und hat den inneren Zusammenbruch zu deutlich erlebt. 
Aber sie weiß auch, daß ein echtes Anliegen nicht mit Spruchkammern aus der 
Welt geschafft werden kann, und ist dabei, ihre geistigen Grundlagen zu revidieren. 
Man wird sich nicht wundern dürfen, daß diese Revision und Überwindung des 
Nationalsozialismus nicht in der gleichen Richtung und nicht mit den gleichen Argu- 
menten erfolgt wie die Ablehnung des Nationalsozialismus bei der alten Generation. 

Diese Jugend hat unterirdisch weitergedacht. Und dieses Weiterdenken ist oft 
eine bessere Überwindung des Vergangenen als die Ablehnung, die mit dem ur- 
sprünglichen Anliegen kein Thema gemeinsam hat. So denken die beiden Genera- 
tionen wie auf zwei verschiedenen Ebenen, die einander nicht berühren. Es ist eine 
Situation voll revolutionärer Spannung auch hier. 

Die Revolution hätte längst stattgefunden, wenn nicht die Furcht vor ihrer öst- 
lichen Form, dem Kommunismus, und ihrem östlichen Menschenbild davor zurück- 
hielte. Man ist wie in einer belagerten Festung, in der eine Revolution fällig ist 
und nur deshalb nicht stattfindet, weil sie dem Belagerer die Tore öffnen würde. 
Die Frage ist: Wird die soziale und altersstufenmäßige Revolution gelingen, ohne daß 
sie dem Belagerer die Tore öffnet? Vorläufig scheint man sich eine andere als die 
kommunistische Revolution nicht vorstellen zu können. Und doch hängt alles davon 
ab, ob diese nichtkommunistische Revolution gelingt. 
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Der Angriff auf die menschliche Substanz Rumäniens | 

In der Nacht vom 9. zum 10. November 1940 wurde die rumänische Hauptstadt 
von einem Erdbeben heimgesucht — dem stärksten seit Menschengedenken —, das | 
viele Gebäude zerstörte und Tausende von Menschenopfern forderte, einem Na- | 
turereignis, das der Volksmund gleich als böses Zeichen deutete. Die Erschütte- 
rungen und Verstümmelungen, die Staat, Land und Volk in Rumänien durch den 
Zweiten Weltkrieg erlitten, übertreffen alles, was dieses vom Schicksal wahrhaftig 
nicht verwöhnte Volk im Laufe seiner Geschichte über sich ergehen lassen mußte: 
Gebietsabtretungen, soziale, politische, wirtschaftliche und nicht zuletzt kulturelle 
Umwälzungen, die darauf abzielen, die Identität des Volkes zu ändern, seine 
Vergangenheit zu verfälschen und seine Zukunft in eine Richtung abzubiegen, 
die nicht ihm gehört und seinem Wesen und Willen nicht entspricht. Wir wollen 
uns mit denjenigen Veränderungen befassen, die einen Angriff auf die 
menschliche Substanz Rumäniens darstellen. 2 


Die Kriegsgefangenen 


Durch Artikel 20 des Friedensvertrages mit Rumänien (Februar 1947) ver- 
pflichtete sich die Sowjetunion, zweieinhalb Jahre nach Einstellung der Feind- 
seligkeiten zwischen den beiden Ländern alle rumänischen Kriegsgefangenen 
„sobald wie möglich“ in ihre Heimat zu entlassen. Ihre Zahl wurde von den 
Russen selbst mit rund 500 000 angegeben, von denen sie aber 10 Prozent von 
vornherein für tot erklärten — ohne natürlich die Namen der betreffenden Per- 
sonen zu veröffentlichen oder näheres über Ursache und Umstände ihres Todes; 
bekanntzugeben. Von den am Leben gebliebenen 450 000 repatriierten sie noch 
im Jahre 1944 30 000 Mann in der Form der beiden kommunistisch umgeschulten 
Divisionen Tudor Vladimirescu und Horia, Closca si Crisan, 68 000 im Jahre 1945, 
39 000 Mann 1946, 31000 Mann 1947 und 22000 im Jahre 1948, also insgesamt 
190 000 Mann. Der Rest von 260 000 Kriegsgefangenen müßte demnach noch in 
Rußland sein. 


Am 30. November 1948 erledigte das Präsidium der Rumänischen Volksrepublik | 
diese für die öffentliche Meinung Rumäniens immer beunruhigendere Frage nach 
dem Verbleib der rumänischen Kriegsgefangenen in Rußland mit einer Erklärung, 
wonach „alle während des Krieges außerhalb des Landes verschwundenen Ein- 
wohner Rumäniens als tot anzusehen sind“. Seitdem hat die Regierung der Volks- 
republik konsequenterweise nichts mehr zur Aufklärung des Problems unter- 
nommen. Dafür verfolgen die Vertreter der rumänischen Emigration im Ausland 
umso eifriger alle von den westlichen Alliierten besonders in der Frage der deut- 
schen Kriegsgefangenen gemachten Vorstellungen und versuchen, durch Presse 
und Denkschriften an die Organisation der Vereinten Nationen ihr Bestes zu tun, 
um die noch in Rußland verbliebenen rumänischen Kriegsgefangenen aus ihrem 


schweren Schicksal zu befreien. 
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Merkwürdigerweise halten die Vertreter des Rumänischen Nationalkomitees in Washing- 
ton und der politischen Parteien in Paris die von den Russen angegebene Zahl von 500 000 
oder 450000 Mann für übertrieben. Sie stützen sich dabei auf Angaben des Rumänischen 
'Generalstabes, für deren Richtigkeit der nun im Exil lebende General Radescu in seiner 
Eigenschaft als damaliger Chef des Generalstabes bürgen will, und nehmen für Ende 1944 
die Zahl von 320000 als richtig an (darunter 17500 Offiziere). Hinzu kommen noch 
20.000, die von den Deutschen und Ungarn im Westen nach dem 23. August 1944 gefangen- 
genommen und später in der Sowjetzone Deutschlands von den Russen übernommen wur- 
den, sowie 80.000 Soldaten rumänischer Volkszugehörigkeit, die von Ungarn in Nordsie- 
benbürgen eingezogen wurden und am Kriegsende auch in russische Hand fielen. Zieht 
man aus der Gesamtzahl von 120000 Kriegsgefangenen die 190 000 von 1944 bis 1948 
entlassenen sowie die 50 000 von Anfang an für tot erklärten ab, so bleiben immer noch 
180000 rumänische Kriegsgefangene, für die die Sowjets Rechenschaft abzulegen haben. 

Nach Angaben des ehemaligen Vor- 
sitzenden des Rumänischen National- 
komitees General N. Radescu in The 

di REN SE New York Times vom 27. Januar 1950 
een Se STE befanden sich Ende 1948 4000 rumä- 
ä 5 | nische Offiziere im sowjetischen Ar- 
beitslager Nr. 117 in Katona Gorki 
n ; in der Provinz Oblatu Gorku. Die 
Mermannsesae,  Mrongeadt ae N | letzte Intervention des Rumänischen 
sg 13 { | Nationalkomitees bei den zuständigen 
Organen der UNO in der Angelegen- 
heit der rumänischen Kriegsgefange- 
nen in Rußland erfolgte am 1. Oktober 
1950 vor der allgemeinen Debatte 
Be S über die Kriegsgefangen in derDritten 
Geo Don RAR x Kommission der Vollversammlung im 
Dezember 1950. Die am 14. Dezember von der Vollversammlung selbst angenommene Reso- 
lution sieht eine erneute Prüfung der Frage durch die betreffenden Regierungen bis zum 
30. April 1951 vor. Eine durch den Generalsekretär der UNO eingesetzte Kommission wird 
bis zum gleichen Zeitpunkt das notwendige Informationsmaterial von den in Frage kommen- 
den Regierungen über dieses Problera beschaffen zwecks Vorlage bei der nächsten, fünften 
Tagung der Vollversammlung. ' 
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Die politischen Gefangenen 


Im Oktober 1948 schätzte man in den Kreisen der rumänischen Emigration die 
Zahl der politischen Gefangenen in Rumänien auf 80 000 Personen. Nach weiteren 
Informationen erwies sich diese Zahl als viel zu klein, so daß man im Juni 1949 
von 240000 sprach. Heute dürften sie ein halbe Million erreicht haben, zumal die 
Regierung dazu übergegangen ist, auch die eigenen Reihen durchzukämmen. 

Die bisherige, im Jahre 1950 besonders intensiv betriebene Säuberungsaktion 
führte zur Beseitigung der in Eile improvisierten ersten Funktionärgarnitur 
des kommunistischen Regimes, bestehend aus’plötzlich bekehrten Elementen des 
alten Regierungssystems, aus Anhängern der Sozialdemokratischen Partei, die für 
die „Vereinigung“ mit der vor fünf Jahren noch ganz winzigen kommunistischen 
Gruppe gewonnen werden konnten, sowie aus freien, sozialistisch orientierten 
Intellektuellen — manche davon ehemalige Legionäre der Eisernen Garde —, 
die sich der neuen Regierung zur Verfügung stellten. Diese Aktion ergab wieder 
ungefähr 200 000 Opfer, von denen einige wohl in die Kategorie der politischen 
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Gefangenen einzuordnen sind, der weitaus überwiegende Teil aber die Reihen #: 
der Gruppe der „Vagabunden“ verstärkt. Aus diesen Gründen ist die Zahl der 
politisch Verfolgten des Regimes trotz der immer häufiger werdenden Sterbefälle 
in Gefängnissen und Lagern im ständigen Wachsen begriffen. Die Opfer sind in 
Zuchthäusern, Gefängnissen und Konzentrationslagern untergebracht. Ihre Be- 
handlung spottet jeder Beschreibung. Die berüchtigtsten Gefängnisse sind Jilava 
bei Bukarest und Aiud in Siebenbürgen, das letztere 4000 Mann umfassend. Wei- 
tere Gefängnisse und Konzentrationslager bestehen in Bukarest (Vacareschti und 
Malmaison), Ploeschti, Piteschti, Craiova, Ocnele-Mari und in vielen anderen 
Städten. Neuerdings werden die politischen Gefangenen auch zur Arbeit an dem 
Donau-Schwarzmeer-Kanal, dem Sklavenwerk des Regimes, herangezogen. 


Unter den Gefangenen befinden sich mit wenigen Ausnahmen alle diejenigen, 
die früher einen Namen hatten, von den Führern der Opposition Juliu Maniu, Ion _ 
Mihalache, Dinu Bratianu, Georg Bratianu, Titel Petrescu angefangen bis zu den 
kleinsten Dorfbeamten des früheren Regimes. Viele bekannte Generale des Zwei- 
ten Weltkrieges, Wissenschaftler, führende Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
sind heute nicht mehr am Leben. Auch sind Anzeichen dafür vorhanden, daß sie 
nach und nach in die Sowjetunion verschickt werden, wie das von den politischen 
Gefangenen in Pomarla, Regierungsbezirk Dorohoi in der nördlichen Moldau, 
bereits angenommen wird. 

In diese Kategorie gehören außerdem die griechisch-katholischen, die römisch- 
katholischen und die orthodoxen Pfarrer, die sich dem kommunistischen Kirchen- 
regiment der Regierung widerseizen, sowie die immer zahlreicher werdenden 
„Saboteure des sozialistischen Wirtschaftssystems“, die stoßweise von besonderen 
Sabotagekammern der Amtsgerichte verurteilt werden. An einem einzigen Tag 
(dem 3. September 1950) wurden bei der IV. Strafkammer in Bukarest allein 
417 Prozesse geführt, sämtliche Angeklagten wurden schwer verurteilt. Die Ur- 
teile selbst werden übrigens nicht mehr von den Gerichten, sondern von dem 


Politbüro des betreffenden Amtsbezirkes ausgesprochen. Die Zahl dieser „Klas- 
senfeinde“ betrug schon Anfang 1949 etwa 50 000. Sie dürfte heute mindestens 
um das Doppelte gestiegen sein. 


| 
| 
| 
| 
| 
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Die „Vagabunden“ 


Eine Gruppe für sich bilden die sogenannten Vagabunden, das sind die ent- 
lassenen Staatsbeamten und Angestellten, Offiziere, Lehrer, Pfarrer, Ärzte und 
Rechtsanwälte, denen die Arbeitserlaubnis entzogen wurde, die enteigneten Ge- 
schäftsleute, Fabrikanten, Hausbesitzer und nicht zuletzt die am 2./3. März 1949 
vollständig enteigneten und von ihren Höfen gewiesenen „Kulaken“ mit ihren 
Familien, die bei der kommunistischen Bodenreform des Jahres 1945 50 ha hatten 
behalten dürfen. Die Zahl der ursprünglichen und eigentlichen Vagabunden, die 
ihres Postens enthobenen Gehaltsempfänger, übersteigt 200.000 Personen, während 
die 170000 Kulakenfamilien etwa eine halbe Million neue Entwurzelte abgaben. 


Auch diese Personen, die infolge der neuen sozialen „Ordnung“ durch Entlas- 
sung oder Enteignung arbeits- und obdachlos geblieben waren, wurden durch ein 
Anfang 1949 erlassenes „Gesetz“ für „vagabund“ erklärt und konnten überall, 
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‘wo sie angetroffen oder erfaßt wurden, zur „freiwilligen“ Arbeit herangezogen 
werden. Kaum waren die ersten „Vagabunden“ auf dem „Freiwilligenmarkt“ auf- 
‚getaucht — das waren die ersten entlassenen Staatsbeamten in höheren Stel- 
lungen — da schuf die Regierung Groza durch das „Gesetz“ Nr. 217 vom 30. 
März 1945 die „freiwilligen Arbeitslager“, die gleichzeitig der Jugendorganisation 
der Arbeiterschaft und den allgemeinen Gewerkschaften unterstehen. 


Die Arbeitskräfte werden in „Brigaden“ zusammengefaßt, und es gibt ständige 
und zeitweilige Brigaden für Stadt und Land. Die ständigen Brigaden erfassen 
alle Arbeitskräfte, die in keinem Arbeitsverhältnis mehr stehen, ganz gleich ob 
Hand- oder Kopfarbeiter, und sie beziehen eine Art Lohn. Die „zeitweiligen Bri- 
gadiere“ dagegen sind Schüler, Lehrlinge usw. und arbeiten ganz „frei“. Sie wer- 
den auch nur in ihrer „Freizeit“ zu derartigen öffentlichen Arbeiten aufgerufen. 
Die Arbeitszeit, in der Regel an Sonn- und Feiertagen, beträgt 10 Stunden in der 
Woche, dazu kommen 2 Stunden politischer Schulung. Am Donau-Schwarzmeer- 
Kanal arbeiten freilich nur „ständige Brigadiere“, und ihre Zahl betrug Ende 
1949 etwa 60000 Mann. Viele Tausende, vielleicht Zehntausende von „Vaga- 
bunden“ flüchteten sich wie in alten Zeiten in die Berge und hoffen so, die „kom- 
munistische Pest“ überleben zu können. Sie organisieren freilich nicht nur 
Raubzüge, die die Bauern ihnen nicht einmal übelnehmen, sondern auch häufig 
Sabotageakte, die der Regierung ständig zu tun geben sollen. Viele Polizisten 
der neugegründeten Miliz wählen ihrerseits bei der Bekämpfung dieser „Wider- 
standsnester“ die Freiheit und laufen zu den „Vagabunden“ über. 


Die Verschleppten 


Schon während der ersten Annektion Beßarabiens und der Nordbukowina be- 
gannen die Russen mit der Verschleppung rumänischer Volksangehöriger, die bis 
dahin irgendeine Rolle im öffentlichen Leben gespielt hatten. Die rein rumänische 
Bevölkerung der im Juni 1940 von der Sowjetunion annektierten Ostgebiete 
Rumäniens betrug damals mehr als zwei Millionen Menschen. Als die beiden 
Provinzen zu Anfang des Rußlandfeldzuges wieder an Rumänien kamen, fehlten 
etwa 300 000 Personen, die während des einen Jahres nach Rußland verschleppt 
worden waren. Die Deportierungen wurden nach dem August 1944, als die Sowjet- 
union erneut in den Besitz Beßarabiens und der Nordbukowina gelangte, erst 
recht fortgesetzt, und es wird angenommen, daß die Zahl der Rumänen in die- 
sen Gebieten heute weit unter die Hälfte herabgesunken ist. 


Von August 1944 bis März 1945 standen die Moldau und Nordsiebenbürgen, 
letzteres am Schluß des Krieges von den Ungarn wieder erobert, unter russischer 
Militärverwaltung. In dieser Zeit entführten die „Befreier“ 20 000 rumänische 
Zivilisten. Dazu kamen im Laufe der Zeit etwa 50000 ehemalige Einwohner Beb- 
arabiens und der Nordbukowina, die sich 1940 und 1944 ins Innere Rumäniens 
vor den Russen geflüchtet hatten. Denselben Weg in die Konzentrations- und 
Vernichtungslager der Sowjetunion nahmen allein bis Januar 1948 noch 60 000 
politische Gefangene. Diese Deportierungen wurden natürlich auch danach syste- 
matisch fortgesetzt, und man ist in den rumänischen Kreisen im Ausland der 
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Ansicht, daß die Zahl der rumänischen Zivildeportierten in Rußland heute etwa 


eine Viertelmillion betragen dürfte. Rechnet man dazu die Zahl der noch in der 
Sowjetunion verbliebenen Kriegsgefangenen sowie die mehr als eine Million be- 
tragende Zahl der verschleppten Rumänen aus Bessarabien und der Nordbuko- 


wina, so kommt man auf etwa eineinhalb Millionen rumänischer Volksangehöriger, | 
die den Weg in die Vernichtungslager der Russen in den Kriegs- und Nachkriegs-. | 


jahren zurückgelegt haben. Das ist aber noch nicht alles. In letzter Zeit tauchen 
immer häufiger Nachrichten auf, wonach rumänische Arbeiter und Techniker in 
die Sowjetunion für „Ausbildungszwecke“ verschickt werden, abgesehen von der 
erst anlaufenden Deportierung politischer Gefangener. 


Das Schicksal der volksdeutschen Bevölkerung Rumäniens 


In Deutschland interessiert man sich begreiflicherweise für das Schicksal der 
volksdeutschen Bevölkerung der südosteuropäischen Länder. Über ihr Schicksal 
herrschte lange Zeit, besonders in den Kreisen der betreffenden Flüchtlingsgruppen, 
starke Besorgnis wegen der im März 1945 erfolgten Massenverschleppung nach 
Rußland. Man behauptet heute noch, die Russen hätten von Rumänien Arbeits- 
kräfte verlangt und die Rumänen hätten ihnen einfach die Deutschen ausgeliefert. 


Am 24. Februar 1949 hatte General Radescu, der damalige Ministerpräsident 


Rumäniens, Gelegenheit, hierüber in New York vor der Kommission zur Unter- 


suchung der Zwangsarbeit eine Erklärung abzugeben, die der deutschen Öffent- 
lichkeit entgangen sein dürfte. „In einer kurzen Zeitspanne“, sagte er, „vom 
5. Januar 1945 an, wurden 36 590 Männer und 32 748 Frauen rumänischer Staats- 
bürgerschaft und deutscher Abstammung durch Machtmißbrauch und Gewalt von 
der Sowjetarmee und den NKWD-Abteilungen deportiert. Die Aktion wurde wäh- 
rend der Nacht durchgeführt, und die Leute wurden ohne Gepäck und ohne Nah- 
rungsmittel in ungeheizten Viehwaggons in Richtung Rußland abtransportiert. 


Meine wiederholten Proteste in meiner damaligen Eigenschaft als Premierminister 


Rumäniens blieben ohne jegliche Antwort seitens der russischen Besatzungsmacht. 
Später erhöhte sich die Zahl der rumänischen Deportierten deutscher Abstam- 
mung auf mindestens 107 000 Menschen. Nach gründlich nachgeprüften Informa- 
tionen starb ein großer Teil dieser Verschleppten schon während des Abtrans- 
portes oder infolge der unmenschlichen Behandlung in den Lagern.“ 

Heute scheinen die Ansichten der volksdeutschen Flüchtlingsgruppe in Deutsch- 
land über das Schicksal ihrer Angehörigen in Rumänien sich dahingehend ge- 
ändert zu haben, daß Vertreter dieser Flüchtlingsgruppe offen zugeben, daß von 
allen deutschen Volksgruppen im Osten und Südosten Europas „nur die Sieben- 
bürger Sachsen und die Schwaben des rumänischen Banats als geschlossene Volks- 
gruppen den Krieg und die Folgezeit überstanden haben... Von 250 000 Sieben- 
bürger Sachsen leben in Rumänien noch 175 000 und von 350 000 Banater Schwa- 
ben schätzungsweise 250000... Bei der Räumung des südlichen Siebenbürgen 
zogen trotz der Kürze der Zeit mehrere Tausend Sachsen mit den deutschen 
Truppen fort... In Nordsiebenbürgen... mußte die deutsche Bevölkerung, 
‚rund 50000, auf deutschen Befehl nach Westen trecken.... Im Gegensatz 
zu den aus den ostdeutschen Provinzen verschleppten Zivilpersonen sind die nach 
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Rußland zwangsverpflichteten Schwaben und Siebenbürger Sachsen, soweit sie die 
' Deportation überlebten, in ihre Heimat zurückgekehrt — die letzten nach fünf 
Jahren. Vermißt werden noch zahlreiche volksdeutsche Gefangene, die im ru- 
mänischen Heer dienten“. 


Diese Angaben stammen aus einem Bericht, den die evangelische Wochenschrift „Christ 
und Welt“ am 1. März 1951 unter dem Titel „Bilanz einer Volksgruppe“ veröffent- 
lichte. Der Verfasser, offensichtlich selbst ein Angehöriger dieser Volksgruppe, schreibt am 
Schlusse seiner Ausführungen über die Haltung der Rumänen gegenüber ihren volksdeut- 
schen Landsleuten: „Wer die Lage des Rumäniendeutschtums mit der der Deutschen in den 
anderen Ländern Ost- und Südosteuropas vergleicht, kann feststellen, daß ihnen das 
Schicksal trotz aller Schrecken nicht so furchtbar mitspielte wie jenen. Das liegt nicht zu- 
letzt daran, daß die Rumänen, die selbst lange ein Minderheitendasein führten, auch für 
nichtrumänische Minderheiten eine gewisse Aufgeschlossenheit zeigen. Davon scheint selbst 
die allgewaltige Kommunistische Partei berührt zu sein, die freilich einen sehr geringen 
Anhang im rumänischen Volk hat, dessen Mehrheit sich wie nie zuvor unterdrückt fühlt. 
Nicht nur die Lebensumstände der Deutschen in Rumänien, auch die der Rumänen sind 
bei weitem nicht mit denen der Vorkriegs- und Nachkriegszeit vergleichbar. Nicht nur die 
Deutschen, auch die Rumänen leben heute unter völlig anderen Bedingungen, östlich 


 gleichgeschaltet“. 


Kommunistische Umsiedlungspolitik 


Die Regierung der Rumänischen Volksrepublik scheint eine neue Umsiedlungs- 
politik in die Wege zu leiten. Sie will nämlich die in Rumänien lebenden Griechen 
und Türken, die sich im Vertrauen auf den Schutz ihrer Mutterstaaten wohl er- 
lauben, ihre politische Unabhängigkeit dem Regime gegenüber zu bewahren, 
ausweisen und durch kommunistische Elemente aus den „befreundeten“ Ländern 
ersetzen. Im September 1950 hat eine Gruppe von 800 Griechen aus den Donau- 
häfen Braila und Galatz Rumänien verlassen. An ihrer Stelle wurden überzeugte 
Kommunisten aus Bulgarien, Mazedonien, Albanien und Griechenland selbst 
angesiedelt. Eine 4000 Seelen starke griechische Kolonie besteht in Florica bei 
Piteschti, wo ehemalige Teilnehmer am Bürgerkrieg, politische Flüchtlinge, ge- 
raubte Kinder usw. ihr Asyl fanden. 

Eine ähnliche „Umsiedlungsaktion“ scheint auch in Bulgarien gegen die Türken 
im Gange zu sein, wo bis zum 1.März 1951 46000 Menschen das Land ver- 
lassen mußten. 

In Rumänien selbst sind die führenden Persönlichkeiten der serbischen Volks- 
gruppe verhaftet worden. Im Unterschied zu den Angehörigen der griechischen, 
serbischen und türkischen Minderheit verlassen die Juden gemäß einer Verein- 
barung zwischen den Regierungen Rumäniens und Israels freiwillig das 
Land, doch die rumänische Regierung bemüht sich, ihnen unter der Hand immer 
größere Schwierigkeiten in den Weg zu legen. 


Die politischen Flüchtlinge 


Um die Reihe der Erschütterungen und Verstümmelungen, die der rumänische 
Volkskörper durch den Zweiten Weltkrieg erlitt, abzuschließen, müssen wir noch 
der. politischen Flüchtlinge gedenken, die heute in alle Welt verstreut ihr schweres 
Los tragen. Die ersten von ihnen stammen aus der Zeit vor dem Kriege: es waren 
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die Legionäre der Eisernen Garde, die sich vom Dezember 1938 an in immer '2 
dichteren Scharen nach Deutschland flüchteten. Nach der Akbdankung König 


Carols II. kehrten sie im Oktober 1940 nach Bukarest zurück, um sich an der 


neuen Regierung unter der Leitung des damaligen Generals Antonescu zu be- _ 


teiligen. Nach ihrer mißglückten Revolte gegen den eigenen Regierungschef im 
Januar 1941 erschienen sie wieder in Deutschland. Der größte Teil ist im Laufe 
der Nachkriegsjahre nach Italien, Frankreich und Spanien über die grüne Grenze 
weitergegangen. Viele von ihnen landeten von dort aus in Argentinien und Brasi- 
silien, vereinzelte auch in Kanada und den USA. 

Nach dem rumänischen Waffenstillstand, den die Russen offenbar als Kapitulation 


betrachteten, verblieben in Deutschland und Österreich auch eine Anzahl ehemali- 


ger rumänischer Fremdarbeiter und sogenannter Lehrlinge, Offiziere und Offiziers- 
anwärter sowie ein kleiner Teil der ehemaligen Gesandischaftsmitglieder in Berlin, 
die aus politischen oder sonstigen Gründen nicht in die Heimat zurückkehrten. 

Der deutschfreundliche Kurs Rumäniens, besonders nach dem im März 1939 
abgeschlossenen Wirtschaftsvertrag, veranlaßte oder zwang verschiedene westlich 
orientierte Politiker und Wirtschaftsführer, sich rechtzeitig ins demokratische 
Ausland zurückzuziehen. Dazu gehören in erster Linie der ehemalige Außenmi- 


nister Grigore Gafencu und die Großindustriellen N. Malaxa und Max Auschnit, 


die sich über die Schweiz in die USA begaben. Erst nach der endgültigen Macht- 
übernahme durch die Kommunisten im März 1945 setzte der große Strom der 
rumänischen Flüchtlinge aus den Reihen der demokratischen Parteien ein. An 
ihrer Spitze stehen heute die Vertreter der politischen Parteien und General 
Nicolae Radescu, der letzte verfassungsmäßige Ministerpräsident Rumäniens. 

Eine nicht unbedeutende rumänische Emigration befindet sich in der Türkei. 
Durch die Vermittlung der Internationalen Flüchtlingsorganisation (IRO) ist eine 
Anzahl rumänischer Flüchtlinge, besonders aus Deutschland und Österreich, nach 
Australien ausgewandert. Auch die kleineren südamerikanischen Länder wie Ve- 
nezuela, Bolivien, Peru usw. gewährten vielen rumänischen Emigranten Asyl. 

Die Gesamtzahl der rumänischen Flüchtlinge ist schwer abzuschätzen. Sicherlich 
gehört die rumänische Emigration nicht zu den großen Emigrantengruppen unserer 
Zeit. Zwar kann sie zahlenmäßig nicht als unbedeutend bezeichnet werden, ihre 
Stärke dürfte aber in der Qualität liegen. Sie umfaßt nicht nur Berufspolitiker 
und Diplomaten, sondern auch Generale und höhere Offiziere, Wissenschaftler, 
' Schriftsteller und Journalisten, Pfarrer, Ärzte, Rechtsanwälte, Geschäftsleute, Ver- 
treter mittelständischer Berufe, Arbeiter und Bauern. Die Zahl der jungen Leute 
überwiegt bei weitem diejenige der Vertreter älterer Jahrgänge. Die rumänische 
Emigration gewinnt auch dadurch an Bedeutung, daß die alte rumänische Kolonie 
in USA und Kanada sich weitgehend materiell und moralisch hinter sie stellt. 
Ihre wichtigsten Zentren sind in der Reihenfolge ihrer politischen Bedeutung: 
New York und Washington, Paris, Rom, London, Madrid, Buenos Aires und München. 


Be HERBERT SCHOTTELIUS 
Portoriko, ein amerikanisches Übervölkerungsgebiet * 


Im 16. und 17. Jahrhundert Schauplatz kühner Freibeuterzüge gegen spanische 
Flotten, im 18. Jahrhundert das erste große tropische Produktionsgebiet für den 
wachsenden Bedarf europäischer Märkte, ist der Bereich der westindischen Insel- 
flur im Laufe des 19. Jahrhunderts mit dem Abbau der Sklaverei wirtschaftlich 
hinter den aufstrebenden Konkurrenten Brasilien, Afrika, Indien, Südost- und 
Ostasien zurückgeblieben. Die Hinterlassenschaft aus der großen Blütezeit in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, als das geschlagene Frankreich im Pariser 
Friedensschluß (1763) eher den Verlust ganz Kanadas mit seinen 80 000 franzö- 
sischen Bauern als den der einen kleinen Antilleninsel Guadeloupe verschmerzen 
zu können meinte, aber bereitet 
heute den Kolonialmächten Kopf- 
zerbrechen. Auslaugung der Bö- 
den,Übervölkerung, zivilisatorische 
Rückständigkeit haben hier einen 
Klone) schleichenden wirtschaftlichen Kri- 
#2. ;s%. || senzustand geschaffen, aus dem sich 
die Bevölkerung nicht ohne Hilfe 
von außen zu befreien vermag. 

Portoriko hat in Vergangen- 
- Kögrana A  —troum heit und Gegenwart in manchem 
ns Tan E das Schicksal der Nachbarinseln 
geteilt. Ponce de Leon besiedelte es 1508 von Hispaniola (Haiti) aus. Wäh- 
rend die Spanier das Inselgewirr der Kleinen Antillen gegen die karibischen 
Eingeborenen und dann auch gegen die immer massiveren Versuche englischer, 
französischer und holländischer Plantagenkolonisation nicht zu halten vermochten, 
wurde Portoriko als die seestrategisch beherrschende Eckbastion des spanischen 
Amerika-Besitzes allen Angreifern zum Trotz zäh behauptet. Wirtschaftlich begann 
dieser periphere Außenbesitz erst gegen Ende des 13. Jahrhunderts aufzublühen, 
als Spanien die Bindungen seiner monopolistischen Kolonialwirtschaft zu lockern 
anfıng. So ist Portoriko später als die Nachbarinseln zu einem Importgebiet für 
größere Mengen afrikanischer Negersklaven geworden, denn nach dem frühen 
Verlöschen der eingeborenen Indianerbevölkerung bildete die Beschaffung tropen- 
fester Arbeitskräfte die wichtigste Voraussetzung für den einträglichen Anbau von 
Zuckerrohr, Kaffee und Tabak. Der Bevölkerungsanteil der reinblütigen, noch un- 
gemischten Sklaven hat kaum mehr als 10 Prozent betragen. Zwar nahm zu Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts der Negerimport zu, jedoch stellten die aus allen 
inzwischen unabhängig gewordenen ehemaligen Festlandkolonien Spaniens zuwan- 
dernden königstreuen Elemente das Zahlenverhältnis annähernd wieder her. Auf 
dieser Europa am nächsten gelegenen großen Antilleninsel blieb die spanische 


* Am 7. April 1951 wurde der Portorikaner Oscar Collazo in Washington zum Tode verurteilt, weil er bei 
einem Attentatsversuch auf Präsident Truman am 1. November 1950 einen Polizisten erschossen hatte. 
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Herrschaft vorerst unbestritten. Und wenn auch die Sklaverei in Portoriko annä- v 
hernd 40 Jahre länger dauerte als in den benachbarten britischen Kolonien (bis 
1873), so milderte doch sogar unter dem wachsenden Druck kapitalistischer Ren- 
tabilitätsrechnung das duldsamere spanische Kolonialmilieu manche Härte des. 
Sklavendaseins. Freigelassene und auch Sklaven wurden weitgehend assimiliert. 
Das Ergebnis ist eine breite Mulattenschicht unendlich vieler Schattierungen, die 
heute weitgehend den Typus des Portorikaners bestimmt. 
Entscheidend für das Schicksal der Insel blieb auch weiterhin ihre strategische 
Schlüsselstellung vor der für Europa und die nordamerikanische Atlantikküste am 
günstigsten gelegene Einfahrt in das Karibische Meer. Denn der Sieg, den die USA 
1898 in dem Krieg gegen das ungerüstete Spanien mühelos davontrugen, wurde 
zwar mit dem Ziel der Befreiung Kubas von spanischer Herrschaft geführt. Porto- 
riko jedoch brachte er lediglich den Übergang von der spanischen zur amerikani- 
schen Kolonialherrschaft. Die Verdienste der amerikanischen Verwaltung liegen 
hier ebenso wie auf der Schwesterinsel Kuba vor allem auf technisch-zivilisato- 
rischem Gebiet, erfolgreicher Seuchenbekämpfung und dem Bemühen um eine 
Selbstverwaltung. Auf sprachlichem und kulturellem Gebiet haben die USA nicht 
jene unglücklichen Zwangsmaßnahmen angewandt, die als Ausdruck nationalstaat- 
licher Ideologie in Europa das Nationalitätenproblem so oft zu einer Quelle zwi- 
schenvölkischer Verbitterung habe werden lassen: Das Spanische blieb Amtssprache. 
Zeitweilig nur ist das Englische Pflichtunterrichtsfach in den Schulen gewesen. 


Zuckerrohr und Übervölkerung 


Wirtschaftlich paßte sich die Insel nach 1898 vollkommen dem nordamerika- 
nischen Markt an. Die Bedeutung der Zuckererzeugung, die bereits 1901 55 Pro- 
zent des Exporterlöses erbrachte, stieg in der Folgezeit noch durch Erweiterung 
der Anbauflächen und Intensivierung. Niedrige Löhne, das überreichliche Angebot 
von Arbeitskräften boten den Anreiz zu größeren Dollarinvestitionen in Groß- 
unternehmungen der Zuckererzeugung. Der Kaffeeanbau, dessen Erzeugnisse einst 
Weltruf genossen, verlor seit der Jahrhundertwende gegenüber den mittelameri- 
kanischen Konkurrenten ständig an Boden und erlitt durch Wirbelsturmkata- 
strophen solche Rückschläge, daß er heute nur noch den Eigenbedarf decken kann. 
Der gleichzeitige Rückgang des Tabakanbaus führte zur Vorherrschaft des agra- 
rischen Großbetriebes und einer Monokultur des Zuckers, dessen schwankende 
Weltmarktnotierungen das Wohl und Wehe der Antilleninsel bestimmten. So er- 
schütterte die Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre nicht nur das soziale Gefüge 
der Insel, sondern drohte katastrophale Formen für die Bevölkerung anzunehmen. 

Abhilfe gegen diese ungewöhnliche Konjunkturabhängigkeit sollte durch das 
„Industrial Recovery Program“ erfolgen mit dem Ziel, die Wirtschaftsstruktur 
der Insel von Grund auf zu verändern. Seit 1934, mit verstärktem Nachdruck seit 
1937, setzte der Ausbau der energiewirtschaftlichen Basis sowie des Verkehrs- 
wesens ein. Die Ausnutzung reichlich vorhandener Wasserkräfte hat eine Stei- 
gerung der Jahresleistung von 45 Millionen kW (1934) auf 260 Millionen kW 
(1946) ergeben. Der Beschränkung des Großgrundbesitzes auf Einheiten von etwa 
200 ha folgte 1948 die Gewährung zwölfjähriger Steuerfreiheit für industrielle 


RETTEN SE , EEE NOT LA TOR I Dr a a N Bi. 2 ” 
er! & ee Ne: w. J 
’ N ie r 


Schottelius: Portoriko, ein amerikanisches Übervölkerungsgebiet 425 


Neuanlagen. Der Mangel an industriellen Rohstoffen, z. B. einer Kohle-Erzbasis, wie 
andererseits das niedrige Lohnniveau (60 Prozent unter dem der USA) und die vor- 
handenen Energiereserven führten zum Aufbau arbeitsintensiver Betriebe der ameri- 
kanischen Konsumgüterindustrie, von Textil- und Keramikgroßbetrieben. 
Verfassungsrechtlich ist Portoriko heute ein Territorium der USA. Der Insel ist 
eine Verfassung nach dem Muster der USA mit Senat und Repräsentantenhaus 
verliehen worden. Jedoch ist die höchste Kontrollinstanz der amerikanische Kon- 
—— greß, und im Repräsentantenhaus von 
Washington ist Portoriko nur mit beraten- 
der Stimme vertreten. Die Aufnahme als 
TORIKO N 49. Staat hat der amerikanische Senat noch 
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zurückgewiesen, denn für die Südstaaten 
würden durch die Zulassung eines als 
eindeutig farbig angesehenen Staates nur 

Some die Schwierigkeiten vergrößert, die der 
Beibehaltung gesellschaftlicher Rassenschranken entgegenstehen: Eine Zweidrittel- 
mehrheit in beiden Häusern des Kongresses kann verfassungsändernde Gesetze 
beschließen. Seit 1917 besitzen die Portorikaner das amerikanische Bürgerrecht. 
Seit 1949 regiert als erster von der Bevölkerung gewählter Gouverneur Luis Muäoz 
Marin. Muäoz, früher ein entschiedener Vertreter der Unabhängigkeit, errang seine 
Mehrheit von 60 Prozent dank den Stimmen des Landarbeiterproletariats. 

Mit einem Agrarprogramm, das die Ansätze der von nordamerikanischen Gouverneuren 
begonnenen Bodenreform, die Verbesserung der ländlichen Wohnverhältnisse sowie den Aus- 
bau des Bildungswesens energisch fortführen will, verbindet Muüoz die Förderung nordame- 
rikanischer Industrieanlagen. Sein Rückhalt in der Industriearbeiterschaft ist jedoch schwach. 
Auf dem von der Bodenreform erfaßten Großgrundbesitz ist durch die Regierung Mufioz ver- 
suchsweise eine genossenschaftliche Bewirtschaftung durchgeführt worden. Die Regierung schafft 
Großfarmen mit 40—200 ha. Manager und Arbeiter bekommen über den Lohn hinaus propor- 
tionale Anteile am Betriebsgewinn. Jeder Arbeiter verfügt daneben über 0,5—1 ha Eigenbe- 
sitz. Auf Grund der bisherigen Erfahrungen mit diesem Proportional Profit Farming auf 60 
solcher Großfarmen mit 15 000 Arbeitern wird die weitere Ausdehnung diesesSystems geplant. 


Portoriko gilt vielfach als ein Musterbeispiel für die Durchführung des Truman- 

Programms für unentwickelte Gebiete. Die finanziellen Hilfen der USA in Form 
von Investitionen und Zuschüssen (z. Z. mehr als 150 Millionen $) bedeuten auch 
dadurch kein geringes Opfer. So groß aber die Bemühungen von amerikanischer 
‚Seite und von Portorikanern selbst zur Behebung des Lebensstandards sind, so 
‚viel getan wird, um die Insel vom Weltzuckermarkt unabhängig zu machen, so ist 
‚damit doch noch nicht das Kernproblem gelöst. Portoriko wird heute von mehr 
als 2,2 Millionen Menschen bevölkert, — 1900 war es nur eine Million. Die Be- 
;völkerungsdichte des gebirgigen Landes, dessen Boden nur zu 50 Prozent agrarisch 
nutzbar ist, beträgt etwa 250 pro qkm und liegt damit so hoch wie in dem dich- 
'test besiedelten Staat der USA, dem hochindustrialisierten Flachlandgebiet Rhode 
‚Island. An Bevölkerungsdichte wird es in der Westlichen Hemisphäre nur von der 
'zwanzigfach kleineren Antilleninsel Barbados (420 pro qkm) übertroffen. Die 
Geburtenziffer von 42,6 (1947) auf 1000 wird in beiden amerikanischen Konti- 
'nenten nur noch von Mexiko (45 auf 1000) übertroffen. Bei dem gegenwärtigen 
'Geburtenüberschuß wird die Dreimillionengrenze 1961 überschritten sein. 
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Auswanderung und Nationalismus 


Es besteht wenig Aussicht, daß wirtschaftliche Hilfsmaßnahmen auf die Dauer 
mit einem derartigen Tempo der Bevölkerungszunahme Schritt halten können. 
Die von nordamerikanischer Seite nachdrücklich empfohlene Geburtenbeschrän- 
kung verfängt bei der streng katholischen Bevölkerung nicht. Es bleibt also nur 
noch die Möglichkeit der Auswanderung, vor allem nach den USA, wozu ja das 
amerikanische Bürgerrecht schon seit einigen Jahrzehnten die Möglichkeit gibt. 
Mangelhafte Fachausbildung und sprachliche Schwierigkeiten auf Seiten der Porto- 
rikaner, auf nordamerikanischer Seite das gesellschaftliche Vorurteil gegen eine 
Menschengruppe, die aus dem rassisch so viel toleranteren spanischen Kolonial- 
milieu hervorgegangen ist, erschweren die Aufnahme und Assimilation größerer 


Auswandererkontingente. In der nordamerikanischen Landwirtschaft hat die Me- 
chanisierung längst von den Getreidegebieten auf den Baumwollgürtel überge- 


griffen. Als Arbeitskräfte werden Facharbeiter benötigt. Sozialpolitische Bedenken 
lassen in den nordamerikanischen Agrargebieten die Verpflichtung ausländischer 
Saisonarbeiter in größeren Mengen vor allem aus Mexiko wünschenswerter er- 
scheinen, da sie nach abgelaufenem Kontrakt keinen Anspruch auf Verbleiben im 
Lande haben. Die Portorikaner hingegen können auf Grund ihres Bürgerrechtes 
bleiben. Ist die Ernte beendet, können sie den Fürsorgeeinrichtungen zur Last 
fallen. So erklärt sich der große Nachdruck, den Portorikos Regierung auf die 
Kulturpolitik, wie die Bekämpfung des Analphabetentums (etwa noch 30 Prozent) 
und die Ausbildung von Facharbeitern, legt. Bessere berufliche Ausbildung er- 
leichtert den Portorikanern den Lebenskampf in einer fremden Umgebung. 


Der amerikanische Schmelztiegel hat mit ihnen bisher nicht fertig werden kön- 
nen. Sie fühlten sich nicht besonders wohl im Norden und suchten meist mit ihrem 
Verdienst in die wärmere Heimat zurückzukehren. Bis jetzt führen die 250 000 
Portorikaner in New Yorks Negerviertel Harlem — es sind hier mehr als als in 
der Inselhauptstadt San Juan — eine Existenz am Rande der amerikanischen Ge- 
sellschaft. Vielfach sehen sogar die Englisch sprechenden Neger der USA auf diese 
so sehr viel weißere Menschengruppe herab. So wird die spanische Sprache eher 
zu einem Male sozialer Zweitrangigkeit als völkischer Eigenständigkeit. In dem 
Maße, wie die Autonomie der Insel ihrer Bevölkerung einen immer wesentlicheren 
Anteil an der Lenkung ihrer Geschicke zuweist, verliert für die gewählte Regie- 
rung und die Mehrheit der Portorikaner die völlige Unabhängigkeit an Reiz. Das 
zeigt die Erklärung des portorikanischen Senats gegen alle Versuche von ibero- 
amerikanischer Seite, sich in die Beziehungen zwischen den USA und der Antillen- 
insel einzumischen. Einen solchen Vorstoß hatte die Panamerikanische Anti-Kolo- 
nial-Konferenz von Havana 1949 unternommen, auf der 13 Staaten vertreten 
waren. In Portoriko traten bei den letzten Wahlen nur zwei Prozent der Bevöl- 
kerung für die Sache der radikalen Nacionalistas ein, die Freiheit von den USA 
auch gegen den Strom der wirtschaftlichen Zwangsläufigkeiten erringen wollen. 

So erscheint der nationalistische Attentatsversuch als Verzweiflungstat von An- 
hängern einer untergehenden Sache. Die Erkenntnis, wie wenig eine solche Tat 
den Interessen Portorikos dient, zeigt die Ablehnung durch die überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung. Der Anschlag löste eine örtlich begrenzte nationali- 
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tische Aufstandsbewegung in Portoriko aus, die die Polizei zum Anlaß nahm, um 
Nationalisten- und Kommunistenführer zu verhaften. Der Mann aber, der den 
Polizisten Coffelt niederschoß, kam nicht direkt aus San Juan, sondern lebte seit 
Jahren in Harlem. Collazo ist der Typ des Portorikaners, der wirtschaftlich seinen 
Weg in den USA gemacht hat. Hier scheint sich vielmehr ein ursprünglich durch 
wirtschaftliche Not gesteigerter Nationalismus zu verbinden mit dem Ressentiment 
einer Einwanderungsgruppe, die sich mit dem einwanderungsfeindlichen Nativis- 
mus ihrer neuen Heimat auseinandersetzen muß. Ein Beispiel dafür ist auch der 
Lebensgang des Nationalistenführers Pedro Albizu Campos, eines ehemaligen 
Studenten der Harvard-Universität, der im Ersten Weltkrieg dekoriert und zum 
Offizier befördert wurde, obwohl seine Mutter eine Mulattin war, dessen Feindschaft 
sich dann aber an dem Erlebnis gesellschaftlicher Ablehnung entzündete. 

Man kann die Situation Portorikos nicht besser kennzeichnen, als es der Gou- 
verneur Mufoz getan hat, der von der Notwendigkeit sprach, eine Politik zwi- 
schen zwei Feuern führen zu müssen. Die Regierung ist verantwortlich für eine 
Bevölkerung, die noch mit den Folgen ihrer zivilisatorischen Rückständigkeit zu 
ringen hat, aber vor sich das Problem der colour bar sieht, das sie allein nicht 
zu lösen vermag. Ihre Führer müssen den Weg finden zwischen einer politischen 
und wirtschaftlichen Überfremdung und einem Nationalismus, dem der Traum einer 
Großkaribischen Föderation zusammen mit den Nachbarinseln vorschwebt. 


Schaufenster vor Iberoamerika 


Für die USA ist das Problem Portoriko nicht mit dem Hinweis auf die poli- 
tische Unreife und die Zukunftsaussichten einer gesundenden wirtschaftlichen Ent- 
wicklung der Insel abgetan. Gewiß hat die portorikanische Selbstregierung umwelt- 
und entwicklungsbedingte Kinderkrankheiten zu überwinden. Das eigentliche 
Problem ist aber ebensowenig wirtschaftlich durch vermehrte Investitionen wie 
politisch durch die völlige Unabhängigkeit zu lösen. Alle Bemühungen um die so- 
zialen Nöte Portorikos führen zu dem größeren grundsätzlichen Problem, wie die 
USA ihre Stellung zur farbigen Menschheit, — zunächst im eigenen Bereich —, 
zu regeln wissen. Portoriko ist nicht nur strategische Position und Knotenpunkt 
des Weltluftverkehrs. Es bildet in vieler Hinsicht die Brücke zwischen dem Nord- 
und dem Südkontinent der Westlichen Hemisphäre. Ist es nicht das Schaufenster 
des Nordens gegenüber den iberischen Ländern? Hier, im geographischen Zentrum 
der Neuen Welt, kann den USA weniger denn irgendwo anders ein sozialer Unruhe- 
herd in Zeiten weltumspannender Frontenbildung angenehm sein. 


WOLF SCHENKE 


Ein Mythos zerplatzt 


DIE SENATS-UNTERSUCHUNG 
ÜBER DIE ABBERUFUNG GENERAL MACARTHURS 


Im Mai und Juni war die Welt Zeuge eines Vorganges, für den es kein Beispiel 
gibt. Durch das Schauspiel im Caucus Room des Senats in Washington hat sich 
Amerika redlich den Namen des Landes der unbegrenzten Möglichkeiten ver- 
dient. Nur wer die Befragung der höchsten amerikanischen Militärs und Staats- 
männer nicht an Hand kurzer Zeitungsmeldungen verfolgt hat, sondern sich 
durch die unheimliche Fülle des Materials durcharbeitet, bekommt einen rechten 
Begriff von der Tragweite des Ereignisses. Im Kreml konnten täglich 13 Männer, 
die wissen, was sie wollen, die Berichte aus Washington studieren. Niemals vor- 
her hat irgendwo in der Welt eine Staatsführung solche Berichte aus erster 
Hand über die tiefsten Geheimnisse ihres potentiellen Gegners erhalten. Außer 
den Telegrammspesen von Washington nach Moskau haben Stalin diese Infor- 
mationen nichts gekostet, und wenn er geduldig einige Tage gewartet hat, bis 
jeweils die Luftpostausgabe der New York Times eintraf, so hat ein Nachrichten- 
material, das normalerweise auch für viele Millionen Dollar nicht zu beschaffen 
wäre, nur einige zehn Dollar gekostet. Die Zeitung brachte in täglichen Sonder- 
beilagen in vollem Wortlaut die Sitzungsprotokolle des aus Mitgliedern des 
Auswärtigen und des Wehrausschusses des Senats zusammengesetzten Untersuchungs- 
ausschusses unter Senator Richard B. Russell, (aus denen der militärische Zen- 
sor, Admiral Davis, nur ganz geringfügige Streichungen vornehmen durfte), mit 
den Aussagen, die Verteidigungsminister Marshall, Außenminister Acheson, der 
Chef der Vereinten Stabschefs, General Bradley, die Oberbefehlshaber der drei 
Wehrmachtsteile und andere Militärs und Politiker über ihre Politik in Ver- 
gangenheit und Zukunft, ihre Absichten und Pläne machten. 


Anlaß zu diesem forensischen Schauspiel gab die Abberufung General Mac- 
Arthurs, aber bald drehte es sich vor dem Untersuchungsausschuß nicht mehr um 
den General; die Ostasienpolitik, die Verteidigung Europas, die ganze Weltpolitik 
der Vereinigten Staaten wurden an Hand von Aussagen der verantwortlichen 
Staatsmänner in aller Breite aufgerollt. Politische und militärische Geheimdoku- 
mente wurden declassified, (von der Geheimhaltungspflicht befreit), und kamen 
ins Protokoll. Bei den Verbündeten Amerikas herrschte Bestürzung. 


Die Welt erfährt aus den Washingtoner Protokollen unter anderem: 


daß Präsident Truman sich vor seinem Entschluß, in Korea einzugreifen, von seinen 
zuständigen Beratern keine Einschätzung der amerikanischen militärischen Möglich- 
keiten geben ließ, — 

daß die Vereinten Stabschefs keine Aufzeichnungen über die welthistorische Sitzung 
haben, in der das Eingreifen in Korea beschlossen wurde, — 


daß General MacArthurs Eigenmächtigkeit Ende März berechtigte Aussichten auf einen 
Friedensschluß in Korea zerstörte, — 
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daß die höchste militärische Führung der USA den Sowjets mitteilt, die USA seien bis 
1953 nicht auf einen Krieg vorbereitet und Europa könne zur Zeit nicht vertei- 
digt werden, — 


daß die amerikanische politische und militärische Führung ihren Kriegsgegnern be- 
kannt gibt, sie fühle sich nicht imstande, sie aus Korea hinauszuwerfen, — 


daß die höchsten amerikanischen Stellen über die Sowjetunion und das kommunistische 
China vollkommen im Dunkeln tappen und auf Vermutungen angewiesen sind, — 


daß die amerikanische Führung zugibt, nichts über das Verhältnis zwischen Moskau 
und Peking zu wissen, — 


daß die Spitze der amerikanischen Streitkräfte nicht weiß, wer der gegenwärtige chine- 
sische Oberkommandierende in Korea ist, — 


daß General MacArthur schwerste militärische Fehler beging, — 


daß eine am 10. März 1950 erfolgte Warnung, die Nordkoreaner würden im Juni an- 
greifen, von Washington auf den Rat MacArthurs mißachtet wurde, — 


daß weder Washington noch MacArthur trotz konkreter und eindringlicher Warnungen 
an ein Eingreifen der Chinesen in Korea glaubten, bevor diese den UNO-Truppen eine 
schwere Niederlage beibrachten, — 


“ daß Tschou En-lais Mitteilung, die Chinesen würden nicht eingreifen, wenn lediglich 
südkoreanische Verbände den 38. Breitengrad überschritten, ohne Beachtung gelassen 
wurde, — 


daß bei der einzigen persönlichen Begegnung zwischen Truman und MacArthur die 
zwischen ihnen strittige Formosafrage nicht besprochen wurde, — 


daß man in Washington glaubt, die Japaner zu uneingeschränkten Bewunderern der [ 
westlichen Demokratie erzogen zu haben, — 


daß General MacArthur es während seines über fünfjährigen Aufenthaltes in Japan 
nicht für nötig hielt, Hiroshima und Nagasaki zu besuchen, — ; 


daß der amerikanische Verteidigungsminister die Berichte über phantastische Verlust- 
ziffern der Chinesen für bare Münze nimmt, — 


daß einige amerikanische Diplomaten schon in den Jahren 1943—45 die spätere Ent- 
wicklung in Ostasien haargenau in ihren amtlichen Berichten voraussagten, daß aber 
keine entsprechende Politik getrieben wurde, — 


daß immer noch das innenpolitische Parteiinteresse über die nationalen Interessen 
gestellt wird, — 


daß in der amerikanischen Außenpolitik ähnliche Fiktionen und ideologische Gesichts- 
punkte eine Rolle spielen wie bei Hitler und Ribbentrop, — 

daß trotzdem „die Führung der Welt normalerweise den USA gehört“, — 

und daß schließlich einige Senatoren von großem Stolz über die Leistungen des Unter- 
suchungsausschusses erfüllt sind, der dieses alles zutage förderte und der ganzen Welt- 
öffentlichkeit unterbreitete. 


Kriegsende oder Weltkrieg III? 


Die Meinungsverschiedenheiten zwischen General MacArthur und der ameri- 
kanischen Regierung spitzen sich auf die Streitfrage zu, ob die von MacArthur 
vorgeschlagene Ausdehnung der Operationen auf chinesisches Gebiet die einzige 
Möglichkeit einer baldigen Beendigung des Koreakrieges bietet, wie der General 
behauptet, oder ob sie nicht vielmehr, wie die Regierung meint, die Gefahr 
eines allgemeinen dritten Weltkrieges näherbringt. Die von MacArthur vorge- 
schlagenen Maßnahmen sind: 1.Bombardierung der Versorgungszentren, Nachschub- 
linien und Flugplätze in der Mandschurei, 2. Verhängung einer Seeblockade gegen 
China und 3. Einsatz der Truppen Tschiang Kai-scheks gegen das chinesische Festland. 
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MACARTHUR: „Ich glaube, daß das Potential Chinas, einen modernen Krieg zu führen, 
begrenzt ist. Es fehlt ihm an der industriellen Grundlage ... es ist nicht in der Lage, sich 
selbst mit schwerer Munition zu versorgen.“ 


„China ist ein Land der Armut. Die geringste Störung in seinem Verteilungssystem ruft 
die größten Umwälzungen in verschiedenen Teilen der chinesischen Gesellschaft hervor. 
Wenn man z.B. nur im geringsten Ausmaß sein Nahrungsmittelverteilungssystem stören 
würde, so könnte man wohl 50 Millionen Mann, 50 Millionen Leute jederzeit zum Hungern 
bringen. Sie sind dem Hungertod immer nur ein paar Schritte voraus. Mit anderen Dingen 
geht es ihnen fast genau so schlecht. Sie fabrizieren praktisch nichts eigenes. Sie haben 
keine großen Fabrikationszentren. Eine ganz bescheidene militärische Anstrengung unserer- 
seits, glaube ich, besitzt eine ausgezeichnete Chance, die Schlächterei in Korea zu Ende 
zu bringen.“ 


Andererseits erklärte der General auf Befragen von Senator Fulbright: 


„Herr Senator, Sie brauchen nur die Möglichkeit der Chinesen, eine Armee auf frem- 
dem Boden in Korea zu unterhalten, zu zerstören. Wenn man ihre Möglichkeiten, Ge- 
schütze zu bauen, Munition zu produzieren und einer Angriffsarmee den Verpflegungs- 
nachschub zu liefern, zerstört, müssen sie aufhören, diese Angriffsarmee einzusetzen.“ 


SENATOR FULBRIGHT: „Soweit ich weiß, haben die Chinesen diese Möglichkeiten jetzt 
gar nicht, Herr General. Diese Dinge kommen aus Rußland. Sie haben nicht die Kapazität, 


schwere Geschütze oder vielleicht überhaupt irgendwelche Waffen, außer vielleicht Pisto- 
len, herzustellen, nicht wahr?“ 


MACARTHUR: „Sie haben die Möglichkeiten, die Waffen herzustellen, die sie jetzt 


benutzen, Herr Senator.“ 

GENERAL BRADLEY: „Strategische Luftangriffe nehmen sich die Produktions quel- 
len zum Ziel, und diese sind hier außer Reichweite, weil sie nicht einmal in China liegen.“ 

„In den letzten sechs Monaten des Jahres 1944, als wir dem Ruhrgebiet schwere Schläge 
versetzten, produzierte es mehr Kriegsmaterial als in einer beliebigen Sechs-Monate- 
Periode vorher.“ 

Als MacArthur darauf hingewiesen wurde, daß die Chinesen in Korea trotz 
der alliierten Luftherrschaft angriffen, erklärte er, das sei nur möglich, weil die‘ 
Mandschurei nicht bombardiert werde. Geschehe das, so könne man sie vernichten, 
ehe sie angriffen. Dazu bemerkte 


GENERAL BRADLEY: „Luftangriffe haben nicht genügt, den Feind aufzuhalten, weil 
er sich meist nachts und querfeldein bewegt, und obwohl die Luftwaffe eine große Zahl 
Eisenbahn- und Stiraßenbrücken zerstört hat, ist sie nicht in der Lage gewesen, die Be- 
wegungen der chinesischen Truppen und des Nachschubs zu verhindern.“ ’ 


SENATOR LODGE: „Nach Ihrer Beurteilung würde die Bombardierung der chine- | 
sischen Stützpunkte nicht den Sieg bringen?“ N 


GENERAL MARSHALL: „Sehr richtig.“ 
Senator Fulbright erinnerte an den Chinesisch-Japanischen Krieg: 


„Japan konnte die chinesischen Verkehrswege bombardieren, und ich nehme an, daß es 
das getan hat. Ich erinnere mich nicht, daß das dazu führte, daß 50 Millionen oder 10 Mil- 
lionen oder überhaupt mehr als die übliche Zahl von Leuten Hungers starben.“ 


Wenn Luftangriffe nicht zum Ziele führen, dann vielleicht eine Blockade? 


MACARTHUR: „Es gibt meiner Ansicht nach im Kriege keine Waffe, die so wirksam 
ist wie eine Blockade. Wenn wir eine erfolgreiche Blockade durchführen, können wir sie 
zu Millionen umbringen. Jede andere Waffe ist in ihrer Wirksamkeit begrenzt. Ein Gewehr 
tötet einen einzelnen Mann. Ein Maschinengewehr tötet Dutzende. Schwere Artillerie und 
Bomben töten Tausende. Die Atombombe könnte Hunderttausende vernichten. Aber wenn 
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man sie einer Blockade unterwirft und ihre Ernährung gefährdet und ihnen das ganze 
Lebensgefüge der modernen Zivilisation stört, dann bedroht man das Leben des ganzen 
Volkes. Eine Blockade bedeutet die Vernichtung von Millionen.“ 

Demgegenüber ist General Marshall der Meinung, daß eine Blockade zwar 
einen gewissen, jedoch keinen ernsthaften Einfluß auf die militärischen Operationen 
der Chinesen haben werde, denn nach seiner Meinung kommt „ihre wirkliche Nach- 
schublinie in bezug auf Waffen, Munition, Tanks und Flugzeuge aus der Sowjet- 
union“. (Er hätte vielleicht hinzufügen können, daß die Japaner eine lückenlose 
Seeblockade viele Jahre lang durchführten, schließlich sämtliche Häfen und weite 
Teile des Hinterlandes besetzt hatten und doch in 8 Jahren den chinesischen 
Widerstand nicht niederringen konnten. Senator MacMahon gab dazu die offizielle 
japanische Truppenstärke bei Kriegsende bekannt. Japan hatte im eigentlichen 
China 1173 000 Mann, dazu weitere 700 000 Mann in der Mandschurei stehen.) 


Die Überzeugung, daß Luftangriffe und Blockade nicht zum Ziele führen, nur 
den Krieg mit China erweitern und schließlich doch den Einsatz von großen 
Mengen von Bodentruppen notwendig machen würden, ist der Hauptbeweggrund 
für die Ablehnung der Vorschläge MacArthurs durch die militärischen Spitzen in 
Washington. MacArthur kennt diese Befürchtungen und führt dagegen an: 

„Niemand, der bei Verstand ist, würde unsere Truppen auf das chinesische Festland 
werfen wollen. Unser einziges Ziel ist, die Chinesen zu zwingen, ihre Angriffe auf unsere 
Truppen in Korea einzustellen.“ 

„Ich glaube, daß schon die bloße Ankündigung dessen, was wir zu tun beabsichtigen, 
sehr stark dazu beitragen wird, das Ende der Bodenkämpfe in Korea näherzubringen.“ 

Auf die Frage, was denn geschehen solle, wenn die Chinesen zwar hinter den 
Yalu zurückgetrieben würden, aber dennoch nicht daran dächten, den Krieg zu 
beenden, antwortet 

MACARTHUR: „Ich glaube, das könnten sie nicht. Ich kann mir keinen Feind vor- 
stellen, der aus Korea hinausgeworfen ist und die Feindseligkeiten fortsetzt. Wenn uns 
das gelänge, wäre sein ganzes Land in Gefahr. Es könnte einem Angriff unterworfen wer- 
den, der nicht nur die bestehende Regierung umstürzen, sondern die Sicherheit ganz 
Chinas bedrohen würde. Und daß er so unvernünftig sein würde, nicht die Niederlage 
anzuerkennen, die darin besteht, daß er seine Aggression in Korea aufgeben muß, er- 
scheint mir nicht vernünftig anzunehmen.“ 

MacArthur und wohl auch seinen Zuhörern scheint nicht bewußt geworden zu sein, 
daß der General mit diesen Ausführungen stillschweigend die Frage beantwortet 
hat, warum Mao Tse-tung in Korea eingriff, als MacArthurs Truppen in Richtung 
auf den Yalu vorstießen. Er scheint weiter nicht daran gedacht zu haben, daß diese 
Bedrohung der Sicherheit ganz Chinas nur dann wirksam ist, wenn hinter ihr 
der Wille zum weiteren Vorstoßen über den Yalu hinüber unter Einsatz großer 
Massen von Bodentruppen steht, was der General ja ausdrücklich abgelehnt hat 
und was die amerikanische Regierung unter allen Umständen vermeiden will. 
MacArthur stellt sich die Sache so einfach vor, weil er der Meinung ist, daß die 
Operationen in Korea die „maximale militärische Anstrengung“ darstellten, deren 
die Chinesen überhaupt fähig seien. Dazu bemerkt 

GENERAL BRADLEY: „Sie könnten noch eine ganze Menge tun, so daß man 
sagen kann, China ist nicht mehr im vollen Kriegseinsatz gegen uns, als wir es gegen 


China sind.“ 
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In dem Glauben, Mao Tse-tung habe alle verfügbaren Kräfte nach Korea ge- 


worfen, befürwortet MacArthur den Einsatz der Truppen Tschiang Kai-scheks 

auf dem Festland, um den Druck auf die koreanische Front abzuschwächen. 
MACARTHUR: „Der Generalissimus hat wahrscheinlich ungefähr eine halbe Million 

Mann. Das Menschenmaterial ist ausgezeichnet. Es ist genau derselben Art wie die Roten 


Truppen, mit denen ich zu kämpfen hatte. Sie haben eine gute Moral... Diese Streit- 
macht stellt ein Potential von einer halben Million erstklassiger Kämpfer dar.“ 


GENERAL BRADLEY: „Nach unserer Auffassung haben die nationalistischen Truppen 


auf Formosa nur sehr beschränkte Möglichkeiten, besonders für den offensiven Einsatz.“ 


Und GENERAL MARSHALL: „Nach meiner Kenntnis dieser Truppen würde das Ergeb- 


nis nicht die Anstrengungen aufwiegen, die wir zu ihrer Unterstützung zu unter- 


nehmen hätten.“ 


Als MacArthur von Senator MacMahon daran erinnert wurde, daß er in einem 
früheren Stadium des Koreakrieges einmal geäußert habe, die Tschiang-Truppen 
würden ihm nur „monatelang ein Klotz am Bein“ sein, gab er das zu, erklärte 
aber, daß der Einsatz von Tschiang-Truppen auf dem gegenüberliegenden Festland 
jetzt Aussichten habe, weil das früher dort stehende Gros der kommunistischen 
Armee nach Korea und der Mandschurei abgezogen sei. General Bradley vertrat 
demgegenüber die Auffassung, daß Mao Tse-tung noch große Armeen im eigent- 
lichen China stehen hätte, zwar nicht au der Küste, aber doch nicht so weit ent- 
fernt, daß sie nicht schnell zur Abwehr eines Landungsversuches Tschiangs dorthin 
gebracht werden könnten. In diesem Zusammenhang wurde er von einem Se- 
nator gefragt: 


„Wie steht es mit den Guerilla-Einheiten in Südchina?* 


BRADLEY: „Einige von ihnen sympathisieren möglicherweise mit ihm (Tschiang), aber 
ein großer Teil nicht. Sie sind einfach Guerillas. Sie sind „Antis“, antikommunistisch oder 
anti—fast jede Regierungsmacht. Insofern kann man nicht darauf zählen, daß sie Tschiang 


unterstützen.“ 

Auf die Frage, was geschehen solle, wenn selbst bei einem gewissen Erfolg des 
Landungsunternehmens Tschiang Kai-scheks und bei Eintreten seiner Annahme, 
die Kommunisten zögen sich darauf aus Nordkorea zurück, sie dann ihren Haupt- 


angriff auf Tschiang konzentrierten und den Generalissimus in Bedrängnis bräch- 


ten, gab General MacArthur lediglich die Antwort: 
„Ich behaupte nicht, ein Seher oder ein Prophet zu sein.“ 


Ähnliche Meinungsverschiedenheiten bestehen über die Frage, ob eine Auswei- 


tung des Krieges auf die Mandschurei das militärische Eingreifen der Sowjetunion 
zur Folge haben würde: 


MACARTHUR: „Ich habe niemals die Theorie anerkannt, daß der Versuch, die korea- 
uische Frage einem Ende zuzuführen, notwendigerweise die Sowjetunion in dem Krieg mit 
uns bringen würde. Ich glaube, es besteht eine ausgezeichnete Chance, daß, wenn wir un- 


sere Macht gegen die Chinesen anwenden, das nicht notwendigerweise die Sowjets zum 
Eingreifen gegen uns bringen wird.“ 


„Er (der Russe) hängt mit seinem Nachschub fast. vollständig vom europäischen Rußland 
ab. Ostwärts des Baikal gibt es kein Industriegebiet von größerem Umfang.“ 


„Es ist mein fester Glaube, daß die Sowjetunion in Sibirien nicht genügend Vorräte 


angesammelt hat, um eine größere Angriffsoperation in Asien auf eine nennenswerte Zeit 
durchzuhalten.“ 


Schenke: Ein Mythos zerplatzt 433 


MARSHALL: „Nach den mir zugänglichen Informationen wäre es eine ernste Angelegen- 
heit, da sie eine beträchtliche Streitmacht in der Nähe von Wladiwostok, Dairen, Port 
Arthur und Harbin zusammengezogen haben.“ 


BRADLEY: „In den letzten paar Jahren haben sie versucht, die Kriegsproduktion im 
Fernen Osten zu steigern, um ihn von den Industrien im Ural und in Westrußland unab- 
hängig zu machen. Ohne Zweifel hat die Sowjetunion dort in ihren Lagern genügend 
Material, um ihre dort stehenden Divisionen für eine beträchtliche Zeitspanne zu versorgen.“ 

Wenn der Berichterstatter an diesem Punkt einmal seine eigene Meinung ein- 
schalten darf, so möchte er in dieser strittigen Frage, insoweit weniger die Fähig- 
keit, als vielmehr der Wille der Sowjets zum Eingreifen in Frage kommt, Mac- 
Arthur Recht geben. Die Ausweitung des Krieges auf China wäre für sie insofern 
ein unbezahlbarer Gewinn, als sie ihnen ermöglichte, lediglich durch materielle 
Unterstützung der Chinesen, ohne vorerst einen eigenen Soldaten einsetzen zu 
müssen, mindestens die gesamte zur Zeit bestehende amerikanische Armee zu bin- 
den, die sich ebenso wie die Japaner in den Weiten Chinas verlaufen würde. Die 
Befolgung der Vorschläge MacArthurs wäre nicht nur gefährlich, weil sie ein so- 
wjetisches Eingreifen nach sich ziehen könnte, sondern schon ebenso gefährlich, 
wenn sie weiter nichts als eine Ausweitung des Krieges allein mit China bringt. 
General Bradley hat von allen in der Untersuchung zu Worte gekommenen An- 
wälten der Regierungsseite diese Ansicht am besten mit einigen kurzen klassischen 
Sätzen zum Ausdruck gebracht: 

„Rotchina auf die Hörner zu nehmen ist keine entscheidende Tat. Es garantiert nicht 
das Ende des Krieges in Korea und bringt möglicherweise China nicht zum Nachgeben. 
Wir brauchen nur auf die fünf langen Jahre zurückzublicken, als die Japaner, seinerzeit 
eine der größten Militärmächte, nach China hineingingen und einen großen Teil Chinas 
fast voll unter Kontrolle hatten und doch nicht in der Lage waren, den Krieg erfolgreich 
zu beenden. Ein Sieg in Korea wäre nicht sicher und ein Sieg über Rotchina läge noch 
viele Jahre in der Zukunft. Nicht Rotchina ist die mächtige Nation, die versucht, die Welt 
zu beherrschen. Offen gesagt, nach Ausicht der Vereinten Stabschefs würde uns diese Stra- 
tegie in den falschen Krieg, am falschen Ort, zur falschen Zeit 
und mit dem falschen Feind verwickeln.“ 


„Eine Insel im Pazifik“ 


Als Präsident Truman sich entschloß, den angegriffenen Südkoreanern zu Hilfe 
zu kommen, gab er gleichzeitig der amerikanischen 7. Flotte den Auftrag, eine 
Invasion Formosas zu verhindern, ebenfalls aber auch Operationen der Truppen 
Tschiang Kai-scheks gegen das chinesische Festland zu unterbinden. Da mit letz- 
teren, abgesehen von kleineren Raids, nicht zu rechnen war, für die Invasion For- 
mosas aber durch die in Fukien stehende Armee des Generals Tschen Yi umfang- 
reiche Vorbereitungen getroffen worden waren, wirkte sich diese Maßnahme 
einseitig zugunsten Tschiang Kai-scheks aus. Sie bedeutete eine Intervention im 
chinesischen Bürgerkrieg und zwar zu einer Zeit, als Peking an der Aggression in 
Korea nicht beteiligt war. Dieses Eingreifen des amerikanischen Präsidenten, das 
zum Unterschied von der Intervention zugunsten Südkoreas auch später von der 
UNO nicht gebilligt wurde, biieb eine rein amerikanische Angelegenheit. Es hat 
sehr dazu beigetragen, die Einstellung der chinesischen Kommunisten gegenüber 
Amerika wesentlich zu verschärfen, und ist auch sicher nicht ohne Einfluß auf 


N 
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den späteren Entschluß geblieben, in Korea einzugreifen. Das Mißtrauen in Peking 
gegenüber den amerikanischen Absichten, das, nachdem die Unterstützung Tschiang 
Kai-scheks praktisch aufgehört hatte, im Abflauen war und nur noch in der Pro- 
paganda aufrechterhalten wurde, erhielt durch diese Maßnahme zum ersten Male 
wieder eine reale Grundlage. Es mußte sich weiter verstärken, nachdem General 
MacArthur, der sich im letzten Herbst den Grenzen der Mandschurei näherte, 
als der Exponent einer Politik galt, die für unbegrenzte Unterstützung Tschiang 
Kai-scheks und für dessen Rückkehr aufs Festland mit amerikanischer Hilfe eintrat. 
In der Formosafrage hat die amerikanische Regierung keine klare Linie ein- 
gehalten. Aus einem Rundschreiben des State Department an die amerikanischen | 
diplomatischen Vertzetungen im Dezember 1949 geht hervor, daß man mit dem 
Fall der Insel im Laufe des Jahres 1950 rechnete. Die diplomatischen Vertre- 
tungen und die „Stimme Amerikas“ wurden angewiesen, die Bedeutung der Insel 
zu bagatellisieren, um einen Prestigeverlust zu vermeiden. Die USA hätten also, 
wie daraus hervorgeht, nichts zum Schutz Formosas unternommen, wäre es nicht 
zum Krieg in Korea gekommen. Auch nachdem der Präsident der 7. Flotte den 
erwähnten Auftrag gegeben hatte, wurde betont, daß diese Maßnahmen nur für 
die Dauer des Koreakrieges Geltung besässen. General MacArthur, der in öffent- 
lichen Erklärungen die Bedeutung Formosas unterstrich und durch einen Besuch 
dort seine enge Verbindung mit der Familie Tschiang zu erkennen gab, wurde 
zurechtgewiesen. Als sich dann aber der Präsident zur Bereinigung der zwischen 
ihm und dem ostasiatischen Oberbefehlshaber entstandenen Differenzen zu seinem 
Treffen mit dem General auf die Insel Wake begab, wurde nach der unter Eid 
gemachten Aussage MacArthurs vor dem Untersuchungsausschuß das Thema For- 
mosa zwischen den beiden Männern überhaupt nicht erwähnt (!). Heute hat es den 
Anschein, als ob sich die Regierung in der Formosafrage den Standpunkt Mac- 
Arthurs zu eigen gemacht hat, obwohl auch die Generale Marshall und Bradley in 
der Beurteilung der strategischen Bedeutung der Insel zurückhaltender sind als 


General MacArthur. Dieser ging soweit, zu behaupten: 

„Wenn der Feind sich Formosa und dadurch den Pazifischen Ozean sicherte, so würde 
das maßlos die Gefahr vergrößern, daß dieser Ozean von einem potentiellen Feind als 
Einfallstraße benutzt wird. Und Alaska liegt an diesem Ozean; es würde fraglos die Ge- 
fahren für Alaska wie auch für die Staaten Kalifornien, Washington, Oregon und für 
Mittel- und Südamerika vergrößern.“ 

SENATOR CAIN: „Herr General Marshall, General MacArthur hat hier ausgesagt, daß, 
wenn Formosa von einem Feind besetzt wird, die vorderste Verteidigungslinie der Ver- 
einigten Staaten logischerweise zur Westküste Amerikas zurückverlegt werden muß. Wie | 
weit stimmen Sie mit dieser militärischen Einschätzung der Situation überein?“ | 

GENERAL MARSHALL: „Ich glaube, es ist eine Überbetonung, wenn man es so aus- 
drückt, was das Ergebnis betrifft, aber ich glaube, es wäre eine sehr gefährliche Angele- 
genheit für die Vereinigten Staaten, wenn Formosa in feindliche Hände übergehen würde.“ 

GENERAL BRADLEY: „Wir haben immer dafür gehalten, daß Formosa einen sehr be- 
trächtlichen strategischen Wert hat, wenn es in feindlicher Hand ist. Wir haben immer 
erklärt, daß es nicht genügend strategischen Wert hat, um seine Okkupation durch unsere 
eigenen Truppen zu rechtfertigen. Die Vereinten Stabschefs glauben nicht, daß der bloße 
Verlust Formosas unsere ganze Stellung im Pazifik gefährden und uns zur Küste ı von 
Kalifornien zurückwerfen würde.“ 

Verschiedene Senatoren ließen sich durch keinen der vorgebrachten Gründe 


überzeugen und wiesen auf die Operationen im letzten Kriege hin, wo es gerade 
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 MacArthur selbst war, der nach der Rückgewinnung der Philippinen auf dem 
Wege nach Japan direkt auf das zwischen Formosa und Japan liegende Okinawa 
‚ vorstieß, ohne von der japanischen Bastion Formosa Notiz zu nehmen, die sich 
noch mit einer Besatzung von 200 000 Mann bis zur Kapitulation in japanischen 
Händen befand. Formosa war tatsächlich in dem Augenblick bedeutungslos und 
konnte die amerikanischen Operationen nicht stören, als die Japaner die Seeherr- 
schaft an die Amerikaner verloren hatten. In den Händen einer Landmacht ist 
Formosa von weniger großem Wert. Es ist weiter eine Tatsache, daß die Japaner 
selbst zur Zeit ihrer größten Stärke zur See, nach der Vernichtung der ameri- 
kanischen Pazifikflotte bei Pearl Harbour, und im Besitz nicht nur Formosas, 
sondern auch noch der Philippinen und unzähliger Südseeinseln weiter ost- 
‚ wärts, nicht einmal nach Hawaii, geschweige denn nach Kalifornien gelangt sind. 
MacArthur hat seiner eigenen These über Formosa widersprochen, wenn er an 
anderer Stelle während der Untersuchung sagte: 
„Die Sowjets, die Russen, sind in all den Jahrhunderten niemals in der Lage gewesen, 
eine Marine aufzubauen. 


Man braucht Jahrzehnte, einige glauben Jahrhunderte, um eine Handelsmarine und 
Kriegsschiffe, die sie beschützen, zu entwickeln. Die Russen haben niemals auch nur im 
geringsten Grade die Fähigkeit dazu gezeigt. Drüben im Fernen Osten sind ihre Flotten, 
die 5, und die 7. Flotte, leichte Kräfte — Kreuzer, Zerstörer. Sie wären in ihrer Zahl und 
ganz sicher in ihrer Qualität kein Gegner für unsere Streitkräfte.“ 


Selbst wenn MacArthur die Russen unterschätzt, steht fest, daß sie Jahrzehnte 
dazu brauchen würden, um die Seemacht zu entwickeln, mit der 1941—45 Japan, 
trotz des Besitzes von Formosa, nichts gegen die Vereinigten Staaten ausrichten 
konnte. Um wieviel mehr gilt das noch vom unterindustrialisierten China! 


Am besten wird die ganze Formosa-Debatte vielleicht durch eine Stimme aus 
dem Volke charakterisiert, die ihren Niederschlag in einem Brief an die New 
York Times vom 11. Juni fand: 

„Was soll all der Unsinn, daß eine Insel weit im Pazifik lebenswichtig für unsere 
Verteidigung ist? 

Während des Zweiten Weltkrieges besaß Japan eine Zeitlang praktisch jede Insel und 
Inselgruppe im Pazifik: Formosa, die Philippinen, Indonesien, die Gilberts, Marianen usw. 


Denken wir doch ein bißchen nach!“ 


„A Myth Explodes“ 


Dieser drastische Ausdruck stammt aus dem Amerikanischen, wo man wahr- 
scheinlich das Bild einer Seifenblase vor sich sieht, wenn man davon spricht, daß 
„a myth explodes“. Der Leser wird sich schon bis hierher nicht des Eindrucks 
erwehren können, daß General MacArthur durch die Senatsuntersuchung etwas 
von seinem Glanz verloren hat. Er wird viele Widersprüche gefunden und sich 
über die allgemeinen, hochtrabenden Redewendungen und den Jargon des Ge- 
nerals gewundert haben, die so garnicht in das Bild einer präzisen militärischen 
Ausdrucksweise passen. Wir haben es hier mit einer ganz und gar unpreußischen 
farbenprächtigen Figur zu tun (a colorful figure). Für nichtamerikanische Beo- 
bachter ist es leichter, Persönlichkeit und Leistung dieses zu einem Mythos gewor- 
denen amerikanischen Nationalhelden objektiv zu werten. 
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Der Ausgang des Feldzuges im Pazifik war in dem Augenblick vorherbestimmt, 


als es den Amerikanern gelungen war, die Luft- und Seeherrschaft auf diesem 


Meer zurückzugewinnen. Das Verdienst daran tragen in erster Linie die ameri., 
kanische Schiffbau- und Flugzeugindustrie, die Seekriegs- und Luftwaffenführung 
und die Flieger und Marineangehörigen im Pazifik. Nachdem See- und Luftherr- 
schaft gesichert waren, bot sich die von MacArthur verfolgte Strategie des „island 
hopping“ von Insel zu Insel, quer über den Pazifik zu den Philippinen und dann 
nach Norden hinauf in Richtung Japan, ganz von selbst an. Jede einzelne dieser 
mit mehr oder weniger großen japanischen Besatzungen versehenen Inseln wurde 
mit Übermacht angegriffen, ohne daß die Japaner, da sie die See nicht mehr be- 
herrschten, in der Lage waren, Verstärkungen heranzuführen. Bis auf die Philip- 
pinen, wo es zu größeren Operationen kam, wurde im Grunde nichts anderes als 


! 


| 


eine großangelegte Säuberungsaktion durchgeführt. Nicht ein Mal während des | 


ganzen Feldzuges hat MacArthur Gelegenheit gehabt, das zu tun, was zum täg- 
lichen Brot der deutschen, russischen, britischen Heerführer und schließlich auch 
General Eisenhowers gehörte, große Truppenkörper in einheitlichen operativen 
Bewegungen über Land zu führen. Die Atombombe verhinderte schließlich, daß 
er auf den japanischen Heimatinseln selbst in Kämpfe mit etwa zwei Millionen 
Mann japanischer Truppen verwickelt wurde. 

MacArthurs Ruhm beruhte auf dem äußeren Erfolg der Niederwerfung Japans, 
vor allem aber auf seiner grandiosen Art, sich zu geben, die ihm, ähnlich wie 
bei uns Göring, große Popularität, bei seinen Gegnern allerdings den Namen „der 
Pfau“ einbrachte. 


In der zweiten Novemberhälfte, so berichtete General Bradley, zeigte sich der 
Ausschuß der Oberbefehlshaber, wenn er im Pentagon in Washington die korea- 


nische Lagekarte betrachtete, reichlich besorgt. 


ACHESON: „Am 3. Oktober informierte der chinesische kommunistische Außenminister 
den indischen Botschafter in Peiping, daß China, wenn die amerikanischen oder UNO- 
Streitkräfte den 38. Breitengrad überschritten, Truppen an die koreanische Grenze ent- 


senden werde, um Nordkorea zu verteidigen. Er sagte, daß diese Handlung unterbliebe, 


wenn nur südkoreanische Truppen den Breitengrad überschritten.“ 


„Am 12. Oktober wurde es für eine Möglichkeit, aber nicht für wahrscheinlich gehalten. | 


Zur Zeit der Konferenz von Wake beschäftigte man sich damit, aber es wurde als un- 
wahrscheinlich angesehen.“ 


General MacArthur beruhigte dort Präsident Truman: 


„Wenn sie (die Chinesen) im ersten oder zweiten Monat eingegriffen hätten, wäre es 
entscheidend gewesen. Wir fürchten ihre Intervention nicht mehr. Wir stehen ir mehr 
mit dem Hute in der Hand da. Die Chinesen haben 300 000 Mann in der Mandschurei 
Von diesen sind wahrscheinlich nicht mehr als 100 000 bis 120000 am Yalu verteilt Nur 
50 000—60 000 könnten sie über den Yalu bringen. Sie haben keine Luftwaffe. Jetzt wo 
wir in Korea Stützpunkte für unsere Luftwaffe haben, würde es zur größten Metzelei 
kommen, wenn die Chinesen versuchten, nach Pjongjang hinunterzugelangen.“ 

ACHESON: „Am 19. Oktober kam das State Department zu dem Schluß, daß es unwahr- 
scheinlich sei, daß die Drohungen aber nicht als bloßer Bluff abgetan werden könnten.“ 


BRADLEY: „Am 21. Oktober beantwortete CINCFE* den Spruch der JCS** vom 


20. Oktober betreffend die Verschiebung der 2. und 3. Division. CINCFE erklärte, diese 
* Commander-in-Chief Far East = Oberkommandierender F —; 
2..,C0 = >; ernost — MacArthur 
nn of Staff Ausschuß der Oberbefehlshaber der drei Wehrmachtsteile unter Vorsitz General 


en 


a ae N ai Neck he, 3 0 TE I Bl Bere FREE SD EEE SS ERS BEE Zn a EB SR EN a ER Des 
1 A . RE \ DR Dr 4 k: N 
N N BE. { - 


Schenke: Ein Mythos zerplatzt 437 


Angelegenheit sei mit dem Präsidenten auf der Insel Wake besprochen worden. Er glaube, 
daß die 8. Armee beim Abschluß der Feindseligkeiten nach Japan zurückgezogen werden 
solle. Er hoffe, daß diese Bewegung noch vor Thanksgiving Day *** begonnen und vor 
Weihnachten beendet sein würde.“ 

ACHESON: „Am 24. meinte man in Washington, daß die Chinesen durch Druck den 
Rückzug der UNO-Verbände erreichen wollten. Es lagen nicht genügend Beweise vor, daß 
die chinesischen Kommunisten eine großangelegte Offensive beabsichtigten.“ 

„Am 26. wurde der erste chinesische Gefangene gemacht.“ 

Am 4. November berichtete der Oberkommandierende Fernost in einer Auswertung der 
vorliegenden Meldungen des Nachrichtendienstes, daß die Intervention der chinesischen 
Kommunisten zwar eine sich abzeichnende Möglichkeit sei, aber nicht genügend Beweise 
vorlägen, um mit ihr unmittelbar zu rechnen.“ 

„Am 5. November meldete er ‚Feindberührung mit chinesischen kommunistischen 
Einheiten‘.“ 

»6. 11. MacArthur an JCS: ‚Menschen und Material strömen in großer Menge über 
alle Brücken über den Yalu aus der Mandschurei. Diese, Bewegung gefährdet nicht nur die 
Streitkräfte unter meinem Kommando, sondern bedroht sie letzten Endes mit Vernichtung‘. 

Dieser alarmierende Spruch diente vor allem dem Zweck, von Washington die 
Erlaubnis zur Bombardierung der Yalu-Brücken zu erreichen. MacArthur ließ, 
trotzdem die 8. Armee und das 10. Korps, ohne Verbindung miteinander, in die 
gebirgigen Weiten Nordkoreas vorstoßen, wobei sie sich in Richtung auf den Yalu 


zu immer weiter auseinanderzogen. 

Funkspruch MacArthurs am 24. 11.: „Die gigantische UNO-Zange bewegte sich heute 
planmäßig. Die Luftstreitkräfte, in vollem Einsatz, verhindern jeden Verkehr im feind- 
lichen Hinterland, und die Luftaufklärung hinter der feindlichen Front und entlang der 
ganzen Länge der Yalu-Grenze zeigt nur wenig Anzeichen feindlicher militärischer Tätig- 
keit. Der linke Flügel der Umfassung ging gegen heftigen, aber nachlassenden feindlichen 
Widerstand vor. Der rechte Flügel, heldenhaft unterstützt durch Luft- und Wassereinsatz 
der Marine, machte in der Ausnutzung seiner beherrschenden Position weitere Fortschritte. 
Unsere Verluste waren außerordentlich gering. Die Nachschubsituation ist anhaltenden 
Offensivoperationen voll gewachsen. Unsere gerechte Sache und die Aussicht auf eine bal- 
dige Beendigung unserer Mission spiegelt sich in der Moral der Truppen wie der 
Kommandeure.“ : 

Funkspruch MacArthurs am 28. 11.: „Die Reaktion des Feindes auf unsere Angriffs- 
operationen in den letzten vier Tagen läßt erkennen, daß ein großer Teil der chinesischen 
kontinentalen Truppen in Armee-, Korps, und Divisionseinheiten von zusammen über 
200 000 Mann jetzt den Streitkräften der Vereinten Nationen in Nordkorea gegenüber- 
steht. Infolgedessen sehen wir uns einem völlig neuen Krieg gegenüber...“ 

Nunmehr konnten die Oberbefehlshaber ihre Besorgnis nicht mehr länger zurück- 
halten und fragten bei MacArthur an, wie es mit der Verbindung zwischen der 
8. Armee und dem 10. Korps stehe. General Bradley sagte aus, daß sie sich nicht 
früher zu dieser Anfrage bereitfinden konnten, sie wollten nicht den Eindruck 
erwecken, dem berühmten General vom fernen Washington aus in Dinge hinein- 
zureden, die er eigentlich selbst viel besser übersehen mußte. MacArthur ant- 
wortete am 30. 11. laut General Bradley: 

„Das 10. Korps bedrohe die rückwärtigen Verbindungslinien des Feindes, der die rechte 
Flanke der 8. Armee angreife. Der Feind könne nicht weiter nach Süden vordringen, so- 
lange diese Drohung in seinem Rücken nicht beseitigt sei. Eine durchgehende Front sei 
wegen eines Gebirgszuges und aus anderen Gründen nicht möglich. Obwohl seine Truppen 
weit auseinandergezogen zu sein schienen, machten die Geländebedingungen es für den 
Feind äußerst schwer, daraus nennenswerten Vorteil zu ziehen.“ 


*#%* Erntedankfest am lettten oder vorlegten Donnerstag im November 
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Diese Einschätzung der Lage durch MacArthur war das genaue Gegenteil dessen, 
was vorauszusehen war und sich dann auch tatsächlich ereignete. Das Unglück 
war nämlich schon geschehen, das die Oberbefehlshaber im fernen Pentagon zu 
Washington beim Blick auf die Karte kommen sahen. Der Gebirgszug, der die . 
8. Armee und das 10. Korps trennte, war wohl für die an Straßen gebundenen 
amerikanischen Truppen ein Hindernis, bot aber den viel beweglicheren Chinesen 
eine ideale Gelegenheit, in ihm und an seinen Rändern zwischen den beiden 
amerikanischen Gruppen hindurch nach Süden vorzustoßen. Um nicht eingeschlos- 
sen zu werden, geriet die 8. Armee bis zum 38. Breitengrad ins Laufen, während 
das 10. Korps von drei Seiten‘ eingeschlossen wurde und sich in verlustreichen 
Kämpfen zur Wehr setzen mußte, bis es über See evakuiert werden konnte. So 
endete General MacArthurs „Kriegs-Beendigungs-Offensive“, die nach seiner Er- 
klärung die boys Weihnachten wieder nach Hause bringen sollte. Unter dem Ein- 
druck dieser Niederlage ins andere Extrem verfallend, stellte der General dann 
die Evakuierung Koreas anheim, so daß General Bradley bestürzt die Stabschefs 
der Armee und der Luftwaffe, die Generale Collins und Vandenberg, an die 
koreanische Front fliegen ließ, um sich ein von der Berichterstattung MacArthurs 
unabhängiges Bild zu verschaffen. Beide Offiziere berichteten — wie sich heraus- 
stellte, richtig — daß ausreichende Möglichkeiten bestünden, sich auf der Halb- 
insel zu halten. 

Angesichts dieser Vorgänge erklärte MacArthur dem Senatsausschuß: 

„Die Verteilung meiner Truppen hätte meiner Meinung nach nicht besser sein können, 
wenn ich gewußt hätte, daß die Chinesen angreifen würden. Die Schwierigkeiten, die ent- 
standen, lagen nicht an der Verteilung der Truppen, sondern an der überwältigenden Zahl 
der feindlichen Kräfte und den außerordentlichen Beschränkungen, denen ich im Einsatz 
meiner Luftwaffe unterworfen war. Wenn mir erlaubt gewesen wäre, sie zu bombardieren, 
bevor sie den Yalu überquerten, dann hätten sie ihn niemals überquert.“ 

Es wäre jedoch falsch, wollte man annehmen, daß der Eindruck, den die Se- 
natoren in den wochenlangen Sitzungen des Untersuchungsausschusses und die 
wenigen Personen gewinnen, die sich gewissenhaft durch die etwa 30 dicken Bände 
im Din A4-Format des Protokolls durchwühlen, auch der allgemeine Eindruck 
des Mannes auf der Straße ist. Viele der bedeutenderen amerikanischen Zeitungen 
haben in den ersten Tagen der Untersuchung trotz Papierknappheit und hoher 
Kosten teilweise unter Weglassung wertvoller Anzeigen mitunter auf 10—12 Sei- 
ten den vollen Wortlaut der täglichen Sitzungen gebracht. In den ersten drei 
Tagen, an denen der Volksheld MacArthur in Zeugenstuhl saß und seinen Stand- 
punkt darlegte, stieg die Auflage im Straßenverkauf bei einzelnen Zeitungen um 
viele Tausende. Schon bei General Marshall, der auf MacArthur folgte, stürzte. 
sie wieder jäh ab, und bei den folgenden Zeugen, die für den Standpunkt der Re- 
gierung plädierten, verlor sich das Interesse bald so weit, daß die meisten Zei- 
tungen sich auf immer kürzer werdende Auszüge beschränkten. Der Stern des 
Helden, der mit dem „Blut unserer amerikanischer Jungens“, die „zu Tausenden 
und Abertausenden sterben“, weil man seinen Ratschlägen nicht folgt, nicht an 
die Vernunft, sondern an die Gefühle der Massen appelliert, — der Stern Mac- 
Arthurs leuchtet noch. 
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sere Berichte ersetzen nicht die Nachrichten, die von einer Zeitung gebracht werden. Wohl aber ergänzen sie 
laufenden Nachrichten durch Mitteilungen, für die in der Presse kaum Platz ist. Sie bemühen sich um 


hterstattung ohne eigene Stellungnahme. 


J)JIESEM HEFT Martinique 
Rheinland Guadeloupe 
Westpreußen Polen 

Pommern Ukraine 

(rland Kalmückengebiet 


Grenzland am Niederrhein 


nde Mai 1951 hat die Zweite Kammer des 
lerländischen Parlaments dem Regie- 
ssedikt vom Jahre 1949 zugestimmt, das 
Einzelheiten der „vorläufigen Grenzkor- 
uren“ an der deutsch-niederländischen 
aze vom 23. April 1949 regelte. Damals 
en sich die Niederlande von der Militär- 
erung in Deutschland eine Anzahl klei- 
r und größerer Geländestreifen und Ge- 
> längs der Grenze zur „vorläufigen Ver- 
ung“ übereignen. Insgesamt wurde eine 
he von 6543 ha mit 9200 deutschen Be- 
nern der niederländischen Hoheit unter- 
t, darunter westlich Emmerich das Gebiet 
Elten (1954 ha, 3500 Ew.) und bei Heins- 

und Geilenkirchen der Westteil der 
ıtbaren Selfkant mit 7 Ortschaften 
4ha, 5000 Ew.) und dem wertvollen 
lenfeld von Hillensberg. 


ese Grenzberichtigungen gehen auf 
fehlungen eines alliierten Arbeitsaus- 
sses zum Studium gewisser vorläufiger 
ekturen der deutschen Westgrenze vom 
:ptember 1948 zurück; sie wurden ohne 
erige Verhandlung mit deutschen Stel- 
urzfristig durch Verordnung der Militär- 
rung (Nr. 148 f. d. Brit. Zone) verfügt. 
ihungen westdeutscher Ländervertreter 
‚er niederländischen Regierung scheiter- 
Die Grenzänderungen wurden einseitig 
ungen und können nicht als rechtsgültig 


vorläufigen“ Korrekturen der deutsch- 
\ırländischen Grenze 


lie bestehende deutsch-niederländische Grenze 
die von den Niederlanden in ihrem Memorandum 
In die Konferenz der Stellvertretenden Außen- 
Jiinister vom 14. 1. bis 25. 2. 1947 geforderten 
I Grenzkorrekturen“. 

|r. 1-21: Die am 23. 4. 1949 von den Nieder- 
Jınden vorläufig übernommenen deutschen Ge- 
iete, (siehe nächste Seite oben). 
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betrachtet werden. Als vorläufige Maßnah- 
men bedürfen sie bei den Friedensverhand- 
lungen einer Überprüfung. 

Durch den deutschen Einspruch wurden in 
den Niederlanden heftige Debatten ausgelöst. 
Es zeigte sich noch eine starke Neigung, die 
Frage der Grenzberichtigungen unter dem 
Gesichtspunkt der Wiedergutmachung zu be- 
trachten. (Die niederländische Regierung 
hatte auf der Londoner Konferenz der Stell- 
vertretenden Außenminister Anfang 1947 An- 
spruch auf deutsche Gebiete vom Flächenum- 
fang etwa des Saargebietes (1840 qkm Land, 
160000 Menschen), darunter auf Teile des 
linken Emsufers mit 26,7 Millionen Tonnen 
Erdöl (1.1.1950 — 73,2°/oder deutschen Vor- 
räte) und einer besiedlungsfähigen Ödland- 
reserve von 18000 ha erhoben, außerdem die 
Abtretung der Emsmündung verlangt). Inzwi- 
schen ist jedoch das deutsch-niederländische 
Gespräch im Geist eines entschiedeneren 
Willens zur europäischen Zusammenarbeit in 
eine neue Phase getreten. Sie verbürgt dem 
deutschen Siedlungswerk im Emsland, das 
durch die niederländischen Forderungen be- 
droht war, neue Sicherheit. 


Danzig und Stettin — 


Operationsbasis der polnischen Handels- 
schiffahrt 


Das fahrgast-kombinierte MS „Batory“ 
der Gdynia-Amerika-Linien (14287 BRT, 
18 kn, 1936 in Monfalcone gebaut) mußte 
im April 1951 aus der Nordamerika-Fahrt 
ausscheiden, weil die New Yorker Hafenver- 
waltung daran Anstoß nahm, daß die 
Schiffsführung die Paßvorschriften für Fahr- 
gäste nicht genügend beachtete. Es fährt 
heute als Flaggschiff der polnischen Handels- 


flütte — bereedert von den „Polnischen 
Staatslinien, Staatliches Unternehmen in 
Gdynia“ — von den OÖstseehäfen über 


Southampton nach Bombay und Karachi. 
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Polen hat keine Schiffahrtstradition. Es 


gehört zu den jüngsten seefahrenden Län- 


dern und besaß kurz vor Ausbruch des 
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Zweiten Weltkrieges 43 Schiffe mit etwa 


120000 BRT. Nach dem Kriege erneuerte 


und ergänzte sich die polnische Flotte aus‘ 


abgelieferten und geborgenen deutschen 
Schiffen, Schenkungen, Käufen und Neubau- 
ten. Heute mag sie mit den Charterschiffen 


etwa 225000 BRT umfassen, nachdem sie 


am 30. Juni 1950 (dem Stichtag für die An- 
gaben in Lloyd’s Register of British & 
Foreign Shipping) aus rund 200000 BRT 
bestanden hat. Vor dem Kriege gab es vier 
polnische Schiffahrtsgesellschaften. Nach dem 
Kriege wurden drei von ihnen neu gegrün- 
det. Sie gingen jedoch mit dem 31. Dezem- 
ber 1950 in der Polnischen Staatsreederei 
auf, die mit 60 Schiffen jetzt 11 Linien unter- 
hält. Von diesen führen lediglich drei nach 
Übersee, die überdies nur schwach beschickt 
werden. Es handelt sich hierbei um eine 
Südamerika-Linie mit 6, darunter 4 Charter- 


Schiffen, eine Indien-Pakistan-Linie mit 4 


Schiffen, darunter einem gecharterten Schiff, 
und eine China-Linie mit 6 Schiffen. 

Der polnische Schiffbau bemüht sich bisher 
erfolglos um internationale Anerkennung. 
Es wird versucht, die Elbinger Werft wieder 
aufzubauen und die beiden Danziger Werf- 
ten sind vereinigt worden. Man plant bis 
1955 den Bau von rund 900.000 t dw, wovon 
rund 575 000 t dw allein auf polnischen Werf- 
ten gebaut werden sollen, was eine Werft- 
kapazität voraussetzt, die der jetzigen deut- 
schen nahekommt. | 


Die polnische Handelsflotte wurde von. 


Beginn an subventioniert. Nach 1945 wurde 
diese Praxis in verstärktem Maße fortge- 
setzt. Nun wurden auch Schiffbau und Hä- 
fen staatlich unterstützt, wobei den letzteren 
ganz besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
wurde. Allem Anschein nach erstrebt Polen 
eine Hafen-Autarkie der westlichen Ost- 


 zufällt. 
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block-Staaten, wobei Stettin die Hauptrolle 
Stettin hat in Swinemünde einen 
'Vorhafen, der in erster Linie Bunkerhafen 
werden soll. Die Förderung der Stettiner 
Hafeninteressen geht robust vor sich. Kürz- 
lich wurden die Umschlagskosten um 20 v.H. 
gesenkt, und die Umschlagsgeschwindigkeit 
wurde durch „Rationalisierung der Arbeit“ 
um 15 v.H. erhöht. Die Oder soll zu einem 
Großschiffahrtsweg erster Ordnung gemacht 
werden. Der Wettbewerb zwischen Stettin 
und Gdingen/Danzig, das von der Sowjet- 
union stark benutzt wird, ist schärfer gewor- 


‚ den. Wenn der Ausbau der polnisch verwal- 


teten Häfen auch große Fortschritte macht, 
so ist es bis zu der beabsichtigten Umschlags- 
kapazität von 32 Millionen t doch noch ein 
steiler Weg. 


Irlands Teilung und Irlands Neutralität 


Am14.März1951sagteder damalige irische 
Außenminister Sean MacBride in einer Rede 
vor dem National Press Club in Washington, 
die britische und sowjetische Politik, so groß 
ihre Unterschiede auch vom objektiven Stand- 
punkt aus seien, trügen vor irischen Augen 
eine starke gegenseitige Ähnlichkeit. „Beide 
Mächte haben eine imperialistische Überlie- 
ferung, und imperialistischen Mächten ist 
eine Teilung kleiner Nationen stets als nütz- 
lich und deshalb als gerecht erschienen.“ Jede 
irische Regierung, die sich mit der Macht ver- 
bünde, die für die Teilung des Landes ver- 
antwortlich sei, müsse mit ihrem sofortigen 
Sturz rechnen. Durch die Lostrennung der 
sechs Grafschaften im Norden der Insel hin- 
dere Großbritannien daher Irland an der 
Übernahme von Verpflichtungen im Rahmen 
eines westeuropäischen oder atlantischen 
Systems. 

Der irische Oppositionsführer Eamon de 
Valera erklärte am 16. März der britischen 
Presse, in einem etwaigen Krieg zwischen 
West und Ost werde die Irische Republik 


neutral bleiben. „Andernfalls würde meiner 


‚ Ansicht nach eine fast unmögliche Lage im 


Lande selbst entstehen.“ 

Irland verweigert die Zusammenarbeit, so- 
lange „Nordirland“ weiter gemeinsam mit 
Großbritannien ein „Vereinigtes Königreich“ 
bildet. Dabei weiß es selbstverständlich, daß 
seine Sicherheit unlösbar an die britische Si- 
cherheit gebunden ist. De Valera erklärte im 
Oktober 1950: „Wenn ‘eine Festlandsmacht 
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Großbritannien überrennen würde, dann 
würde sie vor der Irischen See nicht Halt ma- 
chen. Wir wären die nächsten an der Reihe“. 
Trotzdem gilt den Regierungsparteien und 
der Opposition die Einheit mehr als die Si- 
cherheit vor einer äußeren Aggression. 


Geo-Politik XXN/5 
10° E 


Ailomater 


Am 22. April erklärte der irische Außen- 
minister Sean MacBride bei einem Besuch 
der schottischen Stadt Glasgow, die Lösung 
des Teilungsproblems bestehe in einem föde- 
ralistischen Zusammenschluß zwischen den 
sechs Grafschaften Ulsters und der Irischen 
Republik. 

Die erste grundsätzliche Äußerung nach 
dem Regierungswechsel, die der neue Mini- 
sterpräsident de Valera am 18. Juni in Dublin 
machte, bekannte sich erneut zu der von der 
vorhergehenden Regierung eingenommenen 
Haltung „eindeutiger Neutralität“. Solange 
die Teilung Irlands bestehen bleibe, könne 
die Republik nichts mit dem Atlantikpakt 


zu tun haben. 


Unruhe auf den französischen Antillen 


Die Unruhe im karibischen Raum, die in 
Portoriko und in der britischen Kolonie 
Grenada hochflammt, hat auch die letzten 
Stützpunkte Frankreichs in Westindien er- 
faßt, die während des Zweiten Weltkrieges 
durch den Konflikt zwischen dem zunächst 
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Vichy treuen Gouverneur und den USA be- 
kannt wurden. 

Guadeloupe lebt von der Zucker- und 
Rum-Ausfuhr, ist übervölkert wie die ge- 
samte Inselwelt. 1946 wurden rund 17 000 
Stimmen für die kommunistischen Kandida- 
ten abgegeben, nur 20 000 für ihre Gegner. 
Die 300 000 Einwohner gelten als vollberech- 
tigte französische Bürger und wählen Abge- 
ordnete in das Pariser Parlament (zwei der 
drei Sitze gehörten bis zur Auflösung der 
Nationalversammlung im Mai 1951 den Kom- 
munisten). Am 16. März fiel ein Soldat aus 
der Kolonie in der französischen Expeditions- 
truppe an der koreanischen Front. Sein Tod 
wurde zur Aufputschung der Negerbevölke- 
rung benutzt. 

Auf Martinique gipfelte ein 6Ttägiger 
Streik im April in blutigen Zusammenstößen 
zwischen französischer Bereitschaftspolizei 
und den mit machetes bewaffneten Negern. 
Auch die 260 000 Einwohner dieser Insel ha- 
ben zwei kommunistische Abgeordnete (bei 
drei insgesamt) in die Pariser Nationalver- 
sammlung entsandt. Der maire der Haupt- 
stadt Fort-de-France, Aime Cesaire, vertritt 
als Kommunist die Tradition der vollen 
Gleichberechtigung, die 1790 von der Ersten 
und 1946 von der Vierten Republik gewährt 
wurde. Napoleon, der durch die Kaiserin 
Josephine, eine Kreolin aus Martinique, et- 
was von der Lage wußte, hob sie wieder auf. 

Heute ringt Frankreich auch in seinen Ko- 
lonien mit den Nachwirkungen der liberation 
von 1944 und der antifaschistischen Koali- 
tion der ersten Nachkriegsjahre, in denen es 
Kommunisten zu Ministern machte. Die 
Kommunisten werfen dem Mutterland vor, 
daß es die politische Gleichberechtigung 
nicht in ihre sozialen. Konsequenzen hinein 
durchführe. Das Mutterland erklärt, es könne 
die neue französische Sozialgesetzgebung der 
Vierten Republik so lange nicht einführen, 
wie die früheren Kolonien nicht entspre- 
chende Verwaltungsbehörden besäßen. Es 
scheut die Kosten, denn bei einer Übernahme 
der in Frankreich üblichen, vollen Sozial- 
leistungen wäre ein Bankerott der beiden 
Inseldepartements unvermeidlich. Schen 
heute kommen 70 Prozent des Aufwandes 
für die öffentliche Gesundheitspflege aus 
Paris. 

Im Jahr von Potsdam waren den Amerika- 
nern Kommunisten alsBundesgenossen recht, 
heute sitzen schwarze Kolonialkommunisten, 
die sie früher gegen den Staat des Marschalls 


Petain mobilisierten, vor ihrer Tür und ent- 
falten eine ungehemmte Propaganda im 
Proletariat Westindiens. Die Resolution der 
Panamerikanischen Konferenz in Washington 
gegen die Fortdauer der europäischen Kolo- 
nialherrschaft wurde als Bedrohung der 
französischen Besitzungen Guadeloupe, Mar- 
tinique und Guyana durch den amerikani- 
schen Imperialismus bezeichnet. 
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Verschärfung des Kurses in Polen 


Am 2. März 1951 wurde Arkadij Aleksan- 
drowitsch Ssobolew zum neuen sowjetischen 
Botschafter in Polen bestellt. Nur einige 
Tage später wurde der polnische Außenmini- 
ster Modzelewski, der seit dem Februar 1947 
sein Amt innehatte, ohne nähere Begrün- 
dung entlassen und durch Skrzesewski ersetzt, 
der bis dahin nur durch seine unbedingte 
Linientreue besonders aufgefallen war. 

Mit der Besetzung des wichtigen Botschaf- 
terpostens in Warschau durch einen der näch- 
sten Mitarbeiter Molotows und vor allem 
Wyschinskijs scheint die Zusammenarbeit 
der Sowjetunion mit ihrem formal unablhän- 
gigen Protektorat Polen in eine dritte und 
entscheidende Entwicklungsphase eingetreten 
zu sein. Die erste Phase war bestimmt durch 
den Versuch des Kreml, mit Hilfe der über- 
wiegend in Moskau ausgebildeten Spitzen- 
gruppe der PPR, der Kommunistischen Par- 
tei Polens, die polnische Politik im Einklang 
mit den von sowjetischer Seite in Europa 
verfolgten Zielen fernzusteuern. Die Gefahr 
einer titoistischen Sonderentwicklung, die 
bei dem starken polnischen Nationalgefühl: 
nahe lag, führte im Herbst 1948 zum Sturz 
des Generalsekretärs der PPR, Gomulka, 
und veranlaßte den Kreml 1949 zu 
einer Überprüfung seiner Polenpolitik, die 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Aktivierung der sowjetischen Deutschland- 
politik unter nationalistischen Vorzeichen 
stand. Anfang November 1949, kurz nach Er- 
richtung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik, die in Warschau mit größtem Unbe- 
hagen zur Kenntnis genommen wurde, 
erfolgte die Ernennung des bekannten 
Sowjetmarschalls Rokossowskij zum Mar- 
schall von Polen und Obersten Befehlshaber 
der polnischen Wehrmacht, die eine Gleich- 
schaltung auf militärischem und wehrwirt- 


se. 


. genieur. 


schaftlichem Gebiet sowie eine verstärkte 
Russifizierung zur Folge hatte. 


Nunmehr ist die Klammer von innen durch 
eine Klammer von außen verstärkt worden. 
Neben einem der elegantesten sowjetischen 
Offiziere betritt einer der elegantesten so- 
wjetischen Diplomaten das Warschauer Par- 
kett, das anscheinend selbst unter der Volks- 
demokratiegegenüber früher an Glätte wenig 
eingebüßt hat. Dabei ist Ssobolew kein ei- 
gentlicher Berufsdiplomat, sondern Fachin- 
Wyschinskij „entdeckte“ seine 
Fähigkeiten in den zwanziger Jahren in dem 
Prozeß gegen die Ingenieure der Moskauer 
Filiale der britischen Metro-Vickers. Als 
Wyschinskij 1939 vom Generalstaatsanwalt 
zum ersten Stellvertreter Molotows als Au- 
Benkommissar aufstieg, stand ihm Sso- 
bolew als Generalsekretär bei der Reorgani- 
sation des Narkomindel zur Seite. Als 
Botschaftsrat in London (1942 bis 1945) ver- 
trat Ssobolew den Botschafter Gussjew in 
der Europäischen Beratenden Kommission 
(EAC) und gehörte den sowjetischen Delega- 
tionen auf den Konferenzen von Dumbarton 
Oaks im Herbst 1944 und San Franzisko 
im Frühjahr 1945 an, auf denen das Gebäude 
der UNO errichtet wurde. Seine in London 
gewonnenen Kenntnisse der deutschen Pro- 
bleme, die auch seine Teilnahme an der 
Potsdamer Konferenz im Sommer 1945 be- 
wirkten, konnte Ssobolew als Politischer 
Berater Marschall Shukows durch praktische 
Erfahrungen erweitern. Nach dem plötzlichen 
Abgang Shukows, der im März 1946 als Ober- 
ster Chef der Sowjetischen Militär-Admini- 
stration in Deutschland durch Ssokolowskij 
ersetzt wurde, nahm Ssobolew die Tätigkeit 
eines Stellvertretenden Sekretärs der Ver- 
einten Nationen mit besonderer Zuständig- 
keit für Angelegenheiten des Sicherheitsrates 
auf, die er von 1946 bis 1949 erfolgreich 
ausübte und die ihn in stärkerem Maße als 
alle übrigen Sowjetdiplomaten der mittleren 
Generation in unmittelbaren Kontakt mit 
der Westlichen Welt brachte. Nachdem Wy- 
schinskij Molotow im März 1949 als Außen- 
minister abgelöst hatte, wurde Ssobolew von 
ihm umgehend nach Moskau zurückberufen, 
wo er sich intensiv mit der Vorbereitung des 
künftigen Friedensvertrages mit Deutschland 
und den damit zusammenhängenden Proble- 
men befaßt haben soll. 


Die Entsendung Ssobolews nach Warschau 
kurz vor der bevorstehenden Außenminister- 
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konferenz bedeutete, daß der Kreml seine 
bisherige Polenpolitik einer genauen Über- 
prüfung unterziehen wollte,wenn auch bisher 
keine Anzeichen dafür vorliegen, daß er be- 
absichtigen wollte, von seiner willkürlichen 
Auslegung der in Jalta und Potsdam getrof- 
fenen Entscheidungen abzugehen. Die Per- 
sönlichkeit von Ssobolew scheint eine ge- 
wisse Gewähr dafür zu bieten, daß zunächst 
die formale Unabhängigkeit Polens gewahrt 
bleibt und das bisherige Bolschewisierungs- 
tempo sogar zeitweilig vermindert wird. 


Bo. 


Polnisch-sowjetischer Gebietsaustausch 


Polen und die Sowjetunion schlossen am 
21. Mai in Moskau ein Abkommen, das den 
Austausch von zwei Gebieten an der polnisch- 
ukrainischen Grenze im Umfang von je 480 
qkm vorsieht. Bisher ist weder der Text des 
Vertrags noch eine amtliche Karte der Grenz- 
veränderungen veröffentlicht worden, so daß 
die näheren Angaben über diese Korrektur 
der 1944 festgelegten polnisch-sowjetischen 
Grenze dem Bericht entnommen werden müs- 
sen, den der stellvertretende polnische Mini- 
sterpräsident A. Zawadzki nach seiner Rück- 
kehr aus Moskau am 25. Mai vor dem Sejm 
gab. 

Danach tritt Polen ein Gebiet im Bereich 
der Wojewodschaft Lublin zwischen den Flüs- 
sen Bug und Solokija ab, das folgende Ge- 
meinden umfaßt: 1. Die Städte Belz, Uhnöw 
und Ware£. 2. Die Landgemeinden Belz, Kry- 
stynopol und Chorobröw. 3. Teile der Land- 
gemeinden Warez, Dolhobyczöw und Tar- 
noszyn. 

Die Sowjetunion tritt dafür ein gleich gro- 
ßes Gebiet der ukrainischen Oblast Droho- 
bycz am Oberlauf des San ab, von dem nur 
Stadt- und Landgemeinde Ustrzyki Dolne ge- 
nannt werden. Da diese aber nur 113 qkm 
umfassen, gehören vermutlich noch die Land- 
gemeinden Czarna, Lutowiska, KroScienko, 
Starzawa und Lomna ganz oder teilweise zu 
dem Tauschgebiet. Die Absteckung der neuen 
Grenzen und der tatsächliche Austausch soll 
erst zwei bis drei Monate nach dem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden vorgenom- 
men werden. Dabei sollen unbewegliches 
Eigentum, aber auch landwirtschaftliche Ma- 
schinen und Vieh entschädigungslos Zug um 
Zug von dem einen an den anderen Staat 
übergeben werden, während die Bevölkerung 
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das Recht erhält, umzusiedeln und dabei die 
bewegliche Habe mitzunehmen. Offenbar 
handelt es sich dabei aber nicht nur um ein 
Umsiedlungs recht, sondern eine Umsied- 
lungspflicht. 

Obwohl der Austausch der Urkunden bis- 
her nicht gemeldet wurde, dürfte die tatsäch- 
liche Übergabe der beiden Gebiete noch in 
diesem Sommer erfolgen. Die Fläche (480 
qkm) entspricht dem Umfang der Insel 
Bornholm und ist wesentlich größer als das 
Staatsgebiet der Hansestadt Bremen. An- 
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geblich ging die Initiative von Polen aus, da 
es durch das Ölvorkommen ‚von Ustrzyki 
Dolne seine Benzinversorgung wesentlich 
verbessern könne. Tatsächlich liegen bei 
Ustrzyki mehrere Ölfelder, und das Städtchen 
selbst hat eine größere Raffinerie, doch ha- 
ben diese Vorkommen im Vergleich zu den 
bei Polen verbliebenen von Jaslo-Krosno und 
den an die Sowjetunion gekommenen wesent- 
lich ergiebigeren von Drohobycz-Boryslaw 
noch nie eine Rolle gespielt. Sie dürften auch 
heute keine bedeutende Produktion haben. 
In Wirklichkeit waren die nur nebenbei 
erwähnten „gewissen Verkehrserleichterun- 
gen für die Sowjetunion“ das eigentliche 
Motiv. Wie unsere Skizze zeigt, führten zwei 
Bahnlinien streckenweise über polnisches Ge- 
biet, die nach der Neuabgrenzung ganz zur 
Sowjetunion gehören werden: Die Linien 
Lemberg—Kowel und Rawa Ruska—Kowel. 
Die polnische Freude über das gewonnene 
Erdöl mag auch durch den Gedanken an die 
hervorragenden Weizenböden der Gegend 
von Belz und Krystynopol einigermaßen ge- 
trübt werden, und vielleicht erinnert man 


Berichte 


te % TH 
ul 
Hefe 


sich auch daran, daß Belz nicht irgendein 
Städtchen, sondern der älteste bekannte Ort 
im polnisch-ukrainischen Grenzraum ist, der 
seit dem 11. Jahrhundert ein Streitobjekt 
zwischen Polen und dem Kiewer Reich bil- 
dete. Im 14. und 15. Jahrhundert residierten 
hier selbständige Fürsten, die schließlich 
Vasallen der Krone Polens wurden. 

Sehr fragwürdig erscheint die Angabe des 
polnischen Vizepremiers, das abzutretende 
Gebiet sei von nur 14.000 Menschen besiedelt, 
denn nach der Volkszählung von 1931 lebten 
allein auf den 350 qkm der vollständig abzu- 
tretenden Gemeinden 34399 Personen, in 
dem ganzen Gebiet also weit über 40 000, 
und ebenso ist die Bevölkerung der Gegend 
von Ustrzyki Dolne der Dichteziffer nach auf 
etwa 40 000 zu berechnen. Diese auffällige 
Differenz kann auf dreierlei Weise erklärt 
werden: Machte Zawadzki bewußt falsche 
Angaben, um den Verlust möglichst gering- 
fügig erscheinen zu lassen? Ist die polnische 
Statistik so durcheinander geraten, daß nicht 
einmal die Bevölkerungszahl einiger Gemein- 
den zuverlässig errechnet werden kann, oder 
ist die Bevölkerungsdichte auf diesen be- 
rühmten Weizenböden tatsächlich auf 29/qkm 
abgesunken? (In Schleswig-Holstein beträgt 
sie 173!) Das würde erneut bestätigen, daß 
Polen die deutschen Ostgebiete nur unter 
weitgehender Entblößung 
Ostgebiete besiedeln konnte. 

Festzuhalten bleibt, daß der Austausch eine 
klare Kritik der Grenzziehung von 1944/45 
darstellt, die ohne Rücksicht auf Verkehrs- 
und Wirtschaftsverhältnisse die Grenzen an 
Flußläufen entlang oder schnurgerade quer 
über die Landkarte führte. Festzuhalten 
bleibt schließlich, daß hier stillschweigend 
erneut eine größere Umsiedlung vorgenom- 
men wird, während sie im Falle einer Revi- 
sion der Oder-Neiße-Linie in polnischen Er- 
klärungen stets als nicht zumutbare Un- 
menschlichkeit erscheint. 


seiner eigenen 


Gotthold Rhode 


Die Kalmücken 


In der Bundesrepublik Deutschland leben 
zur Zeit etwa 700 Kalmücken, darunter auch 
einige deutsche Frauen, die mit Kalmücken 
verheiratet sind. Die Bemühungen des na- 
tionalen Vertreters dieser Flüchtlinge, 
Schamba Balinow, Auswanderungsmöglich- 
keiten zu finden, scheiterten an der Ableh- 


nung aller Länder, Menschen „gelber“ Rasse 
bei sich aufzunehmen. Auch der letzte, von 
_ der IRO und dem kalmückischen Vertreter 
Sandscha Stepanow stark propagierte Ver- 
such, etwa 600 Kalmücken in Paraguay anzu- 
siedeln, ist jetzt aus dem gleichen Grunde 
fehlgeschlagen. Es ist zu bezweifeln, ob die- 
ser Ausweg glücklich gewesen wäre. weil das 
. ungewohnte Klima Paraguays hohe Opfer 
unter den Umsiedlern verlangt hätte. Sie 
werden vorläufig weiter in den Lagern Ingol- 
stadt und Schleißheim ohne Arbeits- und Aus- 


wanderungsmöglichkeiten verbleiben müssen. 


Diese Menschen, zu denen noch kleinere 
Gruppen in Frankreich, Österreich und Bel- 
gien gerechnet werden können, sind fast der 
ganze Rest jener Kalmücken, die sich beim 
deutschen Rückzug von der Wolga und dem 
Kaukasus nach dem Westen zu retten ver- 
suchten. Sie verkörpern die letzte Phase der 
tragischen Geschichte ihres kleinen mongo- 
lischen Volkes. 


Die Kalmücken kamen in den letzten Jahr- 
zehnten des 17. Jahrhunderts aus der Mon- 
golei an die untere Wolga. Dort konnten sie 
sich unter ihren Chanen bis 1724 faktisch die 
Unabhängigkeit von Rußland erhalten. Dem 
russischen Staat haben sie im 18. Jahrhun- 
dert bei der Niederwerfung der Baschkiren- 
aufstände und als Grenztruppe gegen die 
Kasachen nützliche Dienste geleistet. 1771 
brach der auf dem linken Wolgaufer noma- 
disierende Teil des kalmückischen Volkes 
wieder nach der alten Heimat auf, vornehm- 
lich um dem russischen politischen Druck zu 
entgehen. Etwa ein Drittel (etwa 65 000) die- 
ser Kalmücken erreichte nach harten Kämp- 
fen mit den Kasachen die chinesische Grenze 
und wurde in Ostturkestan angesiedelt. Die 
in Rußland verbliebenen Kalmücken (1939: 
134500) behielten ihre Wohnsitze in der 
Steppe auf dem rechten Ufer der unteren 
Wolga. Sie waren vornehmlich nomadisie- 
rende Viehzüchter mit einer bis zur Okto- 
berrevolution mächtigen lamaistischen Geist- 
lichkeit, die lebhafte Verbindungen zu Tibet 
pflegte. Der Bürgerkrieg nach 1917 forderte 
von den Kalmücken, die ihrer sozialen Struk- 
tur nach keine Anhänger des Bolschewismus 
sein konnten, besonders hohe Opfer. 


Als die deutschen Truppen 1942 in die kal- 
mückische Steppe vorstießen, wurden sie als 
Befreier begrüßt. Auch der damalige kal- 
mückische Vertreter in Deutschland Schamba 


Balinow konnte bei einem Besuch im Kal- 
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mückengebiet den Kontakt zwischen der kal- 
mückischen Emigration und der kalmücki- 
schen Heimat an der Wolga wiederherstellen. 


Diese Einstellung der Kalmücken und die 
Tatsache, daß ein kalmückisches Kavallerie- 
Korps unter Oberstleutnant Bergen gegen 
die Sowjetarmee kämpfte, wurde von sowje- 
tischer Seite dadurch bestraft, daß die Kal- 
mückische Autonome Sowjetrepublik im 
Verbande der RSFSR am 27. Dezember 1943 
aufgelöst, ihre Hauptstadt Elista in Stepnoj 
umbenannt, und die gesamte kalmückische 
Bevölkerung deportiert wurde. Das kal- 
mückische Volk verfiel damit, ebenso wie die 
Tschetschenen, Inguschen, Balkaren und Ka- 
ratschaier aus dem Nordkaukasus, ‘wie die, 
Krimtürken und Wolgadeutschen dem sowje- 
tischen „Völkermord“ und hat in der Sowjet- 
union aufgehört, als Volk zu existieren. 


Gerhard von Mende 


Sinkiang in der Chinesischen Volksrepublik 


Sinkiang, die „Neue Grenzmark“, wurde 
nach der von Rußland unterstützten Nieder- 
schlagung des Versuches Yakub Begs, dieses 
damals als Chinesisch oder Ostturkistan be- 
kannte Gebiet zur Basis eines Osttürkischen 
Reiches zu machen, vor siebzig Jahren als 
Provinz dem damaligen Kaiserreich China 
einverleibt, nachdem es vorher schon nahezu 
zweitausend Jahre lang in bald festerer, bald 
loserer Form mit China verbunden gewesen 
war. Im Dezember 1949 trat auch hier die 
Chinesische Volksrepublik das Erbe ihrer 
Vorgänger an. Sie erbte damit das größte der 
Chinas Nationalitätenpolitik gestellten Pro- 
bleme: von den etwa 4 Millionen Einwohnern 
dieses fast 2 Millionen gkm umfassenden Ge- 
bietes sind nur etwa 300.000 Chinesen (davon 
ein Drittel hier Tunganen genannte Moham- 
medaner). Etwa 3 Millionen sind Uighuren, 
etwa 320000 Kasachen, 65.000 Kirgisen, alle 
drei Gruppen türkischen Stammes. Weitere 
65000 sind Mongolen. Daneben gibt es Be- 
völkerungsgruppen iranischer Herkunft, wei- 
ter Usbeken, Tataren und im 18. Jahrhundert 
aus der Mandschurei dorthin verpflanzte 
Mandschus und andere Tungusen. Schließlich 
gibt es noch rund 13000 Russen, die zumeist 
während der Russischen Revolution ins Land 
gekommen sind und die teilweise das chine- 
sische Bürgerrecht erworben haben. 


pt 


Die Nationalitätenpolitik der seit 1911 
bestehenden chinesischen Republik hatte ge- 
schwankt und war mit der ihr in Sinkiang 
gestellten Aufgabe nicht fertig geworden. 
Vertreter der Chinesischen Nationalregierung 
war 1949 der General Tschang Tschih-tschung 
als Haupt des 1946 geschaffenen Hauptquar- 
tiers des Generalissimus Tschiang Kai-schek 
für den Nordwesten in Urumtschi, dem etwa 
100 000 Mann modern (z. T. mit amerikani- 
schen Waffen) ausgerüsteter Truppen zur 
Verfügung standen. Im Mai 1947 hatte er 
seinen provisorischen Posten als Gouverneur 
der Provinz an einen Uighuren aus Kuldscha 
namens Masud Sabri abgegeben, nachdem er 
vorher schon einen andern Uighuren, Ach- 
medjan, zu seinem Stellvertreter gemacht 
hatte. Damit wollte er den Autonomiebestre- 
bungen den Wind aus den Segeln nehmen, die 
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Ende 1944 zur Gründung einer Ostturkesta- 
nischen Regierung geführt hatten. In dieser 
Regierung waren Uighuren, Kasachen und 
Russen vertreten, und ihre Macht, gestützt 
auf etwa 30000 bis 50000 Mann schlechtbe- 
waffneter Truppen, hatte sich von dem Ili- 
gebiet mit der Hauptstadt Kuldscha auf 
große Teile des Landes ausgedehnt und sich 
zeitweise der Provinzialhauptstadt Tihua 
(Urumtschi) bedrohlich genähert. Durch Ver- 


mittlung des sowjetischen Generalkonsuls in 


"Urumtschi war damals, im Juni 1945, ein 


modus vivendi zwischen Urumtschi und 
Kuldscha geschaffen worden. Erklärtes Ziel 
der Bewegung im Westen des Landes war 
nicht Loslösung von China, sondern Autono- 
mie für Sinkiang und Ausschaltung der Rich- 
tung Tschen Li-fu in der Kuomintang aus der 
Verwaltung. 

Die Wahl Masud Sabris war ein Fehlgriff 
des sonst sehr geschickten Tschang Tschih- 
tschung, denn dieser, der von 1904 bis 1913 
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in der Türkei gelebt hatte und damals pan- 
türkische Ideen mitbrachte, aber später in 


China selbst unter den Einfluß Tschen Li-fus 
gekommen war, wurde von 63 unter 90 Ab- 
geordneten des Provinzialparlamentes abge- 


lehnt. Als ihre Ablehnung ohne Folge blieb, 
gingen sie meist nach Kuldscha. Im Dezem- 
ber 1948 trat Masud Sabri dann doch zurück 
und wurde durch, einen in Rußland gebore- 
nen Tataren namens Burchan ersetzt, einen 
weitgereisten Mann mit starken wirtschaft- 
lichen Interessen, der eine Zeitlang auch in 
Deutschland war. Seiner besonnenen, einer 
mittleren Linie folgenden Führung ist es zu 
danken, daß das folgende Jahr verhältnis- 
mäßig ruhig verlief, während General Tschang 
Tschih-tschung im April 1949 von seiner Re- 
gierung nach Peking geschickt wurde, um mit 
den Kommunisten über die Möglichkeit eines 
Kompromisses zu verhandeln. Die Verhand- 
lungen verliefen ergebnislos, aber Tschang 
Tschih-tschung blieb in Peking und stellte 
seine Dienste der am 1. Oktober 1949 gebil- 
deten Zentralregierung der Chinesischen 
Volksrepublik zur Verfügung. Er vertritt in 
ihr als Mitglied des Revolutionären Militär- 
rates die „Demokratische Gruppe der Kuo- 
mintang“. Weiter ist er Stellvertreter des 
Generals Peng Te-huai im Vorsitz des Mili- 
tär- und Verwaltungsrates für Nordwestchina, 
in dessen Bereich auch Sinkiang fällt. 


Die Provinzbehörden in Sinkiang schlos- 
sen sich sofort der Haltung Tschang Tschih- 
tschungs an. Burchan als Chef der Provin- 
zialregierung und Saifudin als sein Vertreter 
wurden nicht nur von Peking bestätigt, son- 
dern erhielten zugleich hohe Posten in der 
Pekinger Zentralregierung. Der Komman- 
deur der chinesischen Truppen, General Tao 
Tschih-yueh, erhielt in Person des Generals 
Wang Tschen, eines alten Kommunisten, 
einen Politischen Kommissar als Helfer, und 
das allen Nationalitäten im Programm der 
Chinesischen Volksrepublik versprochene 
Prinzip der Gleichberechtigung und Auto- 
nomie wurde der Bevölkerung Sinkiangs 
gegenüber ausdrücklich wiederholt. Der Über- 
gang vollzog sich, soweit zunächst bekannt 
wurde, ziemlich reibungslos, und auch die 
Autonomisten schienen mit der Entwicklung 
zufrieden. Erst im März 1950 betraten die 
ersten Truppen Mao Tse-tungs den Boden 
von Sinkiang. 


Im Laufe des Jahres 1950 und Anfang 1951 
hörte man aber bereits von Flüchtlingen aus 


Sinkiang, die über den Pamir Indien erreicht 
hatten, daß Masud Sabri und seinen chinesi- 
schen Freunden nahestehende Kreise Verfol- 
gungen ausgesetzt waren,und die am 29. April 
1951 in Urumtschi erfolgte Hinrichtung von 
Osman Bator, dem Vertreter der Kasachen 
in der Regierung der Ostturkestanischen 
Republik in Kuldscha, bezeugt das nicht 
nur, sondern läßt auf nicht unerhebliche, 
vielleicht jetzt überwundene Widerstände in 
Sinkiang schließen. Im Zusammenhang mit 
dem letzteren Ereignis veröffentlicht die New 
China News Agency angebliche Aussagen 
Osman Bators, durch die zwei Beamte des 
konsularischen Dienstes der Vereinigten 
Staaten schwer belastet werden. Sie sollen 
nicht nur die Bildung eines Antikommunisti- 
schen Revolutionären Komitees für die Be- 
zirke Ili, Tschugutschak und Altai im Juni 
1948 gefördert, sondern schon im Jahre vor- 
her zusammen mit einem Kuomintang-Gene- 
ral und Weißrussen Osman Bator zum Über- 
fall auf das Gebiet der Außenmongolei 
(Peitaschan-Zwischenfall) angestiftet und ihn 
dabei begleitet haben. Sie sollen weiter ihm 
und seinen Freunden baldigen Ausbruch eines 
neuen Welikrieges in Aussicht gestellt und 
ihn zur Vertretung kasachischer Interessen 
nach Amerika eingeladen haben. Drei Ka- 
sachen schlossen sich den Amerikanern auf 
ihrer späteren Flucht nach Indien an. Mit 
Osman Bator, auf der Flucht im Tsaidamge- 
biet zusammen gefangen, wurden 25 seiner 
Leute vor einer großen Menschenmenge öf- 
fentlich hingerichtet. Seine nach Indien ge- 
flohenen Freunde veranstalteten am 3. Mai 
in Srinagar eine Trauerfeier. 


H.M. 


Japans Wirtschaft zwischen den Fronten 


Als die japanische Eisen- und Stahlindu- 
strie im Sommer 1950 angesichts der damals 
bevorstehenden Senkung der Subventionen 
und anderer deflatorischer Maßnahmen dar- 
anging, ihre Produktionskosten herabzu- 
setzen, bemühte sie sich auch, Umfang und 
Wert der Einfuhr von Rohstoffen aus an- 
deren ostasiatischen Ländern (statt aus den 
USA oder von ihnen beaufsichtigten Ge- 
bieten) zu erhöhen. Für die Einfuhr von 
70000t verkokbarer Kohle aus den Kailan- 
Gruben Nordchinas z.B. bedierte man sich 
japanischerseits der diskreten Vermittlung 
der auf diesem Gebiete besonders erfahre- 
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nen britischen Firma Dodwell& Co. Der 
Verband der japanischen Eisen- und Stahl- 
fabrikanten (Tekko Remmei) äußerte in 
dieser Lage sogar die Ansicht, daß die Roh- 
stoffkosten beträchtlich zurückgehen wür- 
den, wenn man die Rohstoffe vollständig 
aus Ostasien und nicht mehr aus dem Dol- 
largebiet beziehe. In Tokio bildete sich da- 
mals eine vorwiegend aus Industriellen der 
eisenschaffenden und 
Industrie bestehende Interessengruppe zur 
Förderung der Handelsbeziehungen mit 
China. Diese Gruppe unternahm es, ihre 
Ansichten gegenüber der Regierung zu ver- 
treten. 


Nach Ausbruch des Krieges in Korea 
hat sich hier vieles geändert. Viele japa- 
nische Fabrikanten und Exporteure ergrif- 
fen schnell und begeistert die sich plötzlich 
dem japanischen Export anbietenden Chan- 
cen, ohne die von ihren Handelspartnern 
in zunehmendem Maße erlassenen Beschrän- 
kungen ihrer Ausfuhr nach Japan gebüh- 
rend zu beachten. Bereits im Dezember 
machten sich so im japanischen Imvortbild 
‚düstere Töne‘ bemerkbar. Japanische Wirt- 
schaftskreise befürchteten bereits damals, 
daß auch die japanische Wirtschaft früher 
oder später ein mehr oder weniger kriegs- 
wirtschaftliches System einführen müsse. 
Der ausgesprochene inaktive Import und 
der bis um die Jahreswende anhaltende 
lebhafte Export in Verbindung mit den 
amerikanischen Of-shore-Käufen für die 
Truppen in Korea (bis zum 3. Dezember 1950: 
156299000 Dollar) veranlaßten kritische ja- 
panische Wirtschaftler schon damals zu der 
Bemerkung, daß die Einführung von Ex- 
portrestriktionen durch Länder der West- 
lichen Welt sich zwangsläufig zu einer Wie- 
derbelebung eines Export-Koniroll-Systems 
auswachsen werde, was mit den Auffassun- 
gen der westlichen Länder doch eigentlich 
gänzlich unvereinbar sei. 


eisenverarbeitenden 


Die Verringerung des Importvolumens aus 
dem genannten Grunde und infolge des 
Rückgangs der amerikanischen Hilfsliefe- 
rungen führte eine unbefriedigende Ver- 
sorgung des heimischen Marktes während 
der ersten Jahreshälfte herbei, was sich in 
einer sofortigen Verringerung der Produk- 
tion ausdrückte. Gleichzeitig lassen die ra- 
pide’ steigenden Preise die Rückkehr der 
jahrelang so energisch bekämpften Inflation 


befürchten. 
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Seit der Verschärfung der weltpolitischen 
Lage erörtern japanische Wirtschaftskreise 
in zunehmendem Maße auch die Aussichten 
Japans im Falle eines Dritten Weltkrieges. 
Obwohl Japans wirtschaftliche Kapazität 
infolge der Anstrengungen der vergangenen 
fünf Jahre weitgehend wieder hergestellt 
wurde, ist es angesichts des fürchterlich 
engen Raumes und der völlig unzureichen- 
den Rohstoffdecke bei sich rasch vermeh- 
render Bevölkerung darauf angewiesen, daß 
sein Außenhandel intakt bleibt. Deshalb hat 
der Wirtschaftliche Stabilisierungsausschuß, 
eine japanische Behörde, ein Gremium für die 
‚Wirtschaftliche Selbsterhaltung‘ (Keizai 
Jiriisu Shingikai) zum Zwecke der Prüfung 
aller bestehenden Möglichkeiten und zur 
Beratung konkreter Maßnahmen zur mög- 
lichsten Erreichung dieses Zieles zusammen- 
gerufen. 

Der noch nicht völlig von der Kriegs- 
psychose und der Verzweiflung erfaßte 
Teil der japanischen Wirtschaft setzt in- 
zwischen in der Wirtschaftspresse die Dis- 
kussion über einen gangbaren Ausweg aus 
der düsteren Situation fort. Neben der be- 
reits erwähnten Forderung auf Erhöhung 
des Imports zwecks Ankurbelung der rück- 
läufige Tendenzen aufweisenden industriel- 
len Produktion steht wieder im Vordergrund 
die Frage nach der Sicherung einträglicher 
japanischer Exporte nach asiatischen Län- 
dern. Führten die amerikanischen Käufe 
für die Front in Korea zu einem schnellen 
Aufschwung, so hat das kürzliche ameri- 
kanische Verbot von Exporten nach China 
den Himmel ganz plötzlich verdunkelt, zu- 
mal Peking mit einem Embargo antwortete. 
Japan mußte sich der amerikanischen For- 
derung fügen, indem es, wie eine Wirt- 
schaftszeitschrift bemerkenswert delikat 
sagt, „das Ausmaß seiner Exportrestrik- 
tionen nach dem kommunistischen China 
ausweitete“. Indem dieses führende Wirt- 
schaftsblatt noch einmal die Bedeutung der 
chinesischen Rohstoffe, vor allem Kohle und 
Sojabohnen, für die Rehabilitierung der 
japanischen Industrie unterstreicht, bemerkt 
es: „Nachdem jetzt der Import chinesischer 
Rohstoffe nach Japan unmöglich gemacht 
wurde, ist der japanischen Schwerindustrie, 
besonders der Eisen und Stahl verarbei- 
tenden Industrie, hinsichtlich ihrer Pro- 
duktion ein schwerer Schlag versetzt wor- 
den, wie der Korrespondent der Financial 
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Times in Tokio zugibt“. Da die Sicherstel- 
lung einer angemessenen Belieferung mit 
Kohle und Sojabohnen eine Frage äußer- 
ster Dringlichkeit ist, hat sich die japani- 
sche Regierung an die alliierte Verwaltung 
in Japan gewandt, um die Belieferung mit 
diesen beiden lebenswichtigen Rohstoffen 
aus Amerika sicherzustellen. „Man erwartet, 
daß die amerikanische Regierung den Weg 
klar sieht, um den japanischen For- 
derungen zu entsprechen.“ Mit 
der Erfüllung dieser Forderung ist es aber 
noch nicht getan. Die Importe gleichwer- 
tiger Rohstoffe aus den USA sind teurer 
als die aus China. Was den Kohlepreis 
anbetrifft, so wird der höhere Importpreis 
für amerikanische Kohle seinen Nieder- 
schlag in höheren Stahlpreisen finden mit 
weitergehenden unvorteilhaften Auswir- 
kungen für die gesamte japanische Indu- 
strie. Eine weitere wichtige Frage in diesem 
Zusammenhang ist: Wie sollen diese Im- 
porte aus den USA — wenn sie überhaupt 
zustandekommen und von Dauer sind — 
finanziert werden? Die Kosten für die 
Importe der benötigten Rohstoffe aus 
China konnte Japan mittels Ausfuhr von 
Fertigwaren (Investitions- und Konsum- 
gütern) zu sehr vorteilhaften Bedingungen 
bezahlen, während es für die Importe aus 
den USA in Dollars zu zahlen hat, was 
früher oder später die japanische Außen- 
handelsbilanz in Unordnung bringen muß. 


Der Artikel schließt mit folgenden Hin- 
weisen: „Da die Japaner den amerikani- 
schen Steuerzahlern keine zusätzlichen La- 
sten aufbürden wollen, hoffen japanische 
Wirtschaftskreise ernstlich auf eine baldige 
Normalisierung des Handels Japans mit 
China und für den nächsten Moment auf 
neue Möglichkeiten, mehr ausländische Va- 
luta hereinzubekommen, und weiterhin auf 
eine günstigere Handelsbilanz durch ver- 
stärkte Importe anstelle erhöhter ameri- 


kanischer Hilfe“. 


Im März 1951 wurde in Washington be- 
kanntgegeben, daß die USA die Absicht hät- 
ten, an Japan strategische Rohstoffe zu 
liefern, damit die japanische Industrie durch 
Herstellung von Lastkraftwagen, Rundfunk- 
geräten, elektrischen Apparaten, optischen 
Geräten usw. zu den Verteidigungsbemühun- 
gen des Westens beitragen könne. Nach Ab- 


' schluß des Friedensvertrages mit Japan wür- 


den die USA empfehlen, Japan die Herstellung 


von Rüstungsmaterial zu gestatten. Ganz ab- 
gesehen von der heiklen politischen Seite der 
Angelegenheit, sei hier nur eine Frage auf- 
geworfen: Haben denn die USA gegen- 
wärtig so viel wichtige Rohstoffe zum 
Transport nach Japan zur Verfügung (von 
den Fragen des Schiffsraumes einmal ganz 
abgesehen)? Es hat den Anschein, als ob 
die japanischen Industriellen, deren Ideal es 
wäre, maßgeblich beim Wiederaufbau Koreas 
beteiligt zu sein, von den amerikanischen 
Plänen nicht so entzückt sind, wie es der 
offizielle Sprecher des Gaimuscho, des japa- 
nischen Außenministeriums, zu sein scheint. 
Auch die Ginza, die Fleet Street Tokios, 
wird die Tatsache nicht aus der Welt schaf- 
fen können, daß zwischen Japan und den 
USA das größte Wasser der Welt liegt, 


China aber nach wie vor sehr nahe ist. 


Ferdinand Reichel 


D 


Die Riukiu-Inseln 


Noch vor seiner Abberufung aus Ostasien 
setzte General MacArthur auf den umstrit- 
tenen Riukiu-Inseln eine selbständige Re- 
gierung ein und schuf damit einen neuen 
Zwergstaat. 

Der Inselbogen der Riukiu, der Süd- 
japan mit Formosa, den japanischen mit 
dem chinesischen Kulturbereich unmittelbar 
verbindet, hat im Verlauf der Geschichte 
sein Abhängiskeitsverhältnis zu seinen bei- 
den großen Nachbarländern wiederholt 
wechseln müssen. Zuerst erwähnt wurden 
die Inseln im 7. Jahrhundert, als mehrere 
Eingeborene an den japanischen Hof kamen 
und mit Geschenken wieder in ihre Heimat 
zurückgesandt wurden. Ungefähr zur glei- 
chen Zeit, 607 und 610, unternahmen die 
Chinesen Feldzüge gegen die Riukiu (chi- 
nesisch Lutschu). Bedeutungsvoll wird aber 
erst der japanische Feldzug zur Zeit von 
Tokugawa Jejasu, der zur Einverleibung 
der nördlichen Inseln, der Oshima-Gruppe, 
ins Japanische Reich führte. Zu Beginn des 
19. Jahrhunderts wurde von britischer, fran- 
zösischer und später auch von amerikani- 
scher Seite versucht, Hoheitsrechte aus- 
zuüben. Japan sah darin eine Bedrohung 
seiner Südflanke, und da sich zu jener Zeit 
das Tributverhältnis der südlichen Inseln 
zu China gelöst hatte, ergriff es die Ge- 
legenheit und erklärte 1876 die gesamte 
Inselkette zum japanischen Territorium. Der 
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letzte König, Shötai, erhielt einen Japani- 
schen Adelstitel und kam an den Hof nach 
Tokio (1879). Die Riukiu, insgesamt 55 In- 
seln, wurden als Okinawa-Ken ins Stamm- 
land eingegliedert, was um so leichter 
möglich war, als die Bevölkerung bei enger 
rassischer Verwandtschaft zu den Japanern 
in keiner Weise militärischen Ehrgeiz besitzt. 
„Das gesellschaftliche Gefüge der Riukiu 
war das Stilleben einer in sich vollkomme- 
nen Kleinwelt, die eine feine alte Kultur 
entfaltete und in der das größtmögliche 
Glück der größtmöglichen Zahl durch ge- 


Ostchines. 


Meer 


Tokuno: 


genseitige Hilfsbereitschaft so weit als 
menschenmöglich erreicht erschien“ (Banse). 

Die Grundlage des Lebens bildet der 
Reichtum einer subtropischen Natur ein- 
schließlich fischreicher Küsten. Auf 2386 
qkm lebten 1937 rund 600 000 Einwohner, 
also 251 auf 1 qkm. Die Hauptinsel Oki- 
nawa trägt die beiden größten Siedlungen, 
den Hafen und das Eisenbahnzentrum Naha, 
mit 61000 Einwohnern die Hauptstadt der 
langgestreckten Inselgruppe, und die alte 
Fürstenstadt Shuri, 5 km von Naha entfernt. 
Darüber hinaus sind als Kleinstädte noch zu 
nennen Itschuman und Nagu auf Okinawa 
und Ischigaki auf der gleichnamigen Insel. 
Wenn auch die Wirtschaft in der Erzeugung 
von Zuckerrohr, Süßkartoffeln, Bananen, 
Kokosnüssen und Indigo Grundlagen hat, 
die einem Riukiu-Staatsgebilde eine posi- 
tive Handelsbilanz ermöglichen würden, so 
kann die Schaffung dieses Zwergstaates, 
dessen Bedeutung in seiner strategischen 
Stellung als Glied des großen Inselriegels 
liegt, der von den Kurilen bis nach Indone- 
sien reicht, nur ein Übergang zu einer anderen 
Lösung sein. 
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Formosa erfüllt Admiral Shermans Wunsch 


Am 30. Mai erklärte der Oberbefehlshaber 
der amerikanischen Marine Admiral Sherman 
vor der Senatskommission zur Untersuchung 
der Abberufung General MacArthurs, die 
Chinesen seien für Seuchen und ansteckende 
Krankheiten anfällig (susceptible to plagues 
and contagious diseases) und die Abschnü- 
rung der Zufuhr Medikamenten 
(stoppage of drug supplies) werde einen di- 
rekten Schlag gegen die Bewegungsfreiheit 
der chinesischen Armeen bedeuten. 


Am 12. Juni wurde der deutsche Dampfer 
„Mai Rickmers“, der am 16. Mai vor Amoy 
von der Marine der Regierung Tschiang Kai- 
scheks auf Formosa aufgebracht worden war, 
im Hafen Keelung wieder freigegeben. Die 
in Hamburg und Hongkong aufgenommene 
Ladung war nicht beanstandet worden. Be- 
schlagnahmt aber blieb ein Teil der in Ant- 
werpen an Bord gebrachten Ladung: Stahl, 
Phosphor, elektrische Geräte und Gegen- 
stände des medizinischen Bedarfs. Unter den 
als Kontrabande betrachteten beschlagnahm- 
ten Gütern befanden sich eine Anzahl Mikro- 
skope für den ärztlichen Gebrauch. 

H.M. 


von 


Nah- und Fernziele in Indochina 


Der Kampf in Indochina kann nicht ent- 
schieden werden, weil die Bevölkerung auf 
keiner der beiden Seiten mit dem Herzen 
dabei ist. Man lehnt den Kommunismus ab, 
aber man haßt auch den Kolonialismus. Die 
französischen Versuche, nach dem Zweiten 
Weltkrieg die Ordnung im Lande mit Hilfe 
von Fremdenlegionären herzustellen, haben 
die Abneigung gegen die Europäer, insbeson- 
dere gegen die Franzosen, nur noch verschärft. 


Ho Tschi Minh verfügte Ende 1950 über 
70 000 Mann reguläre Truppen und ebenso- 
viele Guerillas. Seit der französische General 
Jean de Lattre de Tassigny aus dem Stel- 
lungskrieg in den Bewegungskrieg überging, 
sollen Hos Streitkräfte zu rund 30 Prozent 
vernichtet worden sein. Dennoch befindet er 
sich in einer vorteilhaften Lage. Er kontrol- 
liert fast die Hälfte des Landes, und seine 
Fühler reichen bis in die volkreichsten Ge- 
biete hinein, wo Zehntausende seiner An- 
hänger durch fortwährende Unruhestiftung 
und Stinkbombenwerfen in Theatern, Cafes 
und Geschäftsvierteln die Durchführung der 
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Reform verhindern oder wenigstens er- 
schweren. Vor allem aber hat Ho den Vorteil, 
sich an China anlehnen zu können, woher er 
materialmäßige, moralische und wahrschein- 
lich auch schon militärische Hilfe erhält. Am 
27. Januar 1951 gab General Tschen Kang, 
der Gouverneur der Jünnan-Provinz, einen 
Tagesbefehl zur Bildung von Freiwilligen- 
Gruppen für Indochina aus. Bei Langson be- 
finden sich chinesische Truppen auf indo- 
chinesischem Boden. Die Kwangsi—Hunan- 


Y VonHoTschi 
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liert (7.4.1957) 


CHINA 


Eisenbahn wurde bis zur indochinesischen 
Grenze verlängert. 

Ho Tschi Minhs Nahziel ist zweifellos das 
Delta des Roten Flusses (Red River, Song- 
koi) mit Hanoi und Haiphong, den beiden 
durch Bahn und Wasserstraße verbundenen 
großen Städten; dieses Delta ist nicht nur 
Bevölkerungs-. und Verkehrszentrum Tong- 
kings, sondern es ist die für einen Kampf um 
die weiteren Ziele notwendige Reiskammer, 
das reichste Reisgebiet Indochinas überhaupt. 

Das dann folgende Ziel ist die Gewinnung 
des ganzen Landes und damit die Abschütite- 
lung der französischen Herrschaft. Was soll 
aber geschehen, wenn ganz Indochina von 
einer sowjetfreundlichen Regierung geführt 
wird? Die Manila Chronicle weist darauf hin, 
daß Indochina Thailand umflankt und Burma 
bedrohen kann, daß Indochina ferner das 
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von französischer Seite geplanten politischen _ 
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Tor zu Malaya und Indonesien ist. Das heißt: 
von Indochina aus sind die großen asiatischen 
Reiskammern zu bedrohen. Daß derartige 
Aktionen nicht mehr Sache Ho Tschi Minhs 
sein werden, steht außer Zweifel. Man be- 
obachtete die Landung zweier sowjetischer 
Düsenflugzeuggeschwader in Nanning (Süd- 
china) und verfolgt die systematische Anlage 
sowjetischer Luftbasen in Südchina. 


* 


Die Sicherheit des Panamakanals 


Am 24. März ordnete Präsident Truman 
verschärfte Sicherungsmaßnahmen in der 
Panama-Kanalzone an, die ein Gebiet auf 
beiden Seiten des eigentlichen Kanals in 
einer Tiefe von etwa 8km unter amerika- 
nischer Hoheit umfaßt. Der Gouverneur 
wurde zur Durchsuchung passierender Schiffe 
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und zur Einführung der Ausweispflicht in 
den Hafenanlagen ermächtigt. Die Bevölke- 
rung der Kanalzone wurde im April mit 
41 000 angegeben, während die Republik 
Panama ungefähr 700 000 Einwohner hat. 


Im Mai wurde deutlich, daß die Vorkeh- 
rungen der amerikanischen Besatzungstrup- 
pen nicht nur in der internationalen Lage 
begründet sind, sondern auch örtliche Ur- 
sachen haben. Anfang Mai deutete ein Sturm 
auf die Banken die innenpolitische Krise an. 
Am 7. Mai verhängte Präsident Arias den 
Belagerungszustand, löste das Parlament auf 
und setzte die Verfassung von 1946 außer 
Kraft. Das amerikanische Außenministerium 
betonte die strikte Neutralität der USA, 
aber die amerikanische Presse erinnerte 
daran, daß Arias 1941 eine „faschistische“ 
Verfassung erlassen habe. Als er 1949 durch 
den Polizeichef Remön wieder eingesetzt 
wurde, empfingen ihn sehr unfreundliche 
Stimmen aus den Vereinigten Staaten. 


Schon am 10. Mai siegte „das Volk Pana- 


mas“, unterstützt von der Polizei, die bei 


dem Fehlen einer Armee die eigentliche 
Macht im Staate darstellt. Der Polizeichef 
handelte auf Grund einer Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes. nach der sich der 
Präsident des Bruchs der Verfassung schul- 
dig gemacht habe. Der Vizepräsident Alci- 
biades Arosemena wurde durch die Polizei 
eingesetzt, Arias mit seiner Frau verhaftet. 
Das Parlament handelte nach den Wünschen 
des Polizeikommandeurs. Der neue Präsident 
erklärte: „Unsere Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten sind besonderer Art wegen 
der Verpflichtungen, die sich aus der Existenz 
des Panamakanals ergeben. Wir werden alle 
bestehenden Verträge erfüllen und versu- 
chen, Meinungsverschiedenheiten, die natür- 
lich auch entstehen, in einer Atmosphäre der 
Zusammenarbeit und Würde zu erledigen“. 
Am 14. Mai ernannte Präsident Truman den 
neuen amerikanischen Botschafter John C. 
Wiley, der bis dahin mit der Sowjetunion 
vergeblich über die Abwicklung der Leih- 
Pachtverpflichtungen verhandelt hatte. Arias 
wurde von der amerikanischen Presse als 
„Chamäleon der panamesischen Politik“ und 
„Nazifreund der Vorkriegszeit“ bezeichnet. 


Parallele zu Persien in Iberoamerika ? 


Kurz nach der Panamerikanischen Konfe- 
renz von Washington Anfang April 1951 gab 
die bolivianische Regierung bekannt, daß ein 
Anschlag gegen den Präsidenten Mamerto 
Urriolagoitia vereitelt worden sei. Am glei- 
chen Tag deutete der Außenminister an, daß 
er in Washington eine Änderung der auslän- 
derfeindlichen Politik Boliviens verabredet 
habe, über deren Einzelheiten mit dem USA- 
Botschafter Irving Florman verhandelt werde. 
Man wolle nordamerikanischen Gesellschaf- 
ten bestimmte Erdölgebiete zur Erschließung 
überlassen. 


Die Nachfahren und Kollegen des Zinn- 
königs Simön Patifo, in- #nd ausländische 
Zinn- und Erdölinteressen haben vom Hinter- 
grund aus seit langem die Politik bestimmt 
und wurden reich dank dem niedrigen Lebens- 
haltungsniveau der Quechua- und Aymaraä- 
Indianer in den Minen. Die zurückgekehrien 
Kriegsteilnehmer des Chaco-Krieges organi- 
sierten sich als Partido Revolucionario Na- 
cional und griffen die Herrschaft der Wirt- 
schaftsinteressen und ihrer Strohmänner an. 
Sie wurden als „Nazis“ bezeichnet, ihr füh- 
render Mann, der Präsident Germän Busch 
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Becerra, lag an einem Augusttag des Jahres 
1939 mit einem tödlichen Kopfschuß in sei- 
nem Schlafzimmer. Der neue Präsident, 
General Enrique Pefaranda, ließ bekannt- 
geben, daß Präsident Busch, volkstümlich 
Camba genannt, Selbstmord begangen habe, 
zerschlug die nationalrevolutionäre Partei, 
stellte die Rechte der ausländischen Gesell- 
schaften in gewissem Umfang wieder her und 
erklärte Deutschland im April 1943 den 
Krieg. Der Major Gualberto Villaroel führte 
im Dezember 1943 die Nationalrevolutionäre 
durch einen Staatsstreich wieder zur Macht, 
wurde jedoch 1946 durch Pöbelgruppen als 
„Agent der La Plata-Faschisten“ ermordet, 
indem man ihn gefesselt zum Fenster des 
Palastes hinauswarf. Die ausländischen Ge- 
sellschaften kamen zurück. Die leitenden 
Männer der extremen Linken, die mit den 
Freunden der USA gegen Villaroel zusam- 
mengearbeitet hatten, mußten jetzt ebenso 
wie die Führer der Nationalrevolutionäre in 
die Verbannung gehen. Aufstandsversuche 
der Nationalrevolutionäre und Unruhen der 
Kommunisten wurden niedergeschlagen. 


Der Überlebende des nationalrevolutio- 
nären Führerkreises, Victor Paz Estensoro, 
ein ehemaliger Mitarbeiter von Busch und 
Villaroel, sollte am 14. April 1951 als Präsi- 
dentschaftskandidat aus der Verbannung 
nach La Paz zurückkehren, zwischen seinen 
Anhängern und der Polizei ereigneten sich 
Unruhen: 81 Nationalrevolutionäre und 18 
Kommunisten wurden verhaftet, die Ma- 
schine des Präsidentschaftskandidaten mußte 
in Asuncion landen, von wo Paz Estensoro 
nach Buenos Aires zurückkehrte. Bei der 
Wahl am 6. Mai erhielt der Verbannte nach 
sechsjährigem Aufenthalt in einer 2500 km 
entfernten ausländischen Hauptstadt über 
45 Prozent der Stimmen, doch nicht die von 
der Verfassung geforderten 51 Prozent. (Von 
den knapp 4 Millionen Einwohnern Boliviens 
sind 160 000 wahlberechtigt, die übrigen als 
Analphabeten — oder blutarme Indios — 
vom Wahlrecht ausgeschlossen.) Die große 
Weltpresse hatte vor der Wahl betont, daß 
der „Faschist“ oder „Nazi“ Estensoro von 
den Kommunisten unterstützt werde, — die 
New York Times vertrat am 8. Mai die An- 
sicht, daß sein Wahlsieg „eine ernsthafte 
Gefährdung der Zinnversorgung der USA“ 
schaffen könne. Estensoro selbst erklärte am 
14. Mai, er wolle in Ruhe den August abwar- 
ten, dann müsse der Kongreß den Präsiden- 
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ten wählen. Es sei kaum anzunehmen, daß 
ein so eindeutiges Wahlergebnis nicht beach- 


tet werde. Er wolle mit den USA im Geiste 
von Punkt Vier des Truman-Programmes 
zusammenarbeiten, Zinn liefern und Investi- 
tionen annehmen, im: Lande selbst eine in- 
nere Aussöhnung anstreben. 

Am 16. Mai übergab der Präsident Urrio- 
lagoitia einer Offiziers-Junta in La Paz die 
Geschäfte und flog selbst nach Chile. Die 
Junta erhob den General Hugo Ballivian zum 
Präsidenten, verhängte den Ausnahmezu- 
stand, verbot Streiks und machte mobil. Die 
New York Times schrieb am 17. Mai, das 


bedauerliche Ereignis habe wohl noch Schlim- 


meres verhütet. „Bolivien ist für den demo- 
kratischen Westen von Bedeutung, weil es 
allein in der Westlichen Hemisphäre Zinn in 
großen Mengen produziert.“ Paz Estensoro, 
der die Stimmen der wahlberechtigten Berg- 
leute aus den Zinngruben erhalten hatte, war 
der Ansicht, es handle sich um ein abgekar- 
tetes Spiel zwischen dem abdankenden Prä- 
sidenten und seinem Generalstabschef. Am 
19. Mai wurde auf eine Gruppe geschossen, 
die nach amtlicher Darstellung unter Füh- 
rung eines nationalrevolutionären Politikers 
die Polizei angegriffen hatte. Der stellver- 
tretende Parteivorsitzende der National- 
revolutionäre bestritt jeden Zusammenhang 
zwischen der Partei und diesem Zwischenfall 
und vertrat außerdem die Ansicht, daß eine 
unparteiische Stimmenzählung schon in der 
Urwahl eine absolute Mehrheit für Paz 
Estensoro ergeben hätte. Die nordamerika- 
nischen Zeitungen dagegen zitierten den frü- 
heren bolivianischen Minister Robert Perez 
Paton, der in Buenos Aires äußerte, Bolivien 
sei „noch nicht reif für eine Demokratie 
nach nordamerikanischem Muster“. Der 
Putsch der Armee sei „zum Nutzen der De- 
mokratie“ gewesen. 

Der Fall war vorläufig entschieden, als die 
USA am 7. Juni diplomatische Beziehungen 
zur Regierung Balliviäan aufnahmen. Das 
State Department äußerte, die neue bolivia- 
nische Regierung übe faktisch auf dem Ge- 


biet Boliviens die Macht aus und habe außer- 


dem „ihre Absicht zur Erfüllung der inter- 


nationalen Verpflichtungen des Landes in 


befriedigender Weise zur Kenntnis gegeben“. 


Quelle: Carl Frhr. v- Merck: „Bolivien — Land oder 
Problem ?“ in „Der Weg, Revista Mensual Cultural“, 
Buenos Aires, V 4, April 1951. Hans Joachim v. Merkag: 
„Bolivien“, in Jahrbuch der Weltpolitik, Deutsches 
Auslandswissenschaftliches Institut, Berlin 1943 u. 1944. 
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Der Fragebogen 


Die drei lebenden Generationen der Völ- 
ker Kerneuropas haben seit 1914 mehrfach 
das Erlebnis des Zusammenpralls, der Be- 
gegnung, der Herrschaft, des Über- oder 
Durcheinanders, der Auflehnung, des Durch- 
zugs fremder Heere gehabt. Langsam begin- 
nen sie, sich des Geschehenen und Geschehen- 
den bewußt zu werden. Ein Teil dieses 
Vorgangs ist das Erscheinen des Buchs von 
E. VON SALOMON: DER FRAGEBOGEN, 
Rowohlt Hamburg 1951, 808 S., DM 19,80. 


Neuer Bombenwurf? 


Die Schlagzeilen, mit denen ein Teil der 
politischen Kritik auf das Erscheinen dieses 
Buches reagiert hat („ein literarischer Re- 
mer“ — „Ernst von Salomon wirft wieder 
Bomben“ — unter gleichzeitiger Bescheini- 
gung an den Rowohlt Verlag, daß die Neu- 
erscheinung „das gemeinste literarisch-poli- 
tische Kalkül dieser unsicheren Jahre“ sei), 
bekunden zunächst nur, daß das Buch irgend- 
wie „gesessen“ hat. Ob diese vereinfa- 
chendeAbstempelung eine sinnvolle 
und angemessene Reaktion ist, bleibt vorerst 
eine Frage. 


„Nicht betroffen“ 


Da ist zunächst der Einfall. Ernst von 
Salomon nimmt als Gerüst die 131 
Fragen, mittels derer die Militärregie- 
rung nach dem deutschen Zusammenbruch 
die Befreiung des deutschen Volkes von Na- 
tionalsozialismus und Militarismus durch 
eine subtile Erforschung des Gewissens und 
der Vergangenheit eines jeden Deutschen 
einzuleiten unternommen hat, ein Versuch, 
über dessen Unzulänglichkeit und Fragwür- 
digkeit inzwischen kaum mehr eine Mei- 
nungsverschiedenheit zwischen Fragestellern 
und Befragten bestehen dürfte, wenn auch 
diese Übereinstimmung sehr verschiedenen 
Motiven entspringt. (Wir wollen dabei nicht 
übersehen, daß dieses System keine ameri- 
kanische Erfindung ist; seit 1933 haben wir 
Gelegenheit gehabt, uns in dieser Praxis zu 
üben.) Freilich stellt diese neue Ausgabe eine 
raffinierte Verfeinerung der Technik dar, für 
Salomon jedoch mit dem seine Initiatoren 
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sicherlich verblüffenden Ergebnis, daß er als 
„Nichtbetroffener“ nahezu blütenweiß aus 
der Prüfung hervorgeht. 

Diese kompositorische Idee kommt der 
besonderen Begabung Salomons insofern ent- 
gegen, als sie ihm die Gelegenheit gibt, in 
lockerer Form seine episodischen Er- 
innerungen an den Haken des gefähr- 
lichen Instruments ornamental und ironisch 
aufzuhängen, ein Verfahren, das seiner 
Fähigkeit zu erzählen mehr entspricht als 
die große Form des geschlossenen Berichts. 

Da Salomon, wie er mit berechtigtem Stolz 
betont, über ein ungewöhnlich scharf regi- 
strierendes Gedächtnis verfügt und da sein 
Stil seit seinem ersten, noch von hektischem 
Ressentiment geschüttelten Buch „Die Ge- 
ächteten“ an Distanz und pointierter Ge- 
schmeidigkeit gewonnen hat, liest man das 
Buch, vor allem in den erzählenden Partien, 
mit einer nicht nachlassenden Spannung. 


Authentische Atmosphäre 


Der Leser, der die chaotische Zeit nach dem 
Ersten Weltkrieg nicht nur aus der Literatur 
kennt, wird bestätigen können, daß hier ein 
typischer Ausschnitt der Geschichte in seiner 
authentischen Atmosphäre mit geradezu un- 
heimlicher Energie reproduziert wird. Mit 
einer am Film geschulten Technik 
werden in immer neuen Rückblendungen und 
Anleuchtungen die Kräfte und Personen 
sichtbar, in denen in fürchterlicher Ver- 
strickung .der Motive die heillose Essenz des 
Untergangs destilliert wird. 

Die Fülle der Figuren, die profilecht und 
maßstabgerecht in das Bild eingezeichnet 
werden, ist schier unübersehbar und nahezu 
vollständig. Es fehlt nicht die Schar der gro- 
ßen Akteure: der anpassungsfähige und fast 
allwissende Meißner, auch nicht der mäch- 
tige Mann des Hintergrundes, General von 
Schleicher. Da ist Kapitän Ehrhardt mit 
seiner sagenumwobenen Brigade, Claus 
Heim, der Bauerngeneral der Landvolkbe- 
wegung, und auch ihr Verteidiger Dr. Luet- 
gebrune, vom Duft kostbarer Zigarren 
umweht. Da ist das Berlin der Jahre zwischen 


1928 und 1933, in dem der aus dem Zucht- 
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haus entlassene Salomon in den politischen 
Salons, umwittert von der interessanten 
Aura des Attentäters und Bombenwerfers 
(er hat nie eine Bombe geworfen) herum- 
gereicht wird, und da ist vor allem auch sein 
Verleger Ernst Rowohlt, der ihn ent- 
deckt und herausbringt, der riesige Mann, 
der unflätige Lieder gröhlend und Weinfla- 
schen schwingend mit elefantenhafter Grazie 
durch die Schwaden nächtlicher Zechgelage 
steuert und schwimmend-listigen Auges die 
wechselnden Konjunkturen seines ambiva- 
lenten Gewerbes wahrnimmt. 

Es ist die Zeit der „Kreise“, in denen „Fa- 
nale aufgerichtet“, „die Bewegung vorwärts- 
getrieben“ und „Fassaden zerstört“ werden, 
in denen konspiriert, ein direkter Draht, eine 


wichtige Querverbindung hergestellt wird, 


und deren grundgescheite Konzeption und 
geistvolle Diskussionen auf ge- 
spenstische Weise entwirklicht werden, ein- 
fach durch die Tatsache, daß im Hinter- 
grundedieFigurHitlers auftaucht, 
der mit Taktik und sturer Energie die Er- 
greifung der realen Macht vorbereitet.* 


Es ist selbstverständlich, daß Salomon auch 
den WegErnst Jüngers kreuzt, des be- 
deutendsten Kopfes der Epoche, der sich mit 
der Kühle seines analytischen Denkens und 
seiner morphologischen Neugier hartnäckig 
den Wünschen der Adepten entzieht, die von 
ihm praktische Regieanweisungen für die 
Inszenierung des 
Dramas erwarten. 


nationalrevolutionären 


Heillose Zeit 


Daß die Schilderung von Ereignissen und 
Personen oft brutal, ja provozierend zynisch 
wirkt und den Leser keinen Augen- 
blik in der Behaglichkeit der 
Reminiszenz verweilen läßt, ist einer 
der beunruhigenden Vorzüge dieses Buches 
und hängt im Tiefsten mit der Person des 
Autors zusammen, der es immer wiederholt, 
daß ihm schlechthin das Organ für Religion 
und Methaphysik fehle. Es ist da in der Tat 
eine leere Stelle, eine ererbte oder erwor- 
bene Verödung in der seelischen 
Welt des Autors, der in jungen Jahren 


* Eine Zusammenstellung der Kreise und Gruppen 
jener Zeit wird handlich geboten von ARMIN MOHLER: 
DIE KONSERVATIVE REVOLUTION IN DEUTSCH- 
LAND 1918—1932. GRUNDRISS IHRER WELT- 
ANSCHAUUNGEN, Friedrich Vorwerk Verlag, Stutt- 
gart 1950, 287 Seiten, Lw. DM 11,80. 
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durch eine Tat geprägt und gezeichnet wurde, 
bei der uns die Unzulänglichkeit aller psy- 
chologischen Motivation greifbar wird, den 
Mord an Rathenau, den Salomon selbst als 
gemein und niedrig erkennt, der aber unter 
Bruch der rechtsstaatlichen Ordnung nach 
einem Gesetz bestraft wurde, das erst nach 
der Tat erlassen wurde und ihn so seinen or- 
dentlichen Richtern entzog. Im Verhältnis zu 
seiner Jugend und dem ihm gerichtlich nach- 
gewiesenen Anteil an der Tat ist Salomon 
hart bestraft worden. Gesühnt ist für ihn 
diese Tat nicht, denn in der heillosen Welt, 
in der er gefangen ist, existiert keine Macht, 
die versöhnen und vergeben könnte. So liegt 
der Schatten unvergessen über einem Leben, 
das in der Vielfalt der Begegnungen und 
Abenteuer, den Gefängnissen der verschie- 
densten Systeme ein furchtbares Spiegelbild 
jener Welt ist, von der Thomas Wolfe zu dem 
Autor sagt, was als Moito über Salomons 
Buch stehen könnte: „Life is strange and 
world is bad“. 

„Durch Macht ins Nichts“ schreibt Salomon 
in das Stammbuch des letzten amerikanischen 
Gefängnisses, ehe er entlassen wird. Zyni- 
scher Schlußstrih unter eine 
ganze Epoche? Es wird auch sehr viel 
Heiteres in diesem Buch erzählt, so die ganz 
auf Makart-Bukett stilisierte Liebesgeschichte 
der Eltern des Autors, die Oase des Film- 
völkchens im Reich von Goebbels, eine ge- 
drängte Übersicht gastronomischer Schlem- 
merstätten. Aber auch hier stellt sich keine 
reine Heiterkeit ein. Selbst bei der reizen- 
den Episode in Frankreich scheint uns das 
Mädchen, dessen Brief er nie beantwortet, so 
viel liebesfähiger als er, dem die heilenden 
und umfassenden Kräfte zu fehlen scheinen. 


...unter dem Aspekt der Schändlichkeit 


pr 
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Trotzdem beschützt er während der Hit- 


lerjahre die Gefährtin jener Zeit, Ille, ein 
reizvoll originelles Wesen, das sein ängstlich 


‚verborgenes Geheimnis erst den Amerika- 


nern offenbart, als sie schließlich nach dem 
turbulenten Chaos des totalen Zusammen- 
bruchs als Befreier und Wiederher- 
steller der Ordnung und des 
Rechtes eintreffen, das Zauberwort, von 
dem sie sich die rettende Wendung ver- 
spricht: „I am Jewish“. 

Und gerade hier setzt die Katastrophe ein. 
Salomons Kritiker sind der Meinung, daß 
sein Buch auf diese Pointe hin aufgebaut ist, 
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Die Neugliederung des westdeutschen Bundesgebiets 


auf die Entdeckung nämlich, daß die Ameri- 
kaner um nichts besser sind als die Nazis, 
daß dieselbe Brutalität, Gemeinheit, Schänd- 
lichkeit wie vorher und nachher und immer 
herrscht. Denn Salomon wird nicht nur selbst 
geschlagen, — was ihm noch in keinem seiner 
zahlreichen Gefängnisse widerfahren ist, — 
und erlebt, daß der körperliche Schmerz der 
Mißhandlung übertäubt wird von der seeli- 
schen Marter der Schändung. Er kann nicht 
einmal verhindern, daß die Frau, die er zehn 
Jahre lang beschützt hat, ebenfalls viehisch 
mißhandelt wird. 

Die Neigung Salomons, die Welt unter dem 
Aspekt der Schändlichkeit zu sehen, erhält 
durch dieses Erlebnis, das nicht vergessen 
werden kann, eine erneute Bestätigung. Es 
bricht aus ihm aus wie ein bösartiger 
Triumph, auc hier sein Weltbild bestä- 
tigt zu sehen, die Welt ohne Heil und ohne 
Gnade. Aber gerade hier, an dem entschei- 
denden Punkte, muß gesagt werden, daß nur 
die verkrustete Oberfläche über einer nie 
verheilten Narbe gesehen wird, wenn man 
nicht die verdeckten, spitz und grell über- 
tönten Schläge eines Herzens hört, das sich in 
seiner Verlorenheit, Überschattung und Ver- 
ödung einen phosphoreszierenden und luzi- 
ferisch glitzernden Abwehrwall von Ironie, 
zynischer Härte und angriffslustiger Bosheit 
geschaffen hat. Dieses Leben steht unter dem 
Gesetz eines Schattens, der sein Recht an 
seinem Feind und Opfer fordert. Nur wenn 
das begriffen wird, gewinnt die Kakophonie 
dieses Orchesters Ordnung und Sinn. 


Verwüstung des Rechtsgefühls 


Im übrigen aber mag es den Siegern nur 
zum Nutzen dienen, wenn ihnen klar wird, 
was sie selbst an Verwüstung des Rechtsge- 
fühls angerichtet haben, das auf sie als Macht 
) der Ordnung gehofft hat. Nicht aus den ver- 
4 lorenen Schlachten des Ersten Weltkrieges, 
; sondern aus der dummen Schäbigkeit und 
“ dem schändlichen Feilschen der Peacemakers 
) von 1919 ist jener Widerstand erwachsen, der 
) sich zuerst in einzelnen Aktionen und später 
i in einem solidarischen Akt gegen sie wandte. 
" Insofern ist dieses rückwärts gewandte Buch 
“von brennender Aktualität, und 
} so wird es auch, wie nicht zu zweifeln ist, ge- 
“ lesen werden. 

Die Geschichte der Jahre zwischen den 
") Kriegen ist noch nicht geschrieben; sie war 
"J ebenso reich an positiven Ansätzen wie an 
“ Torheiten und Verbrechen. Ernst von Salomon 
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zeigt in seinem Guckkasten vorzugsweise 
die Bilder, die den Weg zum Abgrund illu- 
strieren. Es ist nützlich und heilsam, auch 
dieses Inferno zu betrachten wie die Bil- 
der, die ein lebenslänglich Gefangener an 
die Wand seines Kerkers gezeich- 
net hat. Dabei findet es sich dann, daß, oft 
im Hintergrund verborgen, Gestalten und 
Texte angebracht sind, in denen auch die Ge- 
schichte des Heils für Augenblicke auf- 
leuchtet. 

Solche Kryptogramme stehen hinter der 
Gestalt von Hartmut Plaas, dem unbeirrbar 
ehrenhaften, hinter Ludins Todesgang, in 
dem magischen Bannkreis Jüngers, dessen 
vielschichtige Gestalt etwas beunruhigend 
Zeichenhaftes besitzt, in denspontanen 
Akten menschlicher Solidarität 
wie in der Unerbittlichkeit, mit der die A u s- 
weglosigkeit der deutschen Si- 
tuation demonstriert wird. 


Ein brillant geschriebenes Buch, — auch 
seine Gegner leugnen es nicht. Ein gefähr- 
liches Buch? Ohne Frage,gefährlichwie 
das heillose Leben selbst. Aber 
gerade deshalb ein Buch, das mit Ernst und 
schonungsloser Selbstbesinnung gelesen zu 
werden verdient. 


Gerhard Günther 


Die Neugliederung 
des westdeutschen Bundesgebiets 


Das Ersuchen des Bundestags vom 13. Juni 
1951 an die Bundesregierung um Einsetzung 
eines Sachverständigenausschusses, der die 
Neugliederung des Bundesgebiets beraten 
soll, und der Auftrag an den Bundestagsaus- 
schuß für innergebietliche Neuordnung, un- 
verzüglich Vorschläge zu erarbeiten und dem 
Bundestag zur Beschlußfassung vorzulegen, 
haben wie Startschüsse die Aufmerksamkeit 
neu auf das Problem gelenkt, das durch die 
jahrelange Verschleppung in der Südwest- 
staatfrage schon totgequält zu sein schien. 
Wie lebendig es aber ist und bleiben wird, 
erwies sich beim Aufrollen der Frage einer 
Bundesfinanzverwaltung. Durch diese Ereig- 
nisse wird klar, daß zur neuen deutschen 
Einheit auf zwei parallelen Gleisen gefahren 
wird, daß eine Reform der innerpolitischen 
Machtverteilung nicht nur Ländergrenzen 
verändern darf. 

Der Bundestag hat mit seinem Ersuchen 
um eine Kommission aus Fachleuten eine 
Empfehlung des Frankfurter Instituts zur 
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Förderung öffentlicher Angelegenheiten be- 
folgt, die eines der Arbeitsergebnisse einer 
im Juli 1950 in Weinheim a.d.B. abgehal- 
tenen Tagung darstellt. Wer nur noch trübe 
Erinnerungen an die nach dem Thüringer 
Anlauf versandeten Weimarer Reichsreform- 
pläne hat, dem werden sie aufgefrischt durch 
das Referat von Münchheimer über die Ver- 
suche zur Neugestaltung der deutschen Län- 
der von 1919-45, und wer nur nach heuti- 
gen oder künftigen wirtschaftspolitischen 
Gegebenheiten Grenzen ziehen möchte, dem 
ruft Aubin wie früher wieder zu, daß „die 
Kräfte aus der geschichtlichen Entwicklung 
Deutschlands als raumbildende Faktoren“ 
nicht unterschätzt werden dürfen, wenn das 
Werk auf die Dauer gelingen soll. 

Professor Scheu, Erlangen, referiert über 
die geographischen, wirtschafts-, verkehrs- 
und sozialpolitischen Gesichtspunkte für die 
Länderreform, Professor Glum, München, 
über die rechtlichen Voraussetzungen, das 
Verfahren und die Folgen der Neugliederung 
von Ländern nach dem Grundgesetz, Profes- 
sor Brill, Wiesbaden, versucht, den Typ des 
künftigen deutschen Bundeslandes zu um- 
reißen. Die Entschließungen mit den prakti- 
schen Vorschlägen des Institutes sowie das 
statistische Material und vor allem die Kar- 
ten mit den verschiedenen Plänen machen 
das Werk zu einem bei uns bisher noch nicht 
gekannten, gut gelungenen Versuch der Do- 
kumentation, der allumfassenden Darstellung 
eines Problems mit dem Zweck der prak- 
tischen Lösung durch parlamentarische Gre- 
mien. 

Der Mannheimer Oberbürgermeister Dr. 
Dr. Heimerich als Mitglied des Direktoriums 
sagt im Vorwort selbst, daß die Sammel- 
schrift noch nicht die letzten Wahrheiten zur 
Lösung des Problems gefunden haben kann, 
sondern ein Anfang sei. Sie hat demzufolge 
auch noch Mängel, von denen hier nur der 
einer Beschränkung auf Westdeutschland ge- 
nannt sei. Wir haben im Westen in den nach 
Landsmannschaften aufgegliederten Flücht- 
lingsorganisationen soviele kompetente Ver- 
treter Ostdeutschlands, die stellvertretend 
die Wünsche ihrer Heimat äußern könnten, 
daß sich ein gesamtdeutscher Reformplan 
auf die Beine stellen ließe. 

Der veröffentlichte Ausschnitt aus der Dis- 
kussion zeigt sehr deutlich Ängstlichkeit und 
ständige Rücksichtnahme auf die Wünsche 
fremder Mächte zur inneren Gebietsordnung 
Deutschlands. Die betreffenden Diskussions- 


teilnehmer werden sicherlich von sich be-. 
haupten, daß sie „Realpolitiker“ seien. Man 
kann sich aber ihre Haltung auch dadurch 
erklären, daß viele Experten sich seit 1945 
so sehr an die mehr oder weniger zwangs- 
weise Erfüllung von Wünschen aller Art ge- 
wöhnen mußten, daß sie als hohe Verwal- 
tungsbeamte gar nicht mehr frei zu planen 


Kae Willy Münch 


„Die Bundesländer, Beiträge zur Neuglie- 
derung der Bundesrepublik“ (Band 9 der 
wissenschaftlichen Schriftenreihe des Insti- 
tuts zur Förderung öffentlicher Angelegen- 
heiten), Frankfurt 1951, X, 244 S., 7 Karten, 
Hlw. DM 20,—. 


Erdöl, Mächte und Probleme 


Der ernsthafte Leser nimmt journalistische 
Bücher über das Erdöl ungern zur Hand. 
Allzu oft sind uns die Staatsmänner der Erde 
als hilflos zappelnde Marionetten an den 
Drähten der Erdöl-Konzerne dargestellt 
worden; allzu oft ist die nüchterne technische 
und wissenschaftliche Arbeit zu kurz gekom- 
men, die für die gewaltige Entwicklung der 
Erdöl-Wirtschaft während der letzten Jahr- 
zehnte viel kennzeichnender und viel bedeut- 
samer ist als das begleitende politische 
Kräftespiel, das die Spalten der Zeitungen zu 
füllen pflegt und das sehr zum Schaden der 
Menschheit sogar Völker und Regierungen 
zu unseligen Entscheidungen wie jetzt in Per- 
sien verführt. Das Buch von Stahmer kann 
aber doch empfohlen, und zwar warm emp- 
fohlen werden. Der erfahrene und erprobte 
Wirtschaftsjournalist verleugnet sich nicht in 
der lebendigen gemeinverständlichen Dar- 
stellung; er kommt vor allen Dingen in der 
Auswahl hervorragender, übrigens auch 
glänzend reproduzierter Photographien zum 
Ausdruck, die nicht, wie es so oft geschieht, 
beigefügt werden, je nachdem der Verfasser 
sie gerade bereit hatte,sondern um die Tatbe- 
stände des Buchinhaltes aufzuhellen und klar 
wiederzugeben. 

Das Buch ist aber nicht nur frisch, sondern 
auch mit Sachkunde und größtenteils auch 
mit sachlichem Ernst geschrieben. Es gibt 
einen vollkommenen Überblick über den Ur- 
sprung, die technische Verwendung, das geo- 
logische Vorkommen, die Gewinnung und 
Verarbeitung dieses weltwichtigen Rohstof- 
fes. Auch die anschließenden Kapitel über 
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die „Ölmächte der Welt“, und zwar sowohl 
nach den großen Konzernen als auch nach 
den wichtigsten Erdölländern gegliedert, der 
Wettbewerb zwischen Öl und Kohle und die 
sich an die Erdölwirtschaft anschließenden 
politischen und weltwirtschaftlichen Pro- 
bleme werden geschickt, knapp und im allge- 
meinen überzeugend abgehandelt. 


Ferdinand Friedensburg 


Alfred M. Stahmer: Erdöl. Mächte und 
Probleme. Mit 10 Bildtafeln, 2 mehrfarbigen 
Übersichtskarten. Butzon & Bercker, Keve- 
laer 1950. 175 S., 8°. Ganzleinen DM 7,20. 


Hintergründe des Ölkonflikts 


Bei dem raschen Wandel, der für die in- 
ternationale Öllage charakteristisch ist, laufen 
auch sehr fundierte Bücher über Mineralöl 
Gefahr, schon veraltet zu sein, wenn sie er- 
scheinen, soweit sie überhaupt Aktualität 
anstreben und sich nicht auf das Grundsätz- 
liche beschränken. Olaf Caroe aber beleuchtet 
in einem neu erschienenen Werk die lang- 
fristigen Hintergründe, vor denen der dra- 
matische Ölkonflikt in Persien aufgelodert ist. 


Ein Verständnis für das Geschehen in Per- 
sien setzt die Erkenntnis voraus, daß es sich 
hier um ein Symptom handelt, dem die ganze 
Problematik der islamisch-orientalischen 
Entwicklung zugrunde liegt. Es wäre ganz ab- 
wegig, von einem Verschulden dieser oder 


‚jener Ölgesellschaft zu sprechen, denn alle 


haben sich bemüht, Wohlstand und Fort- 
schritt in einem Raum zu schaffen, der von 
erschreckender Armut der breiten Massen, 
von Krankheit, Seuchen und Hunger gezeich- 
net ist. Aber die alten Bindungen der feuda- 
len Stammesorganisation haben sich gelockert, 
die in der Sozialordnung nomadisierender 
Hirtenvölker fast zeitlosen Bestand haben 
konnten. Wenn sich aber unter mittelalter- 
lichen Verhältnissen Großstädte wie Teheran 
mit proletarischen slums von Hunderttausen- 
den bilden, wenn die Basare zu politischen 
Zentren werden, wenn der Nomade sich 
seßhaft macht und private Eigentumsan- 
sprüche auf Grund und Boden stellt, der vor- 
her dem Stamm gemeinschaftlich gehörte, 
sind alle Voraussetzungen für revolutionäre 
Explosionen geschaffen, die nicht unter der 
Kontrolle wirtschaftlicher Vernunft oder 
eines wohlverstandenen Eigennutzes stehen. 


Die modernen Formen gesellschaftlichen 
und politischen Zusammenlebens haben sich 
bei den meisten Völkern im oft turbulenten 
Ablauf von Jahrhunderten ergeben. In der 
islamischen Welt sehen wir diesen Vorgang 
auf wenige Jahrzehnte zusammengedrängt, 
und es ist durchaus kein Wunder, daß sich 
diese Revolution dort nicht reibungslos voll- 
zieht, wo nicht eine straffe Autorität die 
Zügel führt. In einer derartigen Atmoshäre 
können die Ölgesellschaften wie Blockade- 
brecher gegen mittelalterliche Bindungen 
wirken. Sie sind zwar Pioniere des Fort- 
schritts, eines Fortschritts aber, der zunächst 
nur eine Minderheit begünstigt und durch- 
aus nicht von allen ersehnt wird. Es ist die 
Tragik der meisten orientalischen Länder, 
daß ihnen vom Schicksal zu wenig Zeit zum 
politischen Reifen gewährt wird. 


Dazu kommt, daß der orientalische Raum 
vom Kräftespiel der Weltpolitik überlagert 
ist. Der Druck von Norden ist sowjetisches 
Erbe aus der zaristischen Zeit, in der schon 
Anfang des vorigen Jahrhunderts Persien die 
reichen Gebiete „Transkaukasiens“ verloren 
hat. Und selbst wenn dieser Druck nicht un- 
mittelbar auf Persien wirksam war, so waren 
ihm doch die Flanken des Landes ausgesetzt, 
sie bröckelten ab. Hätte nicht die West-Ost- 
linie der britischen Indienpolitik die russi- 
sche Nord-Südlinie durchkreuzt und im 
Zeitalter der Pax Britannica ein gewisses 
Gleichgewicht der Kräfte geschaffen, so hätte 
Persien kaum dem traditionellen Druck 
widerstehen können. 


Caroe gibt als guter Orientkenner auch 
Aufschluß über die soziologischen Hinter- 
gründe. Der arabische Mensch hat im Kampf 
mit der Wüste und jahrhundertelang auch mit 
dem Meer eine Achtung gebietende Härte 
bewiesen. Aus den Gegensätzlichkeiten eines 
Naturvolkes, bei dem gute, ja edle, und 
schlechte Anlagen dicht nebeneinander be- 
stehen, ergeben sich Probleme, wenn das Le- 
ben zivilisiert und kampflos wird. Während 
aber die arabischen Völker immer noch tra- 
ditionsgebunden sind, gilt das weit weniger 
für die Perser, die sich ohne inneren Rück- 
halt mit einer neuen Zeit auseinandersetzen 


müssen. e 
Sven von Müller 


Sir Olaf Caroe, Wells of Power: the Oil- 
fields of Southwestern Asia, Macmillan, 
London 1951, 240 Seiten, 15s. 
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Zur Frage des Kaufpreises für ein Menschenleben 


Sehr geehrte Herren! 


Sie haben in Ihrem Juniheft über den Frei- 
kauf des Amerikaners Vogeler aus ungari- 
scher Haft berichtet, dankenswerterweise im 
Gegensatz zur Tagespresse von grundsätz- 
lichen Gesichtspunkten aus. Aber wird nicht 
bei dem Eintreten eines Staates für jeden 
seiner Bürger, eben für den Civis, der Mensch 
— ich meine damit nicht allein den englisch- 
sprechenden — zu wenig berücksichtigt? 

Unter staats- und völkerrechtlichen Ge- 
sichtspunkten scheint mir der Fall Vogeler 
und neuerlich auch der Fall Sanders, den die 
Engländer ebenfalls durch Freigabe angeb- 
lich ungarischen Eigentums in Deutschland 
aushandeln wollen, eine andere, bisher über- 
gangene Tatsache deutlich zu machen: 

Die drei westlichen Besatzungsmächte neh- 
men die Souveränität über das von ihnen 
besetzte Gebiet für sich in Anspruch. Die Re- 
gierung der Bundesrepublik ist noch nicht 
als freies Völkerrechtssubjekt anerkannt. 
Deshalb fällt auf die Oberkommissare der 
drei Westmächte die Verpflichtung, die Be- 
lange der sonst schutzlosen Deutschen völker- 
rechtlich zu vertreten. 


Wir wissen heute nicht einmal, wieviele 
unserer Brüder und Schwestern als Kriegs- 
gefangene, verschleppte Zivilpersonen, un- 
gesetzlich Verurteilte oder auf ein Urteil 
Wartende seit sechs und mehr Jahren in 
fremden Ländern schmachten; ihre Zahl geht 
aber in der Sowjetunion — um nur diesen 
Staat zu nennen — in die Zehn-, vermutlich 
die Hundertausende. Sollten diese doch ge- 
wiß nicht wertlosen Menschen, zum Teil 
Frauen und Kinder, den Regierungen, die 
Verantwortung für sie tragen, nicht mehr als 
papierene Verwahrungen wert sein? Besteht 
für die Vereinigten Staaten nicht eine ganz 
unmittelbare, über ihre allgemeine Verpflich- 
tung hinausgehende Verantwortung für die 
von ihnen selbst den Sowjets 
regimenterweise ausgelieferten 


Kriegsgefangenen? Bei ihnen allen 
handelt es sich um Staatsangehörige des 
Landes, über das die westlichen Allüerten 
Souveränitätsrechte ausüben, — sie zu be- 
freien, dürfte den Westmächten kein Opfer 
zu groß sein. Es handelt sich um Menschen, 
schwer leidende Menschen. 

Der deutschen Presse aber hätte der Fall 
Vogeler allen Anlaß geben sollen, an diese 
Verpflichtungen zu erinnern. 


Werner-Otto von Hentig 


Sehr geehrte Herren! 


Als der Dezember 1948 vorbeiging, ohne 
daß die Sowjetunion ihr Versprechen ein- 
löste, uns bis zum Jahresende zu repatriie- 
ren, waren wir Kriegsgefangenen nicht 
erstaunt, wohl aber die Westliche Welt, die 
auf die gegebene Zusage vertraut hatte. Die 
Bemäntelung des Wortbruchs mit Trans- 
portschwierigkeiten nötigte uns nur ein bit- 
teres Lächeln ab. Hellhörig aber wurden wir, 


als die Sowjetunion im Januar 1949 erklärte, 


daß sich Ende des Jahres 1949 kein Kriegs- 
gefangener mehr in ihrem Lande befinden 
werde, mit Ausnahme 
„Kriegsverbrecher“. 

Da wir wußten, wie ungern die Sowjets 
die billigen Arbeitskräfte und politischen 
Pfänder, die sie in Gestalt der Kriegsgefan- 
genen in der Hand haben, freigeben, kamen 
wir zu der Auffassung, daß sie uns alle zu 
Kriegsverbrechern stempeln würden, um uns 
nicht entlassen zu müssen. 

Unsere Vermutungen sollten sich bald als 
richtig erweisen. Wenn die Sowjets ange- 
sichts der Vorstellungen des Westens auch 
nicht alle Kriegsgefangenen zurückhalten 
konnten, so setzten sie doch im Laufe des 
Jahres eine umfangreiche Justizmaschine in 
Gang, um alle diejenigen an der Heimkehr 
zu hindern, die sie als Spezialisten, Arbeits- 
kräfte, militärische Fachleute und „unver- 
söhnliche Klassenfeinde* festhalten wollten. 
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So erschienen denn im Juni 1949 schlag- 
artig in allen Kriegsgefangenenlagern der 
Sowjetunion große Vernehmungskommissio- 
nen, die sämtliche Kriegsgefangenen vom 
General bis zum letzten Schützen langwieri- 
gen und eingehenden Verhören unterzogen, 
um Unterlagen zu ihrer Verurteilung als 
Kriegsverbrecher zu erlangen. Hierbei scheute 
man auch vor gröbsten Vernehmungsmetho- 
den zur Erpressung von Geständnissen nicht 
zurück. 


Nach Auswertung dieser Vernehmungen 
begannen im November 1949 die Verhaftun- 
gen mit anschließender Anklageerhebung 
und Verurteilung. Die Verhandlung vor dem 
Militärtribunal war eine reine Formsache. 
Die Urteile lagen bereits vorher fest und 
wurden infolge eines Regiefehlers einzelnen 
Angeklagten bereits vor der Verhandlung in 
deutscher Sprache ausgehändigt. So war auch 
das Strafmaß dieser Kollektivverurteilungen 
genormt. Es lautete einheitlich auf Todes- 
strafe mit Umwandlung in 25 Jahre Arbeits- 
und Besserungslager. 


In keinem einzigen Falle ist auch nur der 
Nachweis versucht, geschweige denn geführt 
worden, daß der Verurteilte von den Straf- 
taten, an denen er sich nach der Anklage be- 
teiligt haben sollte, überhaupt etwas gewußt 
hat. Über 81000 deutsche Kriegsgefangene 
wurden auf diese Weise in der Sowjetunion 
zurückgehalten. 


Dieses Verfahren zeigt die Auffassung des 
stalinistischen Staates von den Aufgaben der 
Justiz. Sie ist nicht dazu da, dem Einzelnen 
mittels der Macht des Staates zu seinem Recht 
zu verhelfen oder überhaupt für die Durch- 


setzung des Rechtes ohne Ansehen der Per- ! 


son Sorge zu tragen, sondern die Justiz sieht 
ihre alleinige Aufgabe darin, die Mittel des 
Rechts und der Gesetze zur Durchsetzung der 
Ziele des Staates, also der vom Politbüro aus- 
gegebenen Generallinie, zu gebrauchen. Nach 
ihrer Verurteilung gelten die deutschen 
Kriegsgefangenen nicht als russische Straf- 
gefangene, sondern sie werden von den 
Sowjets selbst als „verurteilte ehe- 
malige Kriegsgefangene* bezeich- 
net und in eigenen Lagern zusammengehaltien. 

Die Arbeitsbefreiung für Generale 
und Stabsoffiziere ist gefallen. Sämtliche ver- 
urteilten Kriegsgefangenen sind gleicherma- 
Ben zur Arbeit verpflichtet und 
werden unter strengster Bewachung zu den 
schwersten Arbeiten über und unter Tage 


459 


herangezogen. Die Disziplin ist äußerst 
streng. Der kleinste Verstoß wird sofort mit 
Karzer, Nahrungsentzug und Kahlscheren 
bestraft. Die Verdienstmöglichkeiten sind 
gering. Nur die besten Arbeiter können sich 
im Monat 30—40 Rubel (Kaufwert 3—4 DM) 
dazuverdienen. 

Trotz diesen furchtbaren Lebensverhält- 
nissen, die nur ein Dahinvegetieren gestat- 
ten, und trotz der völligen Ungewißheit der 
Zukunft halten die Verurteilten die Hoffnung 
auf eine Heimkehr aufrecht, da sie wissen, 
daß sie unschuldig verurteilt und nur Opfer 
politischer Zwecküberlegungen geworden 
sind. 

Außer diesem Wissen um ihr Recht ist die 
Verbindung zur Heimat die Quelle ihrer 
Kraft, ihres Lebensmutes, ihres Willens zum 
Durchhalten. 

Dem Bestreben der Sowjets, die Verurteil- 
ten zu willenlosen, stumpfen Arbeitstieren zu 
machen, setzen sie im Bewußtsein ihres mora- 
lischen Rechtes das Bekenntnis zur mensch- 
lichen Einzelpersönlichkeit entgegen. Aber 
25 Jahre hält kein Mensch den Kampf mit 
der sowjetischen Menschenvernichtungsma- 
schine aus. 

Es ist ein schwerer Kampf, den die Gefan- 
genen nur bestehen können, wenn in nicht zu 
ferner Zeit ihre Heimkehr durchgesetzt wird. 
Ist man bereit, sich ihre Freigabe etwas ko- 


sten zu lassen? 
Helmuth v. Dressler 


Sehr geehrte Herren! 


Der Bericht über Herrn Vogeler erinnert 
daran, wie verschieden ein Menschenleben 
bewertet werden kann. Ich greife aus den 
vielen Fällen nur den einen des General- 
obersten Hans Reinhardt, des letzten Ober- 
befehlshabers der Heeresgruppe Mitte, her- 
aus. Reinhardt wurde durch Urteil des Mili- 
tärgerichtshofes der USA in Nürnberg vom 
27.128. Oktober 1948 wegen Kriegsverbre- 
chen und Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit zu einer Freiheitsstrafe von 15 Jahren 
verurteilt. Diese Verbrechen sollen durch 
Weitergabe und Durchführung von durch das 
Gericht als verbrecherisch erklärten Befeh- 
len, durch Zwang zu verbotener Arbeit, Miß- 
handlung und Ermordung von Kriegsgefan- 
genen und durch Verschleppung, Verskla- 
vung, Mißhandlung und Ermordung von 
Zivilpersonen begangen worden sein. Seit 


dem 15. Februar 1949 verbüßt Reinhardt 
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seine Freiheitsstrafe im Kriegsverbrecher- 
gefängnis Landsberg am Lech, wo er bisher 
täglich im Stehen acht Stunden lang Wäsche 
zu bügeln hatte und seit wenigen Wochen mit 

Rücksicht auf seinen angegriffenen Gesund- 
heitszustand „nur“ noch Strümpfe stopfen 
muß. 

Reinhardt, heute im 65. Lebensjahr, wurde 
am 26. Januar 1945 durch Hitler seiner Stel- 
lung enthoben, geriet am 9. Mai 1945 in der 
Heimat in amerikanische Gefangenschaft und 
war bis April 1946 in den Lagern Lorenzen- 
berg, Seckenheim und Neu-Ulm unterge- 
bracht. Schon in dem ersten Lager wurden 
ihm sämtliche Orden, dabei das Eichenlaub 
mit Schwertern, abgenommen oder von der 
Uniform abgeschnitten. Reinhardts Koffer 
wurde in den Lagern dreimal in seiner Ab- 
wesenheit ausgeplündert, einmal erbrochen. 
Im ersten Lager wurden den Generalen keine 
Decken zur Verfügung gestellt. Der Trans- 
port in das zweite Lager erfolgte in geschlos- 
senen Güterwagen, 30 bis 40 Generale 
zusammengepfercht, ohne Gelegenheit zur 
Verrichtung der Notdurft während der sech- 
zehnstündigen Fahrt. Im dritten Lager er- 
folgte die Unterbringung von 100 Generalen 
und Stabsoffizieren, darunter einigen frühe- 
ren Oberbefehlshabern, in einem Pferdestall 
bei so unzureichender Verpflegung, daß die 
Ärzte das Liegenbleiben auch über Tag an- 
ordneten. 

Im Mai 1946 ging Reinhardt als freiwilliger 
Zeuge im OKW-Prozeß nach Nürnberg, wo 
er Ende September ohne Angabe eines Grun- 
des verhaftet, über zwei Monate ohne jedes 
Verhör in Einzelhaft festgehalten und wie- 
derum ohne Angabe eines Grundes am 3. No- 
vember freigelassen wurde, um dann in 
Allendorf, später in Neustadt interniert zu 
werden. Von hier aus wurde Reinhardt völlig 
überraschend im Spätsommer 1947 in das 
Untersuchungsgefängnis eingeliefert, wo er 
im Oktober 1948 verurteilt worden ist. 

Es wäre interessant, die folgenden Einzel. 
heiten aus dem Urteil mit dem Spruch gegen 
die Herren Vogeler und Sanders zu verglei- 
chen: 

Reinhardt hat den „Kommissarbefehl“ sei- 
nen Div.-Kommandeuren bekanntgegeben 
und hinzugesetzt: „Dieser Befehl wird in 
meinem Korpsbereich nicht durchgeführt“. 
Das haben alle Div.-Kommandeure, die 1. 
Generalstabsoffiziere und alle Abwehroffi- 
ziere entweder als Zeugen unter Eid oder 


durch Affidavits bestätigt. Obwohl die Aus- 
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sagen nicht im Kreuzverhör erschüttert wor- 
den sind, hat das Gericht keinem deutschen 
Zeugen etwas geglaubt und die Aussagen als 
„wahrscheinlich unglaubhaft“ verworfen. 
Die Abwehroffiziere haben als Zeugen eidlich 
weiter bekundet, daß sie auf scharfe Anfor- 
derung von Meldungen durch das Oberkom- 
mando von sich aus Meldungen über getötete 
Kommissare fingiert haben, weil solche Mel- 
dungen nicht vorlagen. Trotzdem ist Rein- 
hardt verurteilt worden! 


Dagegen ist sein damaliger Oberbefehls- 
haber der Heeresgruppe, unter dessen Befehl 
Reinhardt sein Panzerkorps führte, im glei- 
chen Prozeß von der Anklage der Weitergabe 
und Durchführung des Kommisarbefehls 


freigesprochen worden! 


Kein Dokument, kein Zeuge beweist, dab 
der „Kommandobefehl“ je in Reinhardts Be- 
reich durchgeführt worden ist. Abgesehen 
davon, daß in diesem Befehl Hitlers nur von 
„englischen Sabotagetrupps“ die Rede war, 
hat Reinhardt 1943 durch ganz klaren Ge- 
genbefehl die Ausführung in seinem Befehls- 
bereich verboten. Dieser Gegenbefehl liegt 
im Originaldokument vor. Das Urteil bemerkt 
dazu, daß der Erlaß dieses Befehls zu einer 
Zeit erfolgt sei, „als die deutsche Armee nicht 
ganz so siegestrunken und ein bißchen mehr 
geneigt war, den Russen eine etwas sanftere 
Behandlung angedeihen zu lassen“. 


Reinhardt hat den „Reichenau-Befehl“,der 
schärfstes Vorgehen gegen die Juden befahl, 
überhaupt nicht weitergegeben, also seine 
Durchführung in seinem Bereich verhindert. 
Das Urteil erwähnt die Tatsache, aber zieht 


daraus keine günstige Folgerung für Rein- 
hardt. 


Das Gericht hat Reinhardt verurteilt we- 


gen vorschriftswidriger Verwendung von 
Kriegsgefangenen zur Arbeit, wegen Miß- 
handlung und Ermordung von Kriegsgefan- 
genen. Das Gericht hat aber die Originalbe- 
fehle Reinhardts zu Gunsten der Kriegsge- 
fangenen im Urteil überhaupt nicht erwähnt 
und erst recht nicht zu seinen Gunsten ver- 
wertet. Folgende Sätze aus Reinhardts Befehl 
zeigen,wie er die Kriegsgefangenen behandelt 
wissen wollte: „Mißhandlungen schädigen 
das Ansehen des Reiches, dessen Vertreter 
jeder von uns ist, und sind eines deutschen 
Soldaten unwürdig. Es wird den Einheitsfüh- 
rern zur Pflicht gemacht, mit allen Mitteln 
dafür zu sorgen, daß Mißhandlungen an Ge- 
fangenen im Armeegebiet unterbleiben, und 
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Berg: Deutsche Dendkarten in Schweden 


daß in jedem Fall die Schuldigen zur Rechen- 
schaft gezogen werden. Es genügt nicht, 
entsprechende Befehle zu geben. Immer 
wiederholte Belehrungen und dauernde Über- 
wachung durch die vorgesetzten Dienststel- 
len müssen die Durchführung dieses Befehls 
sicherstellen.“ 


Mord an Kriegsgefangenen ist Reinhardt 


in bezug auf insgesamt 15 Kriegsgefangene 
vorgeworfen worden. Diese Zahl von 15 
Kriegsgefangenen im Verhältnis zu 4 Kriegs- 
jahren, zu einem Frontbereich Reinhardis 
von 900 km, zu einer Truppenzahl Rein- 
hardıs von 1,2 Millionen Soldaten, zu einem 
Befehlsbereich Reinhardts, der größer war 
in seinem Umfang als das heutige Land 
Bayern, im Verhältnis zu der Riesenzahl 
der in die Hände Reinhardts gefallenen 
Kriegsgefangenen ist unglaublich gering. Es 
kann sich nur um Exzesse einzelner Truppen- 
teile handeln. 


Reinhardt ist verurteilt worden, weil er 
„nichts getan hat, um die Maßnahmen zur 
zwangsweisen Verschleppung ins Reich zu 
erschweren oder unmöglich zu machen, im 
Gegenteil weil er sie in seinem Befehlsbe- 
reich gefördert und ausgeführt hat“. Rein- 
hardt hat sich tatsächlich in seinen Befehlen 
gegen jede zwangsweise Verschleppung ge- 
wehrt und für seinen Befehlsbereich „die 
Werbung auf freiwilliger Grundlage“ ange- 
ordnet. Als ihm ein Fall von Zwang zur 
Kenntnis kam, hat er die Feststellung der 
Schuldigen und ihre Bestrafung bejohlen. 
Darüber hinaus ist durch das ausführliche 
Rechtsgutachten des Völkerrechtlers Profes- 
sor Maurach nachgewiesen, daß nach sowjeti- 
schem Recht die Zivilbevölkerung ganz oder 
teilweise, einschl. der Frauen und Kinder, 
jederzeit vom Staat zur Zwangsarbeit sogar 
außerhalb ihres Wohnbereiches und sogar 
außerhalb des Gebietes der Sowjetunion her- 
angezogen werden kann. Die besetzende 
Macht hat aber in einem besetzten Lande 
mindestens die Rechte gegenüber der Bevöl- 
kerung, die die eigene Regierung durch ihre 
Gesetze gehabt hat. Der Arbeitseinsatz der 
Bevölkerung war also mindestens in dem 
Gebiete der Sowjetunion kein völkerrecht- 
liches Verbrechen. 


Das von General Reinhardt herausgege- 
bene Merkblatt für den Partisanenkampf 
enthielt folgende Sätze: „Die Schuldigen an 
den von den Banditen begangenen Grausam- 
keiten sind meist die Führer und Vorkämp- 
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fer der Banden. Frauen und Kinder gehen 
oft nur gezwungen in die Wälder zu den Ban- 
den. Grausamkeiten sind des deutschen Sol- 
daten unwürdig, vermeidet sie. Seid hart, wo 
es nötig ist, aber seid gerecht.“ Dieses Merk- 
blatt hat das Urteil nicht einmal erwähnt. Die 
Anordnung Reinhardts vom 30. Mai 1943 be- 
fiehlt: „Strenge Ordnung, aber absolute Ge-- 
rechtigkeit, Anstand und Takt bei der Be- 
handlung des russischen Menschen, Achtung 
seiner Person und Berücksichtigung seiner 
charakterlichen Eigenschaften, keine Prügel- 
strafe, Anerkennung seiner Leistung, Achtung 
vor dem Eigentum der einheimischen Bevöl- 
kerung.“ Das Urteil hat diese humanen Be- 
fehle Reinhardts, in denen er sich in bewuß- | 
ten Gegensatz zu Hitlers Befehlen setzte, 
nicht einmal erwähnt, geschweige denn be- 
rücksichtigt. 

Selbst in der Sowjetunion war Reinhardts 
Ruf so untadelig, daß im ersten Nürnberger 
Großprozeß Reinhardts Namen nicht in 
einem einzigen der zahlreichen Belastungs- 
dokumente der russischen Anklage auch nur 
genannt worden ist. Es blieb der amerikani- 
schen Anklagebehörde vorbehalten, Rein- 
hardt als Kriegsverbrecher verantwortlich zu 
machen für Taten auf russischem Boden, für 
die die Sowjetunion selbst keine Anklage 
erhoben hatte. 

Acht bis zehn Jahre sind seit den angeb- 
lichen Kriegsverbrechen, die Reinhardt zur 
Last gelegt werden, vergangen, bald 3 Jahre 
seit dem Nürnberger Urteil. Die Geschichte 
ist seitdem nicht stehen geblieben. Aber sechs 
Jahre nach Kriegsschluß wird noch immer mit 
zweierlei Maß gemessen, gibt es noch immer 
ein Recht des Siegers und ein Recht des 
Besiegten. 

Das „Civis Romanus sum“, wie es im Fall 
Vogeler ein amerikanischer Staatsbürger für 
sich in Anspruch nehmen konnte, ist für den 
deutschen Staatsbürger, weil er einem be- 
siegten Volk angehört, nicht anwendbar. 
Ungleiches Recht aber, Landsberg und Werl, 
stärken nicht unser Bewußtsein, daß wir Teil- 
haber an der westlichen Kultur sind und uns 
zu ihr bekennen sollten. 

Otto Heidkämper 


Deutsche Landkarten in Schweden 


Sehr geehrte Herren! 

Während das deutsche Buch in Schweden 
neuerdings wieder an Verbreitung gewonnen 
hat, kommt der Absatz deutscher Landkar- 
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ten auf dem schwedischen Markt über ta- 
stende Versuche bisher kaum hinaus. 


Einmal spielt politische Abneigung eine 
wichtige Rolle. Gar viele von denen, die im 
Laufe weniger Jahre in Nervenzentren und 
Schlüsselstellungen gekommen sind und nun 
„der öffentlichen Meinung die Weiche stel- 
len“, sind entschlossen, unbeschadet der 
Redewendungen vom gemeinsamen Schicksal 
der freiheitlichen Welt die Wiederausbrei- 
tung deutschen Warenabsatzes und deutscher 
Kulturgüter zu bremsen. Unter ihrem Ein- 
fluß entschuldigt sich ein großer Teil der 
öffentlichen Meinung gern vor Siegern wie 
vor sich selbst dafür, daß man in des großen 
Krieges erstem Teil(1914-18) deutschfreund- 
lich gewesen sei und sich in des großen Krie- 
ges zweitem Teil (1939-45) neutral gegeben 
habe. Die Wegnahme deutschen Eigentums 
nach dem Zusammenbruch von 1945, die im 
früheren Völkerrecht zugegebenermaßen 
keine Stütze findet und solche auch nicht 
durch das viel erörterte Washington- Abkom- 
men mit den Westmächten erhalten hat, ver- 
stärkt die Sorge, daß ein wieder zu Kräften 
kommendes Deutschland unbequem werden 
und alte Rechnungen wieder auf den Tisch 
legen könnte. Wo nun Deutschland die alten 
Auffassungen von nationaler Ehre zu einer 
zweifelsfrei zukunftsreichen europäischen 
Gesamtschau erweitert, fühlt man sich durch 
den immer noch großen Nachbarn südlich der 
Ostersee geistig und seelisch bereits wieder 
irgendwie überrundet. Da müssen schon 
große Vorteile für den Kauf deutscher Land- 
karten sprechen, und solche sind wenigstens 
zur Zeit noch nicht sichtbar. 


Interessenten für deutsche Landkarten 
sind in Schweden neben Unterrichtsanstalten 
aller Art vor allem schwedische Reisende und 
Reiselustige, die nach verengländertem 
Sprachgebrauch den „Kontinent“ besuchen 
wollen, also Mittel-, West- und Südeuropa. 
Was Erzählungen früherer Reisender, Wer- 
behefte, Film und Rundfunk an Reiselust 
geweckt haben, wird an Hand guter Karten 
im Familien- oder Bekanntenkreise weiter 
erörtert und verdichtet sich zu bestimmten 
Reiseplänen nach bevorzugten Zielen wie 
Rheinland, Paris, Riviera oder dem öster- 
reichischen Teil des deutschen Sprachgebie- 
tes, der sich immer mehr zum klassischen 
Reiseland Europas entwickelt. Hierfür in 
Frage kommende Landkarten müssen also 
Österreich, Rheinland und Paris zugleich ent- 
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halten, am liebsten gar noch die Riviera. 
Man sehe sich darauf die gebräuchlichsten 
deutschen Landkarten von heute an und wird 
erkennen, wie zonal beengt der Gesichtskreis 
vieler binnendeutscher Kartenhersteller ge- 
worden ist. Sie reden von Europa und 
Menschheit, denken aber in Zonen und klei- 
nen Eisernen Vorhängen, mögen diese im 
deutschen Sprachgebiet zwischen Luxemburg 
und Saarbrücken, zwischen Innsbruck, Mün- 
chen oder Linz liegen. 


Der Schwede, der nach oder über Deutsch- 
land reist, nimmt unterwegs die Karte (und 
nicht ein halbes Dutzend Karten!) zur Hand, 
sobald er sein Land bei Malmö oder Hälsing- 
borg verläßt. Hälsingborg steht auf keiner 
deutschen Mitteleuropa-Karte! Wohl aber 
auf fremden Wettbewerbskarten, deren Her- 
steller mehr Fingerspitzengefühl und Witte- 
rung haben. Die Zehntausende von schwedi- 
schen Kartenkäufern wollen ihren „Schwe- 
denweg“ Hälsingborg— Kopenhagen — Belt- 
brücke— Flensburg auf derselben Karte 
sehen, die sie weiterhin auf den deutschen 
Autostraßen und bei den vielen Grenzüber- 
schreitungen rund um Luxemburg benutzen. 
Es gibt gute fremde Reisekarten, die von 
Triest bis Trollhättan und von Dünkirchen 
bis Dünaburg oder doch bis an die Memel 
reichen. Manche deutsche Kartenzeichner 
scheinen indes zu meinen, „Das Vaterland 
muß kleiner sein“, entziehen Danzig, Wien 
und Oberschlesien dem Blickfeld und nennen 
den kleinen Rest „Deutschland“. Und nun 
gar das Kapitel Kartenerläuterungen: ‚Öster- 
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reicher und Deutsche‘... Würde, was wir 


nicht hoffen wollen, Kopenhagen zur „Freien 
Stadt“ erklärt werden, sprächen solche Stili- 
sten vielleicht von „Kopenhagenern und 
Dänen“, wie man in europäischen Randge- 
bieten heute schon dann und wann von „Ber- 
linern und Deutschen“ spricht. Warum nicht? 
Gestern „Danziger und Deutsche“, heute 
„Österreicher und Deutsche“ — das System 
ist ausgestaltungsfähig. 

Die deutschen Karten genügen auch abge- 
sehen vom „Schwedenweg“ in anderer Be- 
ziehung meist dem nicht, was im Norden ge- 
braucht wird. Die meisten skandinavischen 
Reisenden bevorzugen den Autobus, der 
schnell und leicht die Staatsgrenzen über- 
quert. Fünf- oder Sechsstaaten-Fahrten sind 
Schlager seit dem Zweiten Kriege. Für un- 
parteiliche Beobachter vermindert sich frei- 
lich die Staatenzahl um eins, da das meist 
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- gesondert gezählte saardeutsche Gebiet 
staatsrechtlich Bestandteil des Deutschen 
Bundes ist und nicht etwa ein eigener Staat. 
Es bleiben für solche Fahrten außer West- 
deutschland und Dänemark die Ziele Haag 
in den Niederlanden, Brüssel in Belgien, Lu- 
xemburg im Kleinstaat gleichen Namens und 
„Strasbourg“ im elsässischen Frankreich. Von 
diesen Gebieten sind auf deutschen Karten 
gewöhnlich Luxemburg zerschnitten, Elsaß 
und Lothringen angeschnitten, Brüssel und 
Haag wie alles, was „westlich Nimwegens“ 
liegt, einfach fortgelassen. Da bleibt es hoff- 
nungslos, deutsche Karten zu empfehlen. 

Ähnlich wird es bei schwedischen Reisen- 
den, die sich dem österreichischen Teil des 
deutschen Sprachgebietes zuwenden. Der 
Kleine Eiserne Vorhang von Passau, Salz- 
burg, Kufstein und Bregenz begrenzt den 
Blick der binnendeutschen Kartenhersteller. 
Innsbruck, Franzensfeste, Klagenfurt, Mar- 
burg an der Drau und Graz rechnen anschei- 
nend nicht mehr zu Mitteleuropa. Ob sie für 
Zonalwichtigkeiten abgeschrieben sind, ist 
eine andere Frage, für die Skandinavier sind 
sie es jedenfalls wirtschaftlich und kulturell 
nicht. Den reisenden Schweden fesselt nicht 
nur die Sektoreneinteilung Berlins, sondern 
auch der anderen großen deutschsprachigen 
Stadt Wien. Wo ist eine deutsche Karte, die 
beides bringt? 

Mag in binnendeutschen Karienstuben 
Oberschlesien „uninteressant“ geworden sein, 
so ist für den Norden die — allerdings nicht 
folgerichtig „polnisch“ genannte — Kohle 
Oberschlesiens samt ihrem Herkunftsland 
nach wie vor wichtig, ja eines der wichtigsten 
Gebiete Europas. Im Norden braucht man 
daher mitteleuropäische Landkarten, welche 
das jetzt unter sowjetischer Herrschaft zu- 
sammengefaßte großoberschlesische „Ruhr- 
gebiet II“ von Ostrau, Gleiwitz, Beuthen, 
Kattowitz, Dombrowa, Bielitz, Teschen, Kar- 
win ebenso bringen wie die für Schweden 
wichtigen Zufahrtswege dorthin, also die 
Wege von den Häfen Stettin, Gdynia und 
Danzig. 

All das sind Sachen nicht der Politik, son- 
dern der Wirtschaft, des Geistes, der Kultur- 
schau — mit einem Worte der guten europä- 
ischen Vernunft. Wird die künftige deutsche 
Kartenerzeugung diese Möglichkeiten nützen, 
oder wird sie weiter in Zonenscheuklappen 
verharren und den Gewinn dem fremden 
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Zur Legende 
von der Unüberwindlichkeit der Sowjetunion 


Sehr geehrte Herren! 


So einleuchtend der Aufsatz Ihres Juni- 
heftes über die Sowjetunion in seiner ge- 
schichtlichen Darstellung wirkt, so ist es doch 
erforderlich, die Stimmung in den einzelnen 
sozialen Schichten in diesem angeblich klas- 
senlosen Lande genauer zu analysieren. 


l. Als Führungsschicht kann jene 
Gruppe von kaum mehr als 80 bis 100 Män- 
nern bezeichnet werden, die Stalins engste 
Mitarbeiter sind, von ihm ernannt, abberufen 
oder ausgewechselt werden, von seinen Gna- 
den leben und deshalb nur ein Ziel kennen: 
ihre eigene Stellung zu wahren. Die politi- 
schen Stimmungen dieser Träger des Regi- 
mes näher zu prüfen, erübrigt sich. 


2. Anders ist es bereits bei der sogenann- 
ten sowjetischen Aristokratie, die in 
zwei große, unterschiedene Gruppen aufge- 
teilt werden muß. Zur dekorativen Aristo- 
kratie gehört die Mehrzahl der Berufspoli- 
tiker, also die Männer der Volksvertretungen 
und des Obersten Sowjets, die „Helden der 
Sowjetunion“ und die „Helden der Arbeit“. 
Sie werden nach ihren sichtbaren Verdiensten 
ausgewählt. Es gibt Tausende von ihnen. Es 
geht ihnen gut, und unter jedem anderen 
Regime würde es ihnen schlechter gehen. 
Niemals würden sie lauten Zweifel äußern, ja 
sie sind kaum willens, Gedanken an andere 
politische Möglichkeiten zu Ende zu denken. 
Sie sind eine Elite, die Angst hat, politisch 
zu denken, und sind deshalb dem Regime 
treu ergeben. 

Zur Arbeitsaristokratie aber 
müssen wir die Hunderttausende rechnen, die 
sich unter schwersten Bedingungen durch 
eigene Kraft eine Position errungen haben, 
ob es nun die höheren Staatsbeamten, die 
echten Wissenschaftler, Ingenieure und 
Techniker, Professoren und Dozenten, 
Schriftsteller und Künstler oder die Leiter 
der großen Industrie-Konzerne sind. 


In dieser großen Gruppe steckt auch die 
politische Aristokratie, politische 
Emporkömmlinge, die ihre Stellung der 
eigenen Geschicklichkeit zu verdanken haben. 
Diese Männer dienen rücksichtslos dem Re- 
gime. Politische Gesichtspunkte und die 
Sicherung der eigenen Position sind ihre 
Triebfedern. Daß diese „politischen Aristo- 
kraten“ ihre politische Meinung für sich be- 
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halten, ist selbstverständlich. Aber während 
des Krieges hat es sich gezeigt, daß sie bereit 
waren, ohne Rücksicht auf eigene Vorteile, 
auch mit den Deutschen zusammenzuarbei- 
ten. Sie blieben auch nach den bitteren Ent- 
täuschungen, die ihnen die nationalsoziali- 
stische Ostpolitik bereitete, bei der Stange. 
Andere hielten dem Moskauer Regime die 
Treue und kämpften ebenso rücksichtslos für 
Regime und Vaterland. Sicher werden bei 
der Mehrzahl der politischen Aristokraten 
Zweifel am Moskauer Regime gehegt. Im 
Falle eines Umschwunges können die meisten 
dieser Männer ihren Platz ruhig behalten, 
wenn nicht die Furcht um das eigene Leben 
sie zwingen sollte, bis zum letzten Blutstrop- 
fen für Stalins Regime zu kämpfen. Sie wür- 
den bestimmt nicht in der ersten Phase an 
einem Kampf gegen ihre Moskauer Regie- 
rung teilnehmen. Aber wenn ein schmerzloses 
Überlaufen möglich wäre, würde die Mehr- 
zahl von ihnen diese Gelegenheit benutzen. 


Die zweite Gruppe der Arbeiter-Aristo- 
kraten sind Männer, die ihren Posten aus- 
schließlich ihrem fachlichen Können verdan- 
ken. Unter ihnen finden wir Menschen, die 
bewußt nicht der Kommunistischen Partei 
angehören, von denen wir sogar annehmen 
können, daß sie keine Sympathie für den 
Bolschewismus hegen. Die politischen An- 
sichten in diesen Kreisen sind bunt. Scharf 
antisowjetische Strömungen mögen selten 
sein. Doch fast alle haben den Charakter des 
Bolschewismus erkannt und sprechen darüber 
offen im engsten Freundes- oder Familien- 
kreise. Bei ihnen treffen wir Menschen mit 
durchdachten Ansichten. Das ewig gleiche 
Diskussionsthema ist die Möglichkeit zu 
einer Umgestaltung des Regimes in einen 
menschenwürdigen Staat. Sie machen sich 
keine Illusionen über die innerpolitischen 
Geschehnisse und verstehen es, in der sowje- 
tischen Presse zwischen den Zeilen zu lesen. 
Der staatlichen Propaganda gelingt es besten- 
falls, die außenpolitischen Konzeptionen zu 
vernebeln. Die Angehörigen dieser Gruppe 
sind Nationalisten, sie wollen dem Volke, 
aber nicht dem Regime dienen und geraten 
so in die schwersten Gewissenskonflikte. Sie 
leiden unter dem Regime, aber sie fürchten 
einen Krieg, denn sie haben die Opfer des 
letzten Krieges nicht vergessen. 


3. Die „Apparatschiki“ bilden das 
Heer der mittleren Beamten,die eine gewisse, 


wenn auch beschränkte Macht besitzen. (Wer 


einen Amtsstempel hat, ist ein kleiner Kö- 


nig.) Sie sind Parteimitglieder, leben beschei- 
dener als die „Aristokraten“ aber weitaus 
besser als die Masse der Werktätigen. Sie 
sind mit dem Regime fest verwachsen. Sie 
haben keine eigene Meinung, wenngleich sie 
sich nach einer Auflockerung der bestehen- 
den Härten sehnen. Genau wie ihre Väter 
im zaristischen Rußland leben sie von klei- 
nen persönlichen Vorteilen und vom Hand- 
geld. Ihre Phantasie reicht nicht mehr dazu 
aus, sich ein anderes als ein bolschewistisches 
Regime vorstellen zu können. Sie sind und 
bleiben kleine Beamtenseelen, wie sie die 
klassische Literatur Rußlands beschrieben. 
hat. Sie beugen den Rücken vor der Macht 
von heute, wie sie es immer getan haben. Sie 
werden stets gehorchen, auch bei einem Re- 
gimewechsel. 


4. Bei der Intelligentsia oder den 
mittleren Arbeitern der Stirn, also den In- 
tellektuellen, deren Leben so hart ist, daß 
sie kaum Zeit zum Nachdenken finden, ist 
die Mißstimmung groß. Für sie ist das Leben 
unter dem jetzigen Regime aussichtslos. Sie 
huldigen freiheitlichen Idealen und sind kri- 
tisch eingestellt. Diese sowjetische Neo- 
Intelligentsia ist viel zahlreicher, als es die 
entsprechende Schicht im alten Rußland war. 
Sie zählt Millionen von Menschen, die aller- 
dings besonders streng überwacht werden. 
Bei ihnen gilt die Regel, sich möglichst von 
der Politik fernzuhalten. Man gehorcht aus 
Selbsterhaltungstrieb. Aber hier treffen wir 
oft offenen Haß gegenüber dem Regime. Bis 
zum Einmarsch der Deutschen im Jahre 1941 
sympathisierte die Neo-Intelligentsia stark 
mit Faschismus und Nationalsozialismus, 
weil sie nach dem Schimpfen der eigenen 
Staatspropaganda die Meinung gewinnen 
mußten, daß Faschismus und Nationalsozia- 
lismus den wahren Charakter des Moskauer 
Regimes besser erfaßt hätten als die west- 
lichen Demokratien. Hitler und Mussolini 
waren bewunderte Persönlichkeiten. Bitter 
enttäuscht schlugen Bewunderung und Hoch- 
achtung nach 1941 in offenen Haß um. Doch 
auch heute richten sich starke Kräfte dieser 
Neo-Intelligentsia gegen Moskau. 

5. Die ArbeiterundBauern, deren 
Stellung sich nicht von der Lage der Zwangs- 
arbeiter unterscheidet, die sich heute genau 
so wie vor dem Kriege betrogen fühlen, die 
die Deutschen mit offenen Armen empfingen, 
die zu Hunderttausenden überliefen, um zu 
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Hunderttausenden in den deutschen Todes- 
lagern zugrunde zu gehen, haben durch ihren 
fanatischen Einsatz das Vaterland gerettet 
— und auch das Regime. Arbeiter und 
Bauern und die Intelligentsia glaubten fest, 
daß es nach dem Kriege in der Sowjetunion 
anders werden würde, daß man die Verspre- 
chen einlösen würde, die während des Krie- 
ges gemacht wurden. Stattdessen wurde das 
Regime härter denn je, die Vaterlandsliebe 
wurde wieder „abgesetzt“, es gab neue Jah- 
respläne, und die Partei tauchte wieder all- 
mächtig auf. Arbeiter und Bauern befinden 
sich heute im gleichen Zustand wie 1941: 
Ihre Mehrzahl ist bereit, aktiv gegen das 
Moskauer Regime zu kämpfen, sobald sich 
eine Gelegenheit dazu bietet. Zu eigener Ini- 
tiative fehlt ihnen aber die Kraft. 


6. Im Volksmunde heißt das Zwangslager: 
die Volksuniversität, und die Haftzeit: das 
Hochschulsemester. „Wer nicht drin war, 
kommt noch hinein. Wer da war, vergißt es 
nie“ — so sagt man in der Sowjetunion. Nur 
Tote verlassen die Lager, — (schätzungsweise 
die Hälfte aller Häftlinge) — oder Menschen, 
die das Regime ebenso hassen wie fürchten 
gelernt haben. Wie groß die Zahl der poli- 
tisch Verfolgten ist, kann niemand ermessen. 
(Man hüte sich vor der Nennung einer Zahl 
wie 30 Millionen.) Sie warten auf eine Ge- 
legenheit und werden selbst im Bunde mit 
dem Teufel das verhaßte Regime bekämpfen, 
wenn sich nur eine Möglichkeit ergibt. 

* 


Die Quintessenz, die aus dieser kur- 
zen Darstellung der gesellschaftlichen Glie- 
derung in der Sowjetunion BOZOBER werden 
kann, lautet: 

Nur die Führungsschicht, die dekorative 
Aristokratie und ein Teil der Apparatschiki 
lassen sich mit Stalins Regime identifizieren. 
Aber der überwiegende Teil der Bevölkerung 
der Sowjetunion kann sich nur eine dem 
Bolschewismus ähnlich geartete Regierungs- 
form vorstellen. Das Gefühl für den Unter- 
schied zwischen Vaterland und Regime ist bei 
einem großen Teil der „Aristokraten“, bei 
den Apparatschiki und sogar bei einem Teil 
der Intelligentsia eingeschlafen. Alle sehnen 
sich jedoch nach einer Auflockerung des 
Regimes. 

Die Erfahrungen der deutschen Besatzungs- 
zeit haben tiefe Spuren des Mißtrauens ge- 
genüber allen Fremden hinterlassen, und 
dieses Mißtrauen ist durch die Erfahrungen 


Koreas nicht gemildert worden. Jede militä- 


rische Besetzung Rußlands wäre also poli- 
tisch äußerst riskant. 

Es bleibt als einzig mögliche Politik gegen- 
über Stalins Diktatur, diesen Kräften inner- 
halb der Sowjetunion ausreichende Hilfe in 
ihrem eigenen aktiven Kampf angedeihen zu 
lassen. Wie der neue sowjetische Staat sich 
dann nach einem Untergang gestaltet, kann 
und darf nur eine Angelegenheit seiner ei- 
genen Bürger sein. Jede fremde Einmischung 
— auch von der Emigration aus — würde 
fatale Folge haben. Werden die Intelligent- 
sia und die Arbeitsaristokratie zu stark dezi- 
miert, so würde ein neues Rußland zunächst 
ohne Führungsschicht sein. 


Kein Import aus dem Ausland kann als 
Ersatz dienen. Was in Japan, Deutschland 
und Korea geschehen ist, wäre in der So- 
wjetunion Selbstmord. Also keine Kriegsver- 
brecherprozesse, keine Besatzung, keine 
politische Einmischung, keine wirtschaftliche 
Bevormundung, nur echte Hilfeleistung kann 
zu einem Erfolg führen. Die Gefahr, daß in 
der Sowjetunion ein Regime entsteht, das 
weder der Labour-Regierung noch den Poli- 
tikern in Washington sonderlich gefällt, 
muß getragen werden. 

Die politischen Fehler, die sich die West- 
mächte seit der Forderung nach bedingungs- 
loser Kapitulation im Jahre 1943 geleistet 
haben, würden in der Sowjetunion katastro- 
phale Folgen haben. Dort sehnt sich die 
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung 
nach Freiheit, aber nicht nach einer koreani- 
schen Befreiung. Sie wünscht sich ein men- 
schenwürdiges Regime, aber nicht ein Regime 
Syngman Rhee. 

Bisher lag der stärkste politische Vorteil 
für das Regime Stalins immer noch in der 
politischen Torheit anderer. 


Otto Stadler 


Zum Plan von Colombo 


Sehr geehrte Herren! 


Gestatten Sie einem indischen Freunde 
Deutschlands einige Bemerkungen zu dem. 
Bericht, den Mr. Wilson aus London im Juni- 
heft Ihrer Zeitschrift über den Colombo- 
Plan zu geben versucht hat. 

Meiner Ansicht nach will dieser Plan wirt- 
schaftliche Maßnahmen für politische Zwecke 
benutzen. Dagegen ist es die Meinung von 
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„Asienfachleuten“, die aus Reiseeindrücken, 
Gesprächen mit Landeseinwohnern und vor 
allem aus einer sorgfältigen Bestandsauf- 
nahme der natürlichen Reichtümer Südasiens 
ein Bild über die dortigen Probleme gewon- 
nen haben, daß eine Verwirklichung des 
Planes wie Aladins Lampe in Tausendund- 
einer Nacht die Armut aus den Ländern am 
Indischen Ozean vertreiben und damit dem 
Kommunismus den Nährboden entziehen 
wird. 

Die Bevölkerung Indiens lebt allerdings in 
Armut. Aber vor kurzem wurde gesagt, daß 
gerade Indien als letztes Land innerlich vor 
dem Kommunismus kapitulieren werde. 
Man soll die Bedeutung der paar Kommuni- 
sten in Kalkutta und in Südindien nicht über- 
treiben. Kaum 0,3 Prozent der Bevölkerung 
sind Mitglieder der Kommunistischen Partei, 
jedenfalls längst nicht so viele wie in man- 
chen Ländern Westeuropas, die von ihren 
Freunden als „immun“ betrachtet werden. In 
Indien hat es keinen Sun Yat-sen gegeben, 
der geistige Ansatzpunkte für den Marxismus 
im Rahmen einer uralten Kultur geschaffen 
hätte. Einen Vergleich mit China verbietet 
der ganz andere Verlauf der indischen Gei- 
stesgeschichte. Indien hat keine markistische 
Tradition, es ist subjektivistisch und konser- 
vativ. Die Menschen der Pariakaste, die nicht 
den Übertritt zum Christentum oder Islam 
als Ausweg aus ihrer schwierigen Lage wähl- 
ten, fühlen sich noch immer durch die hindu- 
istische Überlieferung gebunden. Wer in 
Indien sollte für den Kommunismus anfäl- 
lig sein, wenn nicht einmal sie es sind? 


Wenn Großbritannien wirklich den Kom- 
munismus durch wirtschaftliche und soziale 
Reformen bekämpfen will, hätte es sich eher 
dazu entschließen müssen. Es hat jahrhunder- 
telang die Herrschaft in Südasien ausgeübt, 
und es macht einen seltsamen Eindruck, daß 
es erst nach dem Verlust seiner politischen 
Stellung auf den Gedanken kommt, der Ar- 
mut und wirtschaftlichen Rückständigkeit in 
seinen ehemaligen Besitzungen zu Leibe zu 
rücken. Als die Engländer noch Indiens Her- 
ren waren, hatten sie die Pflicht, seine Men- 
schen durch wirtschaftliche Gesundung vor 
einer politischen Infektion zu schützen. Jetzt 
ist es zu spät. 

Der Kommunismus kommt aus Chaos und 
Krieg zur Macht (so war es in Rußland, Süd- 
osteuropa, Deutschland und China). Die bri- 
tische Herrschaft aber hat als ein von ihr 
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geschaffenes Erbe in Indien die Theorie hin- Ei 


terlassen, daß nicht eine, sondern zwei Na- 
tionen im Lande seien: eine muslimische und 
eine hinduistische. Sie hat dafür gesorgt, dab 
in einem Zeitraum von etwa zehn Wochen 
die uralte Landeseinheit zerrissen wurde. 
Der wilde Ausbruch religiöser Leidenschaf- 
ten im Herbst 1947, der auf die britische 
„Zwei-Nationen-Theorie“ zurückgeht, hat die 
Wirtschaft Indiens so geschädigt, daß die Ar- 
mut größer wurde. Die Ernährungsgrund- 
lage für die indischen Massen liegt dank der 
von England geschaffenen Lösung jenseits der 
neuen, künstlichen Zollgrenze in Pakistan. 
Verträgt sich diese Methode einer „Bekämp- 
fung des Kommunismus“ mit den Zielen 
des Colombo-Planes? Der schwelende Kasch- 
mirkonflikt zeigt, wie nahe am Rande die 
Gefahr gelassen worden ist. Die von den geo- 
graphischen Tatsachen geforderte Einheit des 
Landes wäre die erste Voraussetzung zu einer 
wirtschaftlichen Gesundung, — sie hülfe 
mehr als der Colombo-Plan. 


Der Colombo-Plan ist nur ein neues Mittel 
zur Verlängerung landfremder Herrschaft. 
Indien hat geantwortet, indem es sich im 
Koreakonflikt nicht zur einen oder anderen 
Seite geschlagen, sondern seine Unabhängig- 


keit bewahrt und dem Frieden zu dienen 


versucht hat und indem es sich an der Lon- 
doner Militärkonferenz über die persische 
Ölfrage nicht beteiligte. Indien hat seiner 
Geistesart nach kein Verständnis für das 
Auftreten von General MacArthur, — weder 
für seinen Hochmut gegenüber den Völkern 
Asiens, noch für seine voreilige Siegesfreude 
beim Marsch an den Yalu. Indien soll durch 
wirtschaftliche Bindungen gezwungen wer- 
den, seine unabhängige Politik aufzugeben. 
Die Wirtschaft ist das Mittel des Colombo- 
Planes, nicht sein Ziel. 

Wenn es nur um wirtschaftliche Dinge 
ginge, wäre England nicht bereit, die USA 
zur Mitarbeit einzuladen, — denn wirtschaft- 
lich steht es in scharfer Rivalität mit Ame- 
rika. Es geht aber nicht um Wirtschaft, son- 
dern um Politik. Lord Curzon, der einmal 
Vizekönig von Indien war, riet seinem Lande 
dringend, es nie mit Amerika zu verderben. 
Man werde noch einmal die amerikanische 
Hilfe in Indien brauchen. Der Zeitpunkt da- 
für ist jetzt da: Der Colombo-Plan soll mit 
amerikanischer Hilfe die indirekte Herrschaft 
Englands wiederherstellen. 


R. K. Sharma 
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Anna Siemsen zum Gedächtnis 
Sehr geehrte Herren! 


Anfang 1951 starb in Hamburg siebzigjäh- 
rig Anna Siemsen, bis zum letzten Atemzug 
im Dienste der Jugendbildung, der Erhal- 
tung des Friedens und des Kampfes gegen 
alle Kriegsursachen, eine unerschrockene 
Vorkämpferin für die Union der euro- 
päischen Völker. In einer Reihe verdienter 
Europäer darf ihr Name nicht fehlen. 


Anna Siemsen war Lehrerin an einer Hö- 
heren Mädchenschule, als sie das Erlebnis 
desErsten Weltkrieges zur Sozialistin machte. 
Als Beamtin der Schulverwaltung und als 
Hochschullehrerin bemühte sie sich um das, 
was man nach 1918 eine „entschiedene Schul- 
reform“ nannte. Von 1924 an, als die Natio- 
nalsozialisten in Thüringen ihr innerpoliti- 
sches Gewicht fühlbar machen konnten, 
stand Anna Siemsen an der Universität Jena 
in einem schweren Rückzugskampf ihrer 
reinen und klaren Menschlichkeit gegen ab- 
struse Sektiererei, der damit endete, daß 
sie nach dem Reichstagsbrand vor der Gefahr 
einer Verhaftung in die Emigration auswei- 
chen mußte. 

In der Schweiz widmete sie sich einer un- 
ermüdlichen Aufklärungsarbeit und stellte 
sich in den Dienst für die Verfolgten und 
Bedrohten. Bleibende Zeugnisse dieser Tä- 
tigkeit sind die von ihr herausgegebenen 
Jahrgänge der Zeitschrift „Die Frau in Le- 
ben und Arbeit“. Die monatlichen Berichte, 
die aus ihrer Feder von 1935 bis 1945 in 
dieser Zeitschrift erschienen, bilden eine un- 
ter dem unmittelbaren Eindruck der Ereig- 
nisse entstandene, unverfälschte Darstellung 
des Zweiten Weltkrieges und seiner Vorge- 
schichte (sie sind unter dem Titel „Zehn 
Jahre Weltkrieg“ für deutsche Leser als Buch 
herausgegeben worden). 


Die tapfere und warme Menschlichkeit 
Anna Siemsens wird besonders deutlich im 
„Spanischen Bilderbuch“ (deutsche Ausgabe 
1947). Die fast sechzigjährige, selbst aus 
ihrer Heimat vertriebene Frau empfand es 
als Pflicht, sich persönlich unter mühseligen 
Strapazen an einer Hilfsexpedition für die 
vom Bürgerkrieg gequälten Menschen in 
Barcelona, Valencia und Madrid zu beteili- 
gen. Sie berichtet von der Grenze an über 
ihre Beobachtungen und Eindrücke, wobei 
ihr fürsorgerisches Interesse vor allem den 
Kindern gilt: 
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„Spanien gehört neben den Balkanländern 
zu den ganz wenigen europäischen Ländern, 
die noch eine sehr starke Fruchtbarkeit ha- 
ben. Ich habe nie so viele Kinder gesehen 
wie in den Straßen von Barcelona und Va- 
lencia, nie solche von Kindern wimmelnden 
Dörfer wie die armen Steinhaufen Neukasti- 
liens.“ Der Krieg hatte Elternhäuser und 
Schulen zerstört und Kinder und Lehrer über 
das ganze Land zerstreut. Die hilfsbereiten 
Freunde aus der Schweiz finden eine „Schule 
am Meer“ bei Barcelona, wo die Arbeit spa- 
nischer und ausländischer Erzieher ein Zen- 
trum kindlicher Selbstverwaltung und künst- 
lerisch-schöpferischer Erziehungsarbeit hatte 
entstehen lassen. Sie treffen auf ein kleines 
Fischerdorf bei Valencia, das Madrider Kin- 
der und ihre Lehrerinnen gesammelt hat. 
„Man muß die Hölle von Madrid erlebt 
haben, aus der diese Kinder kommen ..., um, 
ganz zu würdigen, was hier stille, selbstver- 
leugnende Arbeit und Liebe zum Volk ge- 
leistet hat.“ Unermüdlich wandert Anna 
Siemsen durch die Heime der Flüchtlingskin- 
der. „Es gehört viel, viel schützende Liebe 
dazu, sie zu bewahren vor dem Verbrennen, 
sie zu erhalten mit all den großen Gaben und 
Hoffnungen ihrer herrlichen Jugendlichkeit. 
... Pestalozzis Liebe und Weisheit ist unter 
dem Kriegssturm dieses Jahres in Spanien 
lebendig geworden.“ 

Nach der deutschen Katastrophe von 1945 
will sie durch die Veröffentlichung der 
„Briefe aus der Schweiz“ die Möglichkeit 
schaffen, daß die Menschen ihrer alten Hei- 
mat ihre „zukünftigen Aussichten wie ... 
gegenwärtigen Aufgaben im Spiegel eines 
kleinen Volkes“ wiedererkennen, „das durch 
mannigfache Irrsale den Weg zu einer freien 
Gemeinschaft Gleichberechtigter immer wie- 
der suchte und fand...“. Sie schildert die 
Gefährdung der Schweiz von außen: ihre 
europäische Mittellage, den Aufstieg Musso- 
linis vor ihrer Südgrenze, den Sieg totali- 
tärer Systeme im Deutschen Reich und in 
Österreich, das Eindringen pseudofaschisti- 
scher Tendenzen in gewisse Kreise selbst der 
schweizerischen Wirtschaft, die Wirkung der 
Weltwirtschaftskrise auf die Schweiz: Ar: 
beitslosigkeit und radikale Propaganda unter 
ihren Opfern. Trotz allem blieb die kleine 
Schweiz nicht nur vom Kriege verschont, 
sondern sie konnte, neben ihrem Produk- 
tionsapparat und der äußeren Lebenshaltung 
ihrer Bürger, im wesentlichen auch ihre 
Rechtsordnung unversehrt bewahren. 
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In späteren Briefen dient die Geschichte 
der Eidgenossenschaft Anna Siemsen als 
Beispiel dafür, wie ein Staat dem inneren 
und äußeren Unheil entgehen kann, dem 
Deutschland erlegen ist: Vier Nationalitäten, 


doch kein Nationalitätenkampf, — ein 


schlagkräftiges Heer, doch kein „Militaris- 
mus“, — die Erbschaft konfessioneller Kon- 
flikte und Unterschiede, doch kein Kampf 
der Konfessionen in der Gegenwart, — so 
entging die Eidgenossenschaft innerer Zer- 
setzung ebenso wie einer Zertrümmerung 
von außen. „Jahrhunderte friedlichen Auf- 
baus, hundertundfünfzig Jahre demokrati- 
scher Gewöhnung haben das Denken in Bah- 


‚nen gelenkt, haben Wertmaßstäbe geschaffen, 


welche auch unter den Zerfallserscheinungen 
unserer Zeit die Menschen widerstandsfähi- 
ger machen als in Ländern autokratischer 
oder — schlimmer noch — militaristischer 
Tradition. Man sollden Wert nicht 
unterschätzen,deneinLandsol- 
chen überlieferten Gleichge- 
wichts für das fiebergeschüt- 
telte Europa hat. Es kann bei- 
spielhaft wirken...“ „ 

Getreu ihrem Grundsatz: „Lang ist der 
Weg durch Lehre, kurz und wirksam aber 
durch Beispiele“, beschloß Anna Siemsen die 
Heimkehr nach Deutschland. Die- „Alters- 
grenze“ zur Pensionierung der Beamten, die 
sie bald erreichen mußte, hielt sie bei einer 
starren Anwendung für schädlich. Sie selbst 
fühlte sich weder alt noch müde. Sie konnte 
nicht sehen und wollte nicht zugeben, „daß 
es Dinge gibt, die zu ändern es zu spät ist“. 
Dieses einzige Merkmal des Altgeworden- 
seins, das T. S. Eliot im „Familientag“ aner- 
kennt, traf für sie nicht zu. 

Anna Siemsen kam nach Hamburg und 
setzte noch einmal ihre Würde und Weisheit 
für die Erziehung der Deutschen 
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zugutenDemokratenund Euro. 
päern ein. Was sie 1950 über die Lehrerä a 
bildung sagte, meinte sie auch für die grö-. 
Bere und allgemeinere Aufgabe der Bildung 
des ganzen Volkes: 


„Unsere außerordentlich komplizierte, in. 
rasend rascher Wandlung begriffene euro- 
päische Gesellschaft, die seit Jahrhunderten 
immer stärker der Demokratie, das heißt der 
Selbstverwaltung des gesamten Volkes, zu- 
strebt — ohne sie indes irgendwo schon ver- 
wirklicht zu haben —, bedarf zu ihrer Erhal- 
tung der höchsemöglichen Ausbildung aller, 
und zwar einer solchen, die weit über das 
bisher Erreichte hinausgeht, und zugleich der 
Heranbildung einer verantwortlichen Elite, 
welche den immer wachsenden Verwaltungs-, 
Organisations- und technischen Aufgaben ge- 
wachsen ist und die aus den breiteren Volks- 
schichten ausgewählt und herangebildet wer- 
den muß. Kein europäisches Land kann sich 
mehr den Luxus leisten, seine Talente ver- 
kümmern zu lassen. Denn in dem sehr harten 
Existenzkampf, der auf absehbare Zeit unser 
Schicksal sein wird, bedürfen wir der Höchst- 
leistung eines jeden... Klarheitüber 
das menschlich Bleibende wie 
über das gesellschaftlich sich 
Wandelndetutunsnot. Not tut uns. 
der Mut zum Experiment, zum immer neuen 
Erproben, bis wir des Besten sicher sind.“ 


Im siebenten ihrer „Briefe ausder Schweiz“ 
finden sich Anna Siemsens wichtigste Er- 
kenntnisse: „Wir sind nicht allein!“ „Lernt 
die Weggenossen kennen!“ „Durch Irrtum 
und Unglück hindurch läßt sich dennoch das 
Schicksal eines Volkes leiten, daß es nicht. 
einzerstörenderWildbach,son-. 
dern ein befruchtender und se- 
genspendender Strom wird.“ 


Olga Essig 
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